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Kurzfassung 

Die Ressourcen Boden und Wasser sind Schutzgüter, welche aufgrund des Klimawandels aber auch 

der großen Siedlungstätigkeiten der letzten Jahre stark in Anspruch genommen wurden. Extreme 

Trockenperioden und Klimamodelle, welche einen Temperaturanstieg ankündigen, aber auch die Zu-

stimmung der Politik zur Notwendigkeit, die Ressource Boden zu schützen, gaben Anstoß für diese 

Arbeit.  

Am Beispiel eines räumlichen Forschungslabors sollen innovative Lösungen zum Schutz von Boden 

und Wasser diskutiert werden. Regenwassermanagement, ein wenig verbreiteter und integrierter Be-

griff in der Planung, soll als Lösungsansatz im Kontext von Klimawandel und Wasserknappheit disku-

tiert werden. Die Integration von Regenwassermanagementmaßnahmen in den Bebauungsplan soll 

eine Unterstützung zur Erreichung der Ziele der Österreichischen Nachhaltigkeitsstrategie sein.  

Die Erarbeitung der rechtlichen Grundlagen zeigte, dass in Österreich das größte Potential für die 

Umsetzung von Regenwassermanagementmaßnahmen bei den Gemeinden liegt, da diese in ihrem 

eigenen Wirkungsbereich große Entscheidungsfreiheit genießen. Möglichkeiten der Integration von 

Regenwassermanagementmaßnahmen in den Bebauungsplan wurden anhand von Best-Practice-

Beispielen, deren Bandbreite und möglichen Kombinationen dargestellt.  

Aufgrund der trockenen und heißen Sommer der vergangenen Jahre, aber auch wegen des Projekts 

ÖKS15, welches für den Osten Österreichs einen Temperaturanstieg prognostiziert, wurde die Ge-

meinde Bad Tatzmannsdorf im Burgenland ausgewählt. Die progressive Einstellung der Gemeinde zur 

Nutzung von Niederschlagswasser machte die Auswahl des Laborraums zusätzlich attraktiv. Basie-

rend auf einer umfassenden Grundlagenforschung und Potentialanalyse wurde der Einsatz von Re-

genwassermanagementmaßnahmen geprüft und mit den Bebauungsrichtlinien der Gemeinde in ei-

nem Entwurf des Bebauungsplans zusammengeführt. 

Die Ergebnisse der Arbeit zeigen, dass die Integration von Regenwassermanagement in den Bebau-

ungsplan möglich ist, dass die Auswahl an Maßnahmen jedoch von den Rahmenbedingungen, wie 

Durchlässigkeit des Bodens, abhängig ist. Aufgrund des immer größer werdenden Drucks wegen un-

terschiedlicher Nutzungsinteressen auf freien Flächen hat eine effiziente Nutzung von Ressourcen 

höchste Priorität, sodass kommenden Generationen Entwicklungschancen gesichert sind. Die Folgen 

des Klimawandels sind nicht absehbar, jedoch soll der Einsatz von Regenwassermanagementmaß-

nahmen eine Chance für neue Lösungen und für einen ressourcenschonenden Einsatz sein.  
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Abstract 

The natural resources soil and water are protected assets which have been heavily strained due to 

climate change as well as extensive settlement activities of recent years. Not only extreme periods of 

draught and climate models, which predict a rise in temperature, but also the government’s knowledge 

of the necessity of protecting the resource soil gave rise to write this thesis. 

On the basis of a spatial research laboratory innovative solutions for the protection of soil and water 

shall be discussed. In the context of climate change and water scarcity, rainwater management, a less 

common and integrated concept in planning, will be discussed as a solution. The integration of rainwa-

ter management measures in the zoning plan should support the achievement of the goals of the Aus-

trian-sustainability-strategy. 

The legal bases showed that the greatest potential for the implementation of rainwater management 

measures in Austria lies within the municipalities, as they enjoy great freedom of choice within their 

own sphere of influence. Best-practice examples were used to illustrate options for an integration of 

rainwater management measures into the zoning plan as well as their range and possible combina-

tions of different measures. 

Due to the dry and hot summer of recent years but also the project ÖKS15, which predicts an increase 

in temperature for the eastern part of Austria, the municipality of Bad Tatzmannsdorf in Burgenland 

was selected. The endorsing attitude of the community towards the sustainable usage of rainwater 

further influenced the choice of the laboratory space. On the basis of comprehensive basic research 

and potential analysis the use of rainwater management measures was examined and merged with 

the development guidelines in the draft of the development plan. 

The results of this paper show that the integration of rainwater management into the development plan 

is possible, but the choice of measures depends on the conditions, such as permeability of the soil. 

Due to the ever increasing pressure due to different usage interests on open spaces, an efficient use 

of resources has the highest priority to ensure future generations’ development opportunities. The 

consequences of climate change are not foreseeable, but the use of rainwater management measures 

should be an opportunity for new solutions and for a resource-efficient use. 
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1 Einleitung  

,,Wichtige Mitteilung! Die Hochbehälter haben sich entleert. Bitte nur das notwendigste Was-

ser entnehmen. Verboten ist das Befüllen von Pools, Rasengießen, Autowaschen und sonsti-

ge Wasserverschwendung. Nicht Beachtung wird zur Anzeige gebracht. […] Die Feuerwehr 

wird Brauchwasser ausführen‘‘ (Feuerwehr Litzelsdorf 2017, Audioaufnahme, ORF Burgen-

land).  

 

Der Sommer 2017 führte in Gebieten des Südburgenlands aufgrund der langen Trockenperiode zu 

Trinkwasserknappheit. Kleine Wassergenossenschaften hatten große Schwierigkeiten bei der Versor-

gung und es musste eine Notversorgungsleitung zum Wasserverband Südliches Burgenland aktiviert 

werden. Die große Hitze und der ausbleibende Niederschlag führten dazu, dass der Trinkwasserver-

brauch um etwa 60% stieg. Weiters kam es auch in Teichen zu einem Anstieg der Wassertemperatur, 

wodurch die Qualität drastisch sank und der Fischbestand nur durch Einpumpen von Sauerstoff geret-

tet werden konnte (vgl. ORF Burgenland 2017). Die extreme Trockenheit war auch in Niederöster-

reich, in einigen Gemeinden der Bezirke Horn, Hollabrunn und Bruck an der Leitha, zu einem großen 

Problem geworden. EinwohnerInnen, welche sich über einen Hausbrunnen selbst versorgen, mussten 

aufgrund der Austrocknung der Brunnen auf die öffentliche Wasserleitung umsteigen. Die Wasserzäh-

ler der Retzer Wasserwerke zeigten um über 20% mehr Verbrauch an und die Pegelstände in den 

Trinkwassersammelbehältern sanken stark. Als Vorsichtsmaßnahme wurde von der Stadtgemeinde 

Retz das Autowaschen und Blumengießen mit Trinkwasser verboten (vgl. ORF Niederösterreich 

2017). 

 

Die Änderungen des Klimas und die damit verbundenen Folgen waren Anlass für das Projekt ÖKS15, 

welches von Bund und Ländern gemeinsam initiiert wurde. Anhand von Klimamodellen wurde erarbei-

tet, wie sich Niederschlag und Temperatur bis 2100 verändern werden (vgl. ZAMG et. al 2016a, 1). 

Die Ergebnisse wurden für das gesamte Bundesgebiet ausgewertet und daraus einige Erkenntnisse 

gewonnen, nämlich dass es zu einem Anstieg der Mitteltemperatur kommt, die Anzahl der Hitze- und 

Sommertage um bis zu 10 Tage steigen wird, die Vegetationsperiode sich verlängert und dass die 

Frost- und Eistage weniger werden. Außerdem werden die Kühlgradtage in Zukunft deutlich mehr, 

wobei vor allem das Burgenland und die Südoststeiermark am stärksten davon betroffen sein werden 

(vgl. ZAMG et. al 2016a, 6-9). 
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Abb. 1 Modellergebnisse für die Änderung der Mitteltemperatur in °C gegenüber dem Bezugszeitraum 1971-2000 
(ZAMG et. al 2016a, 7) 

Für die zukünftige Änderung der Jahresniederschlagssumme können nur wenige zuverlässige Aussa-

gen getätigt werden, da diese eine starke zeitliche und lokale Variabilität aufweisen. Um eine Aussage 

für das gesamte Bundesgebiet treffen zu können, wird anhand der Modelldaten mit einer Zunahme 

der Niederschläge mit einem durchschnittlichen Wert von 8,7% gerechnet. Mit einem deutlichen An-

stieg der Niederschläge muss in Gebieten des Alpenhauptkamms und in den nördlichen Bereichen 

der Donau im Hochland gerechnet werden. Trockenperioden können anhand der Klimamodelle und 

den damit erstellten Szenarien nicht errechnet werden (vgl. ZAMG et. al 2016a, 9-11). 
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Abb. 2 Modellergebnisse für die Änderung der Sommerniederschläge in % gegenüber dem Bezugszeitraum 1971-2000 
(ZAMG et. al 2016a, 10) 

Die Daten und Resultate aus dem Projekt ÖKS15 wurden für das gesamte Bundesgebiet Österreich 

ausgewertet und in Berichte verfasst. Das Burgenland ist vor allem von einer Zunahme der Hitzetage 

betroffen sowie auch von einer signifikanten Zunahme der Temperatur. Nach den Berechnungen der 

Modelle kann in Zukunft mit einer Zunahme des mittleren Jahresniederschlags gerechnet werden, 

jedoch sind die Niederschläge regional von verschiedenen Faktoren abhängig und können nur schwer 

erfasst werden (vgl. ZAMG et. al 2016b, 5-9).  

 

 
Abb. 3 Modellergebnisse für die Änderung der Hitzetage im Jahresmittel in T im Burgenland gegenüber dem 
Bezugszeitraum 1971-2000 (vgl. ZAMG et. al 2016b, 9) 
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Die Trockenperiode im Jahr 2017 führte in zahlreichen Gebieten in Österreich zu Wasserknappheit 

und der Verbrauch von Trinkwasser musste eingeschränkt werden. Dieses Ereignis sowie auch die 

Ergebnisse des Projekts ÖKS15 gaben den Anstoß für die vorliegende Arbeit, welche sich intensiv mit 

dem Thema Regenwassermanagement auseinandersetzt und Möglichkeiten dafür diskutieren werden, 

wie Trinkwasser eingespart und auf die Veränderungen durch den Klimawandel reagiert werden kann.  
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1.1 Österreichs Wasserwirtschaft im Klimawandel 

100 Millionen BürgerInnen Europas wurden seit dem Jahr 2000 von Trockenheit, Dürre und extrem 

heißen Temperaturen getroffen. Die Gebiete im Süden Europas waren besonders von extremen Wet-

terlagen betroffen, doch in Zukunft werden sich solche Trockenperioden auch auf Mittel- und Osteuro-

pa ausdehnen. Die Europäische Kommission hat mit der Wasserrahmenrichtlinie eine Grundlage ge-

schaffen, welche die MitgliederInnen zu einem nachhaltigeren Umgang mit der Ressource Wasser 

verpflichtet (vgl. ÖVGW 2017a).  

Der Klimawandel und die damit verbundenen Folgen sind brisante Themen, zu denen ExpertInnen, 

aufgrund von unterschiedlichen Klimamodellen und Berechnungen weltweit, keine eindeutigen Ergeb-

nisse liefern können. Jedoch haben ForscherInnen einen gemeinsamen Konsens gefunden und dieser 

ist, dass der Klimawandel aufgrund anthropogener Einflüsse stattfindet. Um die Auswirkungen auf die 

Ressource Wasser in Österreich besser einschätzen zu können, hat das Bundeministerium für Land-, 

Forst-, Umwelt- und Wasserwirtschaft die Erstellung einer Studie bei der Zentralanstalt für Meteorolo-

gie und Geodynamik sowie auch der Technischen Universität Wien in Auftrag gegeben. Daraus ge-

wonnene Erkenntnisse für die österreichische Wasserwirtschaft sind, dass sich das Klima in Öster-

reich in den letzten dreißig Jahren deutlich verändert hat. Die Lufttemperatur ist generell um ca. 1,5°C 

gestiegen, wobei hier zwischen Sommer und Winter und einem jeweiligen Anstieg von ca. 2°C bzw. 

ca. 1°C unterschieden werden muss. Die Jahresniederschlagssummen sind seit den 70er Jahren fast 

im gesamten Land angestiegen, jedoch nicht im Südosten des Landes. Eine Änderung der Nieder-

schläge in den Wintermonaten ist vor allem wegen des wichtigen Wintertourismus in Österreich ein 

präsentes Thema. In der Vergangenheit sind die Niederschläge nördlich der Alpen sogar etwas ange-

stiegen, jedoch wurden im Süden bedeutende Einbußen aufgezeichnet (vgl. BMLFUW 2010). Die 

Tourismusgebiete in Österreich müssen sich darauf einstellen, dass der Temperaturanstieg dazu 

führt, dass weniger Niederschlag in Form von Schnee fallen wird und dadurch der Wintertourismus 

stark beeinflusst werden wird. Vor allem Gletscherskigebiete sind attraktive Ausweichregionen, jedoch 

führen die hohen Temperaturen und die geringeren Niederschläge auch zu einem Rückgang der Glet-

scher insgesamt (vgl. Fleischhacke, Formeyer 2006). 

Die Studie der ZAMG und TU Wien, welche sich intensiv mit den Klimadaten der letzten dreißig Jahre 

beschäftigt, stellt eine Prognose der Situation in den Jahren 2021 bis 2050 und wahrscheinliche Ver-

änderungen des Klimas in Österreich dar. Es wird weiterhin zu einem Anstieg der Temperatur kom-

men, es wird um ca. 1°C wärmer, weswegen vor allem im Sommer mit einer starken Ausprägung von 

hohen Temperaturen gerechnet wird. Die Niederschläge in den Wintermonaten sollen sich erhöhen, 

aber dafür soll im Sommer weniger Regen fallen. Bedeutende Änderungen, welche den Niederschlag 

betreffen, werden erst in den Jahren nach 2050 erwartet. Trotz der Zunahme der Niederschläge in den 

Wintermonaten ist mit einem deutlichen Rückgang des Schneeniederschlags und der damit verbun-

denen Schneedecke zu rechnen. In der Studie wird deutlich betont, dass bez. des Niederschlags von 

Schnee im Winter und Regen im Sommer mit großen regionalen Unterschieden zu rechnen ist, dazu 

können momentane Modellberechnungen jedoch keine zuverlässigen Ergebnisse liefern. Ein weiterer 
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wichtiger Vorgang im Wettergeschehen ist die Verdunstung, welche bis zum Jahr 2050 ansteigen 

wird, jedoch kann diesbezüglich keine konkrete Zahl genannt werden, da zu viele Faktoren berück-

sichtigt werden müssen (vgl. BMLFUW 2010). Die Verdunstung ist in der Klimaforschung noch nicht 

weitgehend untersucht worden, jedoch ist diese besonders interessant, wenn es um die Themen 

Stadtklima, Kleinklima, Wasserkreislauf und Flächenversiegelung geht. Die Studie des Bundes zum 

Klimawandel und zu den Auswirkungen auf die österreichische Wasserwirtschaft beschreibt sehr deut-

lich die Problematik bzgl. Extremwetterereignissen. Eine genaue Vorhersage ist mit derzeitigen 

Klimamodellen nicht möglich und es bestehen bedeutend große Unterschiede in den einzelnen Gebie-

ten. Die Situation der Oberflächenwässer wird sich zukünftig ändern, da es im gesamten Land, außer 

im Süden, um etwa 20% mehr Winterabfluss geben wird. Ein weiterer Aspekt, welcher im Zuge des 

Klimawandels beobachtet werden muss, ist das Niederwasser. Im Osten des Landes führt dies vor 

allem im Sommer zu extrem geringen Abflüssen, im Westen hingegen im Winter. Aufgrund der geo-

graphischen Lage Österreichs und des starken Einflusses der Alpen auf die verschiedenen Klimaregi-

onen ist die Saisonalität in den unterschiedlichen Regionen zu berücksichtigen. In den Gebieten, wo 

es besonders im Sommer zu extremem Niederwasser kommt, kann es laut ExpertInnen aufgrund 

hoher Temperaturen und geringer Wasserstände zu Qualitätsproblemen bei Oberflächenwässern 

kommen, weswegen Aufbereitungsmaßnahmen bzw. eine Speicherbewirtschaftung notwendig sind. 

Die soeben erwähnte Wassertemperatur wird sich in Zukunft allgemein in Oberflächengewässern 

erhöhen, wobei in gewissen Regionen der Anstieg wegen der Gletscherschmelze geringer ausfallen 

kann. Dies wirkt sich vor allem auf Bereiche der Industrie aus, indem genehmigte Wärmeeinleitungen 

von Kühlwasser möglicherweise aktualisiert und Auflagen zur Einleitung in Gewässer geändert wer-

den müssen (vgl. BMLFUW 2010). 

Einen besonders wichtigen Teil der Wasserwirtschaft in Österreich bildet die Grundwasserbewirtschaf-

tung, da das gesamte Trinkwasser aus Quell- und Grundwasser bezogen wird. 50% der gesamt ge-

wonnenen Trinkwassermenge stammt aus dem Grundwasser. Etwa 90% der österreichischen Ein-

wohnerInnen sind an eine zentrale Wasserversorgung angeschlossen und 10% entnehmen das Trink- 

und Brauchwasser Hausbrunnen bzw. Quellen (vgl. BMLFUW 2014).  

Die Beobachtung der Grundwasserstände in den Bundesländern hat gezeigt, dass es im Beobach-

tungszeitraum 1976 bis 2006 zu einem Absinken der Grundwasserstände in Vorarlberg, Kärnten und 

der daran angrenzenden Südsteiermark, im Burgenland hinauf Richtung Norden und auch in Nieder-

österreich bis zur Donau gekommen ist. Trotz einer partiellen Zunahme der Niederschläge konnte 

keine positive Anreicherung des Grundwassers verzeichnet werden. Im nördlichen Burgenland muss 

vor allem darauf geachtet werden, dass Grundwasser auch für landwirtschaftliche Zwecke verwendet 

wird und sich dadurch das Bild des fallenden Grundwassersspiegels verschärfen kann. Anhand der 

Berechnung der zukünftigen Situation durch Klimamodelle wird eine Abnahme des Grundwasserspie-

gels in Kärnten und der Steiermark erwartet, in den westlichen und nördlichen Bundesländern jedoch 

eine leichte Zunahme wegen der ausgiebigeren Winter- und Frühjahrsniederschläge. Aufgrund des 

Temperaturanstiegs im niederschlagsarmen Osten geht man von sinkenden Grundwasserspiegeln 

aus, jedoch sind detaillierte Aussagen über regionale und lokale Grundwasservorkommen, anhand 
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des heutigen Kenntnisstandes der Berechnungsmethoden, nicht möglich. Daher wird von Fachleuten 

die Bedeutung der nachhaltigen Wasserbewirtschaftung in den niederschlagsarmen Gebieten emp-

fohlen. Als Reaktion auf steigende Temperaturen sowie die Änderung des Klimas fordert die Bevölke-

rung, Landwirtschaft und Industrie wasserwirtschaftliche Strategien, um den erwarteten Anstieg des 

Wasserverbrauchs abdecken zu können (vgl. BMLFUW 2010). 

In der österreichischen Wasserwirtschaft waren in den letzten Jahren große Anstrengungen notwen-

dig, um die Versorgungssicherheit und die damit verbundenen Nutzungsaspekte auf ein hohes Niveau 

zu bringen. Im Durchschnitt liegt der Wasserbedarf in einem österreichischen Haushalt bei 130 Liter 

pro EinwohnerInnen pro Tag. Bei der Verwendung von Brauch- oder Prozesswasser konnte in den 

letzten Jahren ein Rückgang des Wasserverbrauchs verzeichnet werden, da die Verwendung von 

Wasser ein hoher Kostenfaktor in der Industrie ist. Der zukünftig erwartete Anstieg der Luft- und auch 

Wassertemperatur hat Folgen für die Landwirtschaft, aber auch Industrie. In der Landwirtschaft ist mit 

einer erhöhten Verdunstung des Wassers auf Pflanzenoberflächen zu rechnen und damit auch mit 

einem höheren Pflanzenwasserbedarf. Ebenso ist in der privaten und auch öffentlichen Gartenbewäs-

serung mit einem erhöhten Wasserverbrauch zu rechnen, jedoch werden hier regional starke Unter-

schiede zu erkennen sein. Die derzeitigen Möglichkeiten der Klimamodelle lassen noch keine vertrau-

enswürdigen Aussagen bzgl. regionaler und örtlicher Prognosen zu. Die bereits erwähnte Versor-

gungssicherheit in Österreich könnte zukünftig, aufgrund von extremen Trockenperioden in einzelnen 

Regionen, nicht gewährleistet werden. Um diesen Engpässen entgegen zu arbeiten, sollte eine besse-

re Vernetzung von einzelnen Gebieten angestrebt sowie eine Prioritätenliste in Hinblick auf Nutzungs-

konflikte bei Engpässen ausgearbeitet werden (vgl. BMLFUW 2010).  
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1.2 Problemstellung  

In Österreich werden täglich 130 Liter/Person an Trinkwasser benötigt, der Großteil davon wird für die 

Toilettenspülung, das Wäschewaschen und die Körperhygiene verwendet. Dieser Wert ist jedoch nur 

ein Teil der immensen Wassermenge, die wir wirklich täglich benötigen, damit das gewohnte gesell-

schaftliche Leben funktioniert und die Entwicklung gesichert ist. In Österreich sind es 260 Liter Was-

ser/Person/Tag, wenn der Wasserverbrauch von Betrieben noch zum täglichen Verbrauch der Ein-

wohnerInnen miteingerechnet wird. Die Produktion von Gütern, Waren, aber auch Lebensmitteln ist für 

die Wasserwirtschaft ein bedeutender Faktor, sind für ein Ei etwa 135 Liter Wasser, für ein T-Shirt 

etwa 4000 Liter und für 1 kg Rindfleisch 13.000 Liter Wasser notwendig. Professor Anthony Allan be-

schäftigte sich mit dem Thema ,,virtuelles Wasser‘‘, wodurch deutlich wurde, welche Rolle Wasser in 

der Landwirtschaft und Industrie spielt (vgl. ÖVGW 2017b). Das tägliche Leben und die dafür notwen-

digen Güter sind mit der Notwendigkeit von Wasser eng verbunden. Ein schonender, bewusster und 

nachhaltiger Umgang mit der Ressource Wasser ist daher notwendig, um sich auf die ungewissen 

Auswirkungen und Folgen des Klimawandels vorbereiten zu können.  

Die Ressource Wasser ist ein schützenswertes Gut und es bedarf in Zukunft weiterhin großer Bemü-

hungen und eines nachhaltigen Umgangs, um es schützen zu können. Die Österreichische Nachhal-

tigkeitsstrategie wurde im Jahr 2002 von der Bundesregierung beschlossen und sollte zu einer nach-

haltigen Zukunft Österreichs beitragen. Gemäß dem Leitziel 11 der Nachhaltigkeitsstrategie sollen die 

Umweltmedien Wasser, Boden und Luft geschützt werden. Ein Ansatz zur Erreichung dieses Zieles 

ist, dass die Wasserressourcen und eine ausgeglichene Wasserbilanz des natürlichen Systems gesi-

chert werden. Die Versorgungssicherheit der Industrie und der Gewerbe, der Bevölkerung sowie auch 

der Landwirtschaft soll weiterhin gegeben sein. Unter dem Leitziel 13 werden eine verantwortungsvol-

le Raumnutzung und ein nachhaltiger Umgang mit der Ressource Boden in die Strategie mitaufge-

nommen (vgl. BMLFUW 2002, online). Die Aufnahme in die Nachhaltigkeitsstrategie bedeutete, dass 

die Politik in Österreich erkannt hat, dass es an der Zeit war, Maßnahmen gegen den hohen Flächen-

verbrauch zu ergreifen. Der Dauersiedlungsraum der gesamten Bundesfläche beträgt 37%, von die-

sem wurden in den Jahren 2005 bis 2006 täglich 11,5 ha dauerhaft für Siedlungs- und Verkehrszwe-

cke genützt und 5 ha versiegelt (vgl. Umweltbundesamt 2007, online). Der Umweltkontrollbericht aus 

dem Jahr 2016 fasst die Ergebnisse der Beobachtungen aus den Jahren 2013 bis 2015 zusammen, in 

denen 16,1 ha Boden pro Tag verbraucht wurden. 7 ha Boden wurden als Bau- und Verkehrsflächen 

verwendet und 9,1 ha für Betriebs-, Erholungs- und Abbauflächen (vgl. Umweltbundesamt 2016a). 

Daten aus dem Jahr 2016 wurden genauer betrachtet und es ergab sich daraus ein Versiegelungs-

grad des möglichen Dauersiedlungsraums von 41%. Versiegelung bedeutet also, dass der Boden mit 

einer wasserundurchlässigen Schicht überbaut wird und er dadurch seine natürliche Funktion zur Ver-

sickerung von Wasser und Bindung von Schadstoffen verliert. Ein Blick zurück auf die bereits erwähn-

te Nachhaltigkeitsstrategie Österreichs aus dem Jahr 2002 zeigt, dass der maximale Bodenverbrauch 

von maximal 2,5 ha pro Tag bis ins Jahr 2016 nicht eingehalten werden konnte (vgl. Umweltbundes-

amt 2016b).  
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Die Bedeutung der endlichen Ressource Boden wurde erkannt und so beschlossen im Jahr 2014 

zehn österreichische Institutionen die Bodencharta 2014. Anlass dazu war, dass der tägliche Boden-

verbrauch sowie auch die Anzahl brachliegender Industrie- und auch Wohnflächen stetig anstieg. Die 

Bodencharta sollte bezwecken, dass die Bebauung von landwirtschaftlichen Flächen so weit wie mög-

lich verhindert wird und brachliegende sowie auch entwickelte Flächen einer Nutzung zugeführt wer-

den. Durch die Innenentwicklung und Wiederbelebung von leerstehenden Flächen und Gebäuden soll 

die Zersiedelung aufgehalten werden. Das Bauen auf der ,,grünen Wiese‘‘ entspricht nicht den Zielbe-

stimmungen der Charta, wodurch die Verdichtung und die Wiederbelebung von Ortskernen eine wich-

tige Bedeutung erlangt. Um eine nachhaltige Entwicklung zu ermöglichen und den Fortschritt des Kli-

mawandels nicht voranzutreiben, ist ein Rückgang des Verbrauchs von fruchtbarem Boden ein bedeu-

tender Schritt (vgl. Bodencharta 2014). Die Schutzgüter Boden und Wasser sind stark miteinander 

verwoben und es ist von großer Wichtigkeit, diese gemeinsam zu schützen. Doch nicht nur die Be-

wahrung der Schutzgüter wird in Zukunft ein wichtiges Thema sein, sondern auch die Anpassung des 

Menschen und seiner Gewohnheiten an den von ihm selbst verursachten Klimawandel sowie dessen 

Folgen.  

 

Abb. 4 Wirkungsbeziehungen (eigene Darstellung) 

Seit über 200 Jahren werden Wetterdaten aufgezeichnet und die Werte zeigen, dass es im Jahr 2013 

und 2015 extrem heiß war und die Temperaturen über die 40°Celsius anstiegen. Hitzewellen mit lan-

gen Trockenphasen ohne Abkühlung werden in Zukunft vermehrt auftreten. Siedlungsräume, darunter 
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vor allem städtische Hitzeinseln, leiden unter diesen extremen Temperaturen (vgl. Umweltbundesamt 

2016c). Hohe Temperaturen am Tag, wodurch sich Wohnungen und Häuser stark erhitzen, aber man-

gelnde oder keine Abkühlung am Abend können negative gesundheitliche Folgen für den Menschen 

haben. Kranke und ältere Personen, Kinder, aber auch viele erwachsene Personen leiden unter Hit-

zewellen und auch die Schlafqualität sowie Leistungsfähigkeit sind dadurch beeinträchtigt (vgl. Le-

bensministerium 2012).  

Die Versiegelung des Bodens durch Siedlungstätigkeit mit wärmeabsorbierenden und wasserabwei-

senden Materialen führt dazu, dass Niederschlag nicht an Ort und Stelle versickert. Naturbelassene 

Flächen mit Vegetation und die darunterliegenden feuchtigkeitsspeichernden Böden tragen zur Ver-

dunstung des gespeicherten Niederschlagswassers bei, wodurch es zu einer Kühlung der Umgebung 

kommt (vgl. Wiener Umweltschutzabteilung - MA 22 2015).  

Die Klimaparameter Temperatur, Niederschlag und Wind wurden aufgrund des Klimawandels und der 

damit verbundenen Folgen in Studien genauer beobachtet. Es konnte vor allem ein steigender Klima-

trend bei der Temperatur beobachtet werden, welcher sich weiter fortsetzen wird. Die Durchschnitts-

temperaturen werden steigen ebenso wie die Anzahl der Tage mit Temperaturen über 30°C und die 

Temperaturen in der Nacht. Es kann dadurch zu unangenehmen Innenraum- und Wohnklimata kom-

men, ein erhöhter Kühlbedarf im Sommer kann ebenso ein möglicher Effekt sein. Die daraus resultie-

renden Auswirkungen sind vor allem gesundheitliche Belastungen für den menschlichen Körper, wie 

etwa negative Auswirkungen auf die Leistungsfähigkeit, hitzebedingte Herzkreislauferkrankungen und 

auch Todesfälle (vgl. Umweltbundesamt 2016c). 

Die Versiegelung von Böden aufgrund von Siedlungstätigkeit führt dazu, 

dass Niederschläge sofort abfließen. Die Verdunstung, welche der Um-

gebung Wärme entzieht und dadurch zum Absinken der Temperatur 

führt, findet nicht statt. Ebenso kommt es nicht zur Versickerung und 

somit zu keiner Anreicherung des Grundwasserkörpers. Die Ableitung 

der Oberflächenwässer von versiegelten Flächen in das Kanalsystem 

wurde in der Siedlungswasserwirtschaft lange Zeit betrieben. Die zu-

nehmende Siedlungstätigkeit hat jedoch dazu geführt, dass die Was-

sermengen aufgrund zunehmender Bebauung stiegen ebenso wie auch 

die Kosten für die Abwasserinfrastruktur  (vgl. Bayrisches Landesamt für 

Umwelt 2016, 1-2). 

Der zur Verfügung stehende Raum ist unterschiedlichen Beanspruchun-

gen ausgesetzt und es entsteht ein enormer Konkurrenzdruck zwischen 

den einzelnen Nutzern. Die Bundesfläche Österreichs ist auf 37% Dau-

ersiedlungsraum beschränkt, welcher für die sich gegenseitig ausschlie-

ßenden Nutzungsformen Landwirtschaft, Verkehr und Siedlung zur Ver-

fügung steht (vgl. BMLFUW 2011, 5). Zur Herausforderung des begrenz-

ten Dauersiedlungsraums kommt das Problem der Zersiedlung hinzu. 

Abb. 5 Prinzip der Sied-
lungsentwässerung (eige-
ne Darstellung) 
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Das Phänomen der Zersiedelung führt dazu, dass Bautätigkeiten ohne ortsplanerisches Konzept und 

nicht in einer geschlossenen Siedlungsform durchgeführt werden (vgl. Kanonier 2009, 107). Wegen 

der uneingeschränkten und konzeptlosen Siedungstätigkeit werden in Gemeinden auf unterschied-

lichsten Ebenen Probleme produziert (vgl. Schuster 2015, 18). In der Raumplanung ist es daher die 

Aufgabe der Verantwortlichen, mehrere Themenbereiche gleichzeitig zu beachten und zusammenzu-

führen. Entscheidungen haben je nach Aufgabenbereich unterschiedliche Wirkungszeiten von Wo-

chen, Monaten bis hin zu vielen Jahren (vgl. Scholl 2005, 1122-1125). Dieser Prozess bedeutet, dass 

nachfolgende Generationen mit den Entscheidungen der vorhergehenden umzugehen haben. Ange-

strebt wird daher  eine nachhaltige Entwicklung, worunter verstanden wird, dass es eine intergenerati-

ve Chancengleichheit geben muss, um Möglichkeiten zur Entwicklung sowie auch Raum für zukünfti-

ge Nutzungen zur Verfügung zu haben (vgl. Spehl 2005, 678-690).  

 

Abb. 6 Höchster Flächenverbrauch in Ostösterreich (VCÖ 2007, 17) 

Um den Gedanken des Schutzguts Boden aufzugreifen, werden die Begriffe Innenentwicklung (vgl. 

Scholl 2007, 3-4) und Flächenmanagement diskutiert. Dies sind Planungsansätze in der Raumpla-

nung, wodurch ökologische Qualitäten und Bodenfunktionen erhalten und geschützt werden können. 

Ziel im Flächenmanagement soll sein, dass Umweltbeeinträchtigungen ausgeglichen werden können 

(vgl. Dietrichs 2006, 52-67).  

Planungsprozesse lösen durch verschiedene Eingriffe in den Raum Reaktionen hervor, welche ökolo-

gische, soziale und auch wirtschaftliche Auswirkungen haben. Durch ungeordnete Siedlungstätigkeit 

wird die Landschaft zerschnitten, die biologische Vielfalt sowie auch Erholungs- und landwirtschaftli-

che Produktionsflächen gehen verloren. Dem Bedarf an sozialer Infrastruktur wie Bildungseinrichtun-

gen, Einkaufsmöglichkeiten, Arbeitsplätzen etc. kann in dünn besiedelten Gebieten nicht nachge-

kommen werden (vgl. Lexer, Linser 2005, 10-13). Der Anstieg des motorisierten Individualverkehrs, 
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durch Siedlungstätigkeit in dünn besiedelten Gebieten, zieht negative ökologische und auch ökonomi-

sche Auswirkungen mit sich. Der Erschließungsaufwand von dünn besiedelten Gebieten hat erhöhte 

Kosten zur Folge. Die Distanzen der Erschließung mittels Infrastruktur werden durch zerstreute Sied-

lungsformen immer länger, wodurch die Kosten steigen. Einfamilienhausgebiete haben einen bis zu 

dreimal höheren Erschließungsaufwand als dichte Wohngebiete (vgl. Siedentop 2005, 22-25).  

Ein Vergleich des Flächenbedarfs und der Erschließungskosten von fünf Wohn- und Siedlungstypen 

zeigt eindeutig auf, dass der Flächenbedarf in m² pro Wohneinheit bei einem Einfamilienhaus am 

größten ist. Bereits bei einem zweigeschoßigen Reihenhaus kann der Flächenbedarf um 60% redu-

ziert werden (vgl. Moser u.a. 1989, 127). 

 
Abb. 7 Flächenbedarf in m² pro Wohneinheit (Moser u.a. 1989, 127) 

 
Abb. 8 Erschließungskosten in % von A (Moser u.a. 1989, 127) 

Siedlungsentwicklung ist also nicht nur ein Eingriff in das Landschaftsbild, sondern hat auch volkswirt-

schaftliche Folgen. Erschließungskosten werden zum überwiegenden Teil von der öffentlichen Hand 

getragen. Die Abbildungen 7 und 8 zeigen, dass ein deutliches Sparpotential vorhanden ist, wobei 

nicht auf Eigentum verzichtet werden muss. Der Einsatz des verdichteten Flachbaus bietet ebenso die 

Möglichkeit der Realisierung von privatem Raum, was in Österreich bereits mehrfach verwirklicht wur-

de (vgl. Egg, Fischler, Gold 1986, 15-20).  

Siedlungserweiterungen erfolgen ohne parallele Infrastrukturplanung. Die Effizienz von Erweiterungs-

projekten könnte gesteigert werden, wenn Überlegungen zur Bereitstellung von Infrastrukturen von 

Beginn an durchgeführt werden würden. Die Kosten für Infrastrukturen, Straße, Trink- und Abwasser-
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leitungen, Strom, etc. sind auch von der Zerstreuung bzw. der Bebauungsdichte abhängig. Aufschlie-

ßungskosten werden in vielen Gemeinden nicht an die GrundeigentümerInnen  übertragen, weswegen 

das kommunale Budget belastet wird (vgl. Siedentop 2010, 153 -165).  

 
Abb. 9 Verteilung der Aufschließungskosten (VCÖ 2007, 19) 

In der Siedlungsentwicklung wurde bei der Planung und Umsetzung bis in die Mitte der 1990er Jahre 

versucht, die anfallenden Regenwassermengen von versiegelten Siedlungs- und Verkehrsflächen 

direkt abzuleiten. Daher wurde auch die dafür notwendige Infrastruktur des Misch- und Trennsystems 

darauf ausgerichtet und dimensioniert. Die Kanalleitungen wurden dahingehenden bemessen, dass 

auch der Abtransport größer anfallender Regenmengen problemlos möglich ist. Dadurch wurde ein 

hoher Grad an Entwässerung im Siedlungsbereich erreicht, welcher bei zukünftigen Entwicklungen als 

Maßstab heranzuziehen ist. Doch es wurde in den vergangenen Jahren die Erkenntnis gewonnen, 

dass die Ableitung des gesamten Regenwassers in den Kanal negative ökologische Auswirkungen 

sowohl auf die Grundwasserneubildung als auch auf Hochwasserabflüsse hat. Die Kosten, welche 

durch den Bau von Hochwasserrückhaltebecken und Mischwasserspeicherbecken entstanden, sind 

enorm. Diese waren auch Grund dafür, dass Alternativen und neue Möglichkeiten der Regenwasser-

bewirtschaftung gefragt sind (vgl. Sieker et al. 1996, 1). 

Ein naturnaher Umgang mit Niederschlagswasser ist daher von großer Bedeutung und muss in der 

zukünftigen Planung und Umsetzung angestrebt werden. Die Folgen des Klimawandels, steigende 

Temperaturen, die große Ungewissheit bezüglich Starkniederschlägen, die intensive Beeinträchtigung 

des Schutzgutes Boden sowie auch die intensive Nutzung von Trinkwasser verlangen einen neuen 

und geänderten Umgang mit unserer Umwelt. Ökologisches Planen und Bauen wird in Zukunft nicht 

nur die verwendeten Baumaterialen betreffen, sondern auch die Integration von Regenwasserma-

nagement. 

Die Entwässerung von Siedlungsgebieten erfolgt durch eine durchgehende Verbindung zwischen dem 

jeweiligen Siedlungsgebiet, einer Kläranlage und einem Fluss, was jedoch bedeutet, dass bei Gefälle-

verhältnissen Pumpen oder Speicherbauwerke notwendig sind, um das Abwasser in verschiedensten 
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Lagen im Kanal zu transportieren. Hoher technischer Aufwand bedeutet auch einen dementsprechend 

hohen Investitionsbedarf, welcher von Gemeinden nur getragen werden kann, wenn sich diese zu 

zweckgebundenen Gemeinschaften zusammenschließen (vgl. Sieker et al.  1996, 26-27). 

In der Siedlungswasserwirtschaft werden also Misch- und Trennsystem zur Ableitung von Nieder-

schlägen verwendet, da diese einen großen Entwässerungskomfort und auch Sicherheit bei Über-

schwemmungen bieten. Trotz der positiven Aspekte der beiden Entwässerungssysteme stehen diesen 

zahlreiche negative wasserwirtschaftlich-ökologische Auswirkungen gegenüber. Zwischen den Ent-

wässerungsflächen und den Oberflächengewässern werden zwar verschiedenste Speicherbauwerke, 

wie Regenrückhalte- oder Regenklärbecken, zum Schutz vor Schadstoffeinträgen eingebaut, jedoch 

werden die Oberflächengewässer stark beeinträchtigt. Zu den Belastungen wird eine Verschärfung der 

Hochwasserabflüsse gezählt, da das Regenwasser durch schnelleres Abfließen in den Kanälen 

schneller ins Oberflächenwasser abgeleitet wird, durch Eigenheiten des Siedlungsgebietes kann es so 

zu erhöhten Abflussspitzen kommen. Der Regenwasserabfluss aus Siedlungsgebieten übersteigt den 

natürlichen Abfluss in Oberflächengewässer deutlich, wodurch vor allem kleinere Gewässer stark be-

einträchtigt werden können. Die in den Trockenzeiten angesammelten Schadstoffe auf Oberflächen 

werden bei Niederschlägen, besonders im Trennsystem, von den Oberflächen der Kanäle direkt in 

Flüsse gewaschen. Ein wesentlicher negativer Aspekt der kanalisierten Ableitung ist die geänderte 

Grundwasserneubildungsrate. Die Versiegelung von Oberflächen ist der schädlichste Eingriff in den 

Boden und den damit verbundenen Wasserhaushalt. Der natürliche Abfluss des Regenwassers durch 

Infiltration wird durch wasserundurchlässige Schichten vollständig verhindert, weswegen sich das 

Erfordernis einer technischen Entwässerung ergibt. Die Bodennutzung und die damit verbundene 

Ableitung des Regenwassers von versiegelten Oberflächen führen dazu, dass das Grundwasser und 

der Boden nachhaltig negativ beeinflusst werden. Diese negativen Auswirkungen führen zu einer 

Verminderung der Verdunstungsrate und der Grundwasserneubildungsrate sowie auch der Verfüg-

barkeit von Grundwasser für Pflanzen und Trinkwasser für den Menschen. Die Oberflächengewässer 

werden von einem sinkenden Grundwassersstand stark beeinflusst, da bei stehenden Gewässern und 

Feuchtgebieten der Wasserspiegel sinkt und auch die Qualität von Fließgewässern negativ beein-

trächtigt werden kann (ebenda). 
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1.3 Forschungsfragen 

Die dargestellten Probleme umfassen umfangreiche Themengebiete und sind von den verschiedens-

ten Einflussfaktoren abhängig. Die skizzenhafte Darstellung und die Auswahl von Schwerpunkten 

sollen es ermöglichen, die Systemgrenze festzulegen und die Problemstellung genau definieren zu 

können. Die im Folgenden erläuterten Fragestellungen und Hypothesen sind Grundlage dieser Arbeit 

und sollen im Zuge der Bearbeitung beantwortet werden.  

,,Hypothese‘‘ – Siedlungsräume können durch Regenwassermanagement an die Folgen des Klima-

wandels angepasst werden. Es handelt sich hierbei um das Aufgabenfeld von Gemeinden, welche bei 

Planungsvorhaben die dezentrale Regenwasserbewirtschaftung von Beginn an in ihren Planungen 

berücksichtigen müssen. 

,,Forschungsfrage 1‘‘ beschäftigt sich mit der rechtlichen Situation in Österreich zur Thematik 

Regenwassermanagement und lautet wie folgt: Welche formellen und informellen Instrumente 

gibt es zum Thema  Regenwassermanagement? 

Mit dieser Forschungsfrage sollen vor allem internationale und nationale Rahmenbedingungen zum 

Thema Wasser genauer beleuchtet werden. In den neun Bundesländern gibt es verschiedenste Best-

immungen zum nachhaltigen Regenwassermanagement bzw. der Verwendung von Oberflächenwäs-

sern. 

,,Forschungsfrage 2‘‘ beschäftigt sich dahingehend mit dem Thema Regenwassermanagement, 

dass die Möglichkeiten dargestellt werden, die es zur Verwendung von Niederschlagswässern 

bzw. einer integrierten Regenwasserbewirtschaftung gibt, und untersucht wird, ob diese auch 

in das bereits bestehende Siedlungsgebiet integrierbar sind.  

Die Möglichkeiten der naturnahen Regenwasserbewirtschaftung sollen ausgehend von dieser For-

schungsfrage erläutert werden und anhand von Best-Practice Beispielen soll aufgezeigt werden, wel-

che Möglichkeiten im bereits besiedelten und versiegelten Raum bestehen.  

,,Forschungsfrage 3‘‘ wirft die Diskussion zur Durchführung und Umsetzbarkeit auf, woraus 

sich folgende Fragen ergeben: Ist es möglich, Regenwassermanagement am Beispiel eines 

konkreten Forschungslabors in den Bebauungsplan zu integrieren? Können daraus Kriterien 

und Empfehlungen abgeleitet werden? 

Diese Forschungsfrage bedarf intensiver Aufmerksamkeit, denn am Beispiel eines konkreten For-

schungslabors soll das Thema Regenwassermanagement, insbesondere dessen Bedeutung und Re-

levanz noch mehr in den Vordergrund gerückt werden.  

Die Motivation zu dieser Arbeit ist, Regenwassermanagement in bereits bestehende Siedlungsgebiete 

integrieren zu können und praxisorientierte Empfehlungen für Akteure zu formulieren. Die Bearbeitung 

des Themas am Bespiel eines räumlichen Forschungslabors soll die Umsetzbarkeit und Nutzbarkeit 



Einleitung   
 

16 
 

der Empfehlungen sowie deren Akzeptanz und die Bereitschaft zur Umsetzung seitens der Gemein-

den bzw. Akteure ermöglichen.  

Diese Arbeit liegt im Spannungsfeld verschiedenster Interessen und Fachrichtungen, doch primär soll 

damit gezeigt werden, dass der Klimawandel sowie auch die Siedlungstätigkeit der vergangenen Jah-

re Herausforderungen sind, die jedoch als Chance gesehen werden sollen, neue Planungs- und An-

passungsmaßnahmen zu entwickeln. Es ist zu verdeutlichen, dass diese Arbeit nur einen kleinen Teil 

des Themas behandelt und sich auch Einschränkungen bei der Umsetzung ergeben können.  

Bei der Beantwortung der Forschungsfragen wurde ein deduktiver Forschungsansatz gewählt. An-

hand theoretischer Grundlagen konnte die Theorie in der Praxis umgesetzt und angewendet werden 

(vgl. Nohlen et al 2002, 113-114). Die Ableitung von praxisrelevanten Empfehlungen folgt dem induk-

tiven Forschungsansatz (vgl. Nohlen et al 2002, 338-339).  
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1.4 Ziel der Arbeit  

Die Folgen der Klimaveränderung stellen die heutige Gesellschaft vor eine der größten Herausforde-

rungen. Der Einfluss der Menschen hat den Klimawandel verursacht, nun stehen diese auch vor der 

Aufgabe, das weitere Fortschreiten der Veränderungen einzudämmen und sich an unaufhaltsame 

Beeinträchtigungen anzupassen. Die Verantwortlichen der Klimapolitik haben entschieden, dass die 

Anpassung an den Klimawandel notwendig ist und dass diese als eine Ergänzung zum Klimaschutz 

beiträgt. Bereits im Oktober 2012 entschied man sich zur Erstellung einer Anpassungsstrategie in 

Österreich, in der Handlungsempfehlungen für unterschiedliche AkteurInnen formuliert wurden (vgl. 

BMLFUW 2017, 15). Die Handlungsempfehlungen in den Bereichen Wasserhaushalt und Wasserwirt-

schaft haben zum Ziel, die Ressource Wasser, vor allem in Regionen, wo Wasserknappheit und Tro-

ckenheit zur Gefahr werden können, qualitativ und auch quantitativ zu schützen. Vor allem die Grund-

wasservorkommen sollen in wasserwirtschaftlichen Planungen Priorität haben, aber auch die Trink- 

und Brauchwasserversorgung soll in allen Gebieten gesichert sein (vgl. BMLFUW 2017, 124). Die 

Rückführung des Regenwassers in den natürlichen Wasserkreislauf soll auch dazu beitragen, dass 

bei Extremwetterereignissen weniger Überflutungen auftreten, aber auch durch die Rückhaltung des 

Wassers vor Ort soll sich das Mikroklima verbessern und für mehr Wohlbefinden in Siedlungsgebieten 

sorgen (vgl. BMLFUW 2017, 127). Die Raumordnung als Querschnittsmaterie ist bei den Themen 

Anpassung an den Klimawandel und Erhalt der Umweltschutzgüter besonders gefragt. Ein gemein-

samer Schutz der endlichen Ressourcen Boden und Wasser ist eine komplexe Aufgabe und muss in 

allen Planungen thematisiert werden. Eine zusätzliche Flächeninanspruchnahme soll durch Forcierung 

des Bodenschutzes reduziert werden. Die Funktionen des Bodens als Bausubstanz, aber auch als 

Wasserspeicher sind wertvoll und es muss verdeutlicht werden, dass der Schutz des Bodens ein be-

deutender Faktor in der Verbesserung des Mikroklimas und der Wasserqualität ist. Ein effizienter Um-

gang mit der Ressource Boden bedeutet nicht nur maximale Nutzung durch Bebauung, sondern posi-

tive Effekte für andere Bereiche. Durch Freihaltung von Frischluftentstehungsgebieten entstehen posi-

tive Effekte für die Gesundheit der BewohnerInnen von Siedlungsgebieten und auch Flächen zur 

Rückhaltung, Verdunstung und Versickerung von Niederschlag. Der Schutz der menschlichen Ge-

sundheit ist in Handlungsempfehlungen der Österreichischen Anpassungsstrategie ein bedeutendes 

Ziel und so ist in der Planung die Verwendung des Bebauungsplanes, zum Schutz hitzebedingter Ge-

sundheitsrisiken, eine primäre Aufgabe (vgl. BMLFUW 2017, 136-137). Die Handlungsempfehlungen 

der Strategie zeigen die Linie der österreichischen Klimapolitik, welche Ziele verfolgt werden, welche 

Schwerpunkte gesetzt wurden und in welchen Bereichen intensive Anstrengungen unternommen wer-

den müssen. Österreich ist durch die Lage in Zentraleuropa und die Alpen in unterschiedlichste Räu-

me und Raumtypen gegliedert und so sind auch für die klimatischen Veränderungen in der Zukunft 

unterschiedliche Entwicklungen zu erwarten.  

Die Folgen des Klimawandels sind regional sehr unterschiedlich, spezifische Vorhersagen für einzelne 

Gebiete sind schwer zu treffen. Das Bewusstsein für den Klimaschutz muss jedoch geschaffen und 

weiter vorangetrieben werden, um den Bedarf an Anpassungsmaßnahmen möglichst gering halten zu 

können. Die Klimaveränderungen sind bereits zu spüren und es sind bereits Maßnahmen zu setzen, 
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um mit den veränderten Bedingungen besser umgehen zu können. Es ist notwendig, das komplexe 

System Klima und die verschiedenen Einflussfaktoren zu verstehen, um so effiziente Maßnahmen 

umsetzen zu können.  

Der Wasserhaushalt ist ein sehr sensibles System, das sich nur schwer von Einwirkungen anderer 

Komponenten abgrenzen lässt. Durch die Versiegelung von Boden kommt es zu einem unnatürlichen 

Abflussverhalten und eine Änderung der derzeitigen Siedlungsentwässerungssysteme ist anzustre-

ben.  

Die Aufgabe für die Zukunft muss daher sein, dass das Abflussverhalten von besiedelten und versie-

gelten Gebieten verändert wird und jenem von unbebauten Gebieten entspricht. Aus der Perspektive 

der Siedlungswasserwirtschaft sind hydraulische Überlastungen der Kanäle sowie ein Umbau der 

Mischwasserkanalisation ein Anreiz, um auf naturnahe Regenwasserbewirtschaftung umzusteigen. 

Vor allem in Siedlungsgebieten kann dadurch eine geänderte Form der Regenwassernutzung erreicht 

werden, ohne AnrainerInnen zusätzlich finanziell zu belasten. Bei der Integration von Maßnahmen des 

Regenwassermanagements sollte man sich in der Planung nicht nur auf Neubauprojekte fokussieren, 

sondern es muss vor allem die bereits bestehende Bebauung und Infrastruktur miteinbezogen wer-

den. Sanierungsvorhaben bestehender Abwassersysteme sind für Gemeinden notwendige Aufgaben, 

jedoch bedeutet dies oft hohe Investitionen (vgl. Sieker et al. 1996, 28).  

Ein bedeutender Schritt muss in Zukunft somit die Reduzierung des Flächenverbrauchs für die Sied-

lungs- und Verkehrsentwicklung sein, um das Schutzgut Boden zu sichern und das Ziel der verdichte-

ten Siedlungsentwicklung zu verfolgen. Der damit verbundene positive Effekt ist, dass nicht noch mehr 

Niederschläge abgeleitet werden müssen und auch die notwendige Infrastruktur eingespart werden 

kann. Ein geändertes Siedlungsverhalten kann dazu beitragen, dass die Schutzgüter Boden und 

Wasser nicht weiter ausgenutzt werden. Für Entwicklung und Wachstum sind Siedlungs- und Ver-

kehrsflächen notwendig, jedoch müssen bereits bestehende Infrastrukturen genützt werden, bevor 

weitere Flächen in Anspruch genommen werden. Der Vermeidung von Siedlungstätigkeit und weiterer 

Versiegelung muss in sämtlichen Planungen Vorrang eingeräumt werden (vgl. Umweltbundesamt 

2016d).  

Für die Nutzung von Regenwasser gibt es unterschiedliche Möglichkeiten, welche vor allem von der 

Bebauung, Nutzungsart und dem Freiflächenangebot abhängig sind. Die Relevanz von Regenwas-

sermanagement liegt darin, dass das Niederschlagswasser versickern oder verdunsten kann und 

dadurch positive Effekte für die Grundwasserneubildung und das Kleinklima entstehen. Weiters kann 

dem noch hinzugefügt werden, dass auch die Speicherung des Wassers und die Nutzung für Gebäu-

de und Gärten für die Verwendung von Niederschlagswasser sprechen. Die Vorteile für die Umwelt, 

aber auch für die Bewohner sind wichtige Argumente für die Integration von Regenwassermanage-

ment in die Planung. Die Aufrechterhaltung und Sanierung der Kanalinfrastruktur ist mit hohen Investi-

tionskosten für Gemeinden verbunden. Durch die Verwendung von Regenwasser können jedoch Kos-

ten bei der Sanierung von Kanälen reduziert werden (ebenda). 
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Abb. 10 Nachhaltige Regenwassernutzung (Enzi, Pitha, 2013: online) 

Ein Umdenken bei der derzeitigen Verwendung von Regen- und Trinkwasser ist notwendig, sodass 

die beiden Umweltschutzgüter Boden und Wasser geschont werden können. Durch Regenwasserma-

nagement soll erreicht werden, dass ein nachhaltiger Umgang mit Niederschlagswasser gewährleistet 

wird. Die Verwendung von Regenwasser als Brauchwasser oder die Versickerung und Rückführung in 

den natürlichen Wasserkreislauf werden als Regenwassermanagement bezeichnet. Die veränderte 

Art der Niederschlagsnutzung soll folgende Verbesserungen im Wasserkreislauf bringen:  

 Einsparung von Trinkwasser durch die Verwendung von Niederschlagswasser als 

Brauchwasser 

 Anreicherung des Grundwasserkörpers 

 Verbesserung des Mikroklimas 

 Verringerung des Oberflächenabflusses 

 Reduzierung von Infrastrukturschäden durch verspäteten Abfluss und Versickerung bei 

Starkregenereignissen  

Die Herausforderung besteht vor allem auch darin, die große Bandbreite an technischen und bauli-

chen Maßnahmen effizient einzusetzen und die bestmögliche Lösung zu finden (vgl. Sieker et. al 

1996, 83).  

Der Einsatzbereich der unterschiedlichsten Maßnahmen darf sich jedoch nicht nur auf den Bereich 

von Neubaugebieten beschränken, sondern es müssen gezielt effiziente Lösungen für die Sanierung 

und Entlastung bestehender Infrastrukturen geschaffen werden. Die Erneuerung und Sanierung der 

Kanalisation ist für Gemeinden eine kostenintensive Aufgabe, welche bei der Planung berücksichtigt 

werden muss. Das Querschnittsthema Regenwassermanagement umfasst eine Vielzahl von Detailfra-

gen wie etwa Kosten, ingenieurtechnische und gestalterische Ausführung, Rechtslage und betriebli-

che Aspekte. In vielen Gemeinden, aber auch bei Privaten fehlt es an Verständnis und Akzeptanz für 
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das Thema und es herrscht teilweise großes Misstrauen bezüglich der Funktionstüchtigkeit (vgl. Sie-

ker et. al 1996, 83). 

Ein weiterer zu berücksichtigender Aspekt ist die rechtliche Situation zum Thema Regenwasser und 

dessen weitere Verwendung. Die Rechtsnormen und Vorschriften sind breit gefächert und es müssen 

die unterschiedlichsten Bestimmungen der EU, des Bundes, der Länder sowie auch der Gemeinden 

berücksichtigt werden (vgl. Magistrat der Stadt Wien, 2011, 5). 

Erkenntnisse aus einer Studie im Auftrag des Bundesministeriums für Land-, Forst-, Umwelt- und 

Wasserwirtschaft zeigen, dass die Abflüsse in den Regionen im Osten- und Südosten Österreichs im 

Verhältnis zu anderen westlicheren Gebieten wesentlich geringere Abflussspenden haben, weniger 

als 10l/s/km². Aufgrund der abnehmenden Tendenzen der letzten Jahre sollen diese Gebiete durch 

Anpassungsmaßnahmen intensiver beobachtet werden (vgl. BMLFUW 2010). 

Aus diesem Grund beschäftig sich diese Arbeit mit den östlichen Regionen Österreichs, vorrangig mit 

Gebieten im Burgenland. Die Gemeinde Bad Tatzmannsdorf hat sich für die Förderung von Regen-

wassernutzungsanlagen, insbesondere von Regenwasserzisternen, entschieden. Dies gab den An-

stoß dazu, sich intensiver mit der Gemeinde auseinanderzusetzen.  

Ziel der Arbeit ist es, das anhand eines räumlichen Forschungslabors versucht wird, mit Maßnahmen 

des Regenwassermanagements auf die Folgen des Klimawandels und die Siedlungsentwicklung der 

Vergangenheit zu reagieren. Das Instrument des Bebauungsplans wird hierzu herangezogen, um die 

Maßnahmen in ein bereits bestehendes System zu integrieren. Vorab sollen die rechtlichen Rahmen-

bedingungen geklärt und ein Bundesländervergleich gegeben werden, um die aktuelle Situation in 

Österreich aufzuzeigen.  
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1.5 Aufbau und Methodik der Arbeit  

Die Bearbeitung des Themas Regenwassermanagement soll einen Beitrag zur Anpassung an den 

Klimawandel leisten. Der Klimaschutz darf trotz allem nicht vernachlässigt werden, um die Anpas-

sungsmaßnahmen gering halten zu können. Regenwassermanagement ist eine Querschnittsmaterie, 

weswegen die Bearbeitung des Themas zu einer komplexen und vielseitigen Herausforderung wurde. 

Ein roter Faden soll vom Beginn der Arbeit zu verfolgen sein, um den Lesenden zu ermöglichen, ein 

Verständnis für globale Veränderungen und die Auswirkungen auf jedes Individuum zu erhalten. 

Die Einleitung beschäftigt sich mit dem Thema Klimawandel, den damit verbundenen Auswirkungen 

und den daraus entstehenden Herausforderungen für die Menschen. Anhand einer aktuellen Situation 

wird die Dringlichkeit des Themas verdeutlicht, Forschungsfragen werden ausgearbeitet und erste 

Gedanken zur Lösung aufgezeigt. 

In einem weiteren Schritt, Kapitel 2, werden die theoretischen Grundlagen und Bestimmungen zum 

Thema nachhaltige Regenwasserbewirtschaftung, basierend auf einer umfassenden Literaturrecher-

che, zusammengefasst. In diesem Kapitel soll die Grundlage für das Verständnis des komplexen 

Themengebiets geschaffen und die Dimension verdeutlicht werden.  

Einen bedeutenden Teil werden vor allem rechtliche Rahmenbedingungen einnehmen, da diese vor 

allem bei der Verwendung von Regenwasser eine tragende Rolle haben. Die Zusammenhänge der 

Themenschwerpunkte Bodenversiegelung, Siedlungstätigkeit, Trink- und Regenwasserverwendung 

sollen nochmals zusammengefasst und problematische Aspekte herausgearbeitet werden.  

Weiters wird in Kapitel 2 ein Überblick über den derzeitigen Forschungsstand der Regenwasserbe-

wirtschaftung gegeben. Anhand von existierenden Lösungsvorschlägen und Best-Practice-Beispielen 

sollen die Möglichkeiten von Anpassungsmaßnahmen aufgezeigt werden.  

In den Kapiteln 3 und 4 werden die rechtlichen Bestimmungen zusammengetragen und diskutiert. So 

soll ein Überblick darüber gegeben werden, inwieweit sich in Österreich der Bund, die Länder und die 

Gemeinden bereits mit dem Thema Regenwassermanagement auseinandergesetzt haben.  

Der nächste Schritt besteht darin, dass die recherchierten Inhalte auf einen Laborraum angewendet 

werden. Das Kapitel 5 beschäftigt sich mit der Beschreibung des Laborraums, der örtlichen Gegeben-

heiten und Herausforderungen in diesem Gebiet. Anhand der zusammengetragenen Informationen 

wird das Gemeindegebiet anhand einer Plandarstellung in Zonen eingeteilt um einen besseren Über-

blick über die Gemeinde zu erhalten.   

In Kapitel 6 werden die Einsatzmöglichkeiten von Regenwassermanagementmaßnahmen in den 

Handlungsfeldern Boden und Wasser aufgezeigt. In einem weiteren Schritt wird eine Potentialanalyse 

durchgeführt, wobei Regenwassermanagementmaßnahmen mit den örtlichen Gegebenheiten ver-

schnitten werden. Das Ergebnis soll zeigen, wo sich der Einsatz von Regenwassermanagementmaß-

nahmen als sinnvoll erachtet. Dadurch wird für jede definierte Zone ein spezifischer Lösungsansatz 
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entworfen und in einen Bebauungsplan eingearbeitet. Es werden also die Ideen einer nachhaltigen 

Regenwasserbewirtschaftung im Laborraum angewendet und in den Bebauungsplan integriert.  

Die daraus gewonnenen Ergebnisse werden in Kapitel 7 diskutiert und die Grenzen der Systems auf-

gezeigt. Die Erkenntnisse werden als Empfehlungen festgehalten, die als Grundlage für weitere An-

passungsmaßnahmen dienen sollen.  
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2 Theoretische Grundlagen  

In diesem Kapitel werden die theoretischen Grundlagen zusammengefasst, welche für das Verständ-

nis und verschiedene Zusammenhänge bezüglich des Themas Regenwassermanagement notwendig 

sind.  

2.1 Theorie der Siedlungswasserwirtschaft 

Das Kanalnetz wird an das geplante Siedlungsgebiet eingepasst und so zu entwerfen versucht, dass 

das Abwasser im freien Gefälle abfließen kann (vgl. Kainz et al. 2012: 147). Wasser, das von versie-

gelten Flächen in den Kanal abgeleitet wird, wird gemeinsam mit häuslichem und industriellem Ab-

wasser gesammelt und unterirdisch in der Kanalisation zur Kläranlage transportiert (vgl. Sieker et. al. 

2006, 24). Aufgrund topographischer Verhältnisse müssen jedoch zur Überwindung von Höhenunter-

schieden Pumpen und Druckleitungen eingebracht werden (vgl. Kainz et al. 2012: 147-150). Das üb-

lich vorherrschende Entwässerungsprinzip sieht vor, dass Niederschlagswasser direkt abgeleitet wird, 

wobei zwischen dem Misch- und Trennsystem zu unterscheiden ist. Beim Mischsystem werden das 

Schmutz- und das Regenwasser zur Kläranlage transportiert, gereinigt und in den Vorfluter eingeleitet. 

Beim Trennsystem werden zwei getrennte Kanäle geführt, wodurch sich Schmutz- und Regenwasser 

nicht vermengen, das Niederschlagswasser wird dadurch direkt in den Vorfluter eingeleitet. Die Ver-

siegelung von Flächen trägt dazu dabei, dass deutlich mehr Regenwasser in den Kanal eingeleitet 

wird (vgl. Sieker et. al. 2006, 24). 

 
Abb. 11 Misch- und Trennsystem in der Siedlungsentwässerung (Regierung von Oberfranken 2017: online) 
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Der Österreichische Wasser- und Abfallwirtschaftsverband (ÖWAV) berät die Gesetzgebende bei 

rechtlichen Themen und arbeitet bei der Erstellung von Richtlinien mit (vgl. ÖWAV 2017). Für die Ent-

wässerung wurden die wasserwirtschaftlichen Anforderungen überarbeitet und diese ermöglichen es, 

dass Niederschlagswasser, das nur gering oder nicht verunreinigt ist, dem natürlichen Wasserkreislauf 

wieder zugeführt wird. Jedoch ist zu beachten, dass das Niederschlagswasser nur eine geringere 

Verunreinigung als der Ablauf der Kläranlage haben darf. Durch die Versickerung des Niederschlags-

wassers soll erreicht werden, dass der Grundwasserkörper angereichert wird. Bei einem sickerfähigen 

Oberboden werden geringe Verunreinigungen des Wassers entfernt, wodurch der Schutz des Grund-

wassers gegeben ist (vgl. ÖWAV-RB 9, 2008).  

Bei der Abwasserentsorgung wurden in den letzten Jahren zwei modifizierte Verfahren ausgearbeitet, 

nämlich das: 

 Modifizierte Mischsystem 

Niederschlagswasser von stark frequentierten Straßen, landwirtschaftlichen Hofflächen, La-

ger- oder Abstellplätzen wird in den Mischwasserkanal abgeleitet. Jenes Wasser, welches nur 

eine geringe Verschmutzung aufweist, z.B.: von Dachflächen, kann versickert werden.  

 
Abb. 12 Modifiziertes Mischsystem (ÖWAV - RB 9, 2008, 12) 
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 Modifizierte Trennsystem 

Schmutzwasser wird durch den Schmutzwasserkanal abgeführt und verschmutztes Nieder-

schlagswasser wird dem separaten Regenwasserkanal zugeführt und behandelt. Nieder-

schlagswasser, welches nicht behandelt werden muss, wird abgeleitet und versickert oder es 

wird in ein Gewässer abgeleitet. In ländlichen Regionen wird auf die separate Führung eines 

Regenwasserkanals verzichtet (ebenda). 

 

 
Abb. 13 Modifiziertes Trennsystem (ÖWAV - RB 9, 2008, 13) 

 

 Regenwassermanagement bedeutet, dass durch die Verwendung von Regenwasser Trink-

wasser eingespart werden kann und auch das Niederschlagswasser nicht vollständig in den 

Kanal eingeleitet wird, sondern vor Ort versickert oder genützt wird. Bei der Verwendung von 

Regenwasser werden drei Arten unterschieden: Die Verdunstung, die Versickerung und die 

Benützung von Niederschlagswasser. 

Bei der Verdunstung wird das Niederschlagswasser in Mulden, begrünten Dächern und Fas-

saden sowie auch entsiegelten Flächen gespeichert und kann bei gegebenen Bedingungen 

verdunsten und zu einer deutlichen Verbesserung des Mikroklimas beitragen. 

Niederschlagswasser kann durch Versickerung dem Grundwasser und somit dem natürlichen 

Wasserkreislauf zurückgegeben werden, wenn am Ort des Anfallens eine dafür notwendige 

durchlässige Oberbodenschicht vorhanden ist. Die Filterwirkung des Oberbodens verhindert 

den Eintrag von Schadstoffen in das Grundwasser.  

Das Niederschlagswasser von Dachflächen kann im Haushalt auf verschiedenste Weise ein-

gesetzt werden wie etwa für die Toilettenspülung oder die Gartenbewässerung. Die Speiche-

rung des Wassers erfolgt in einer Zisterne oder auch, bei einem nachträglichen Einbau, in 

Kunststofftanks (vgl. König 2004, 160-162). 
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Die Herausforderung in der Siedlungsentwicklung ist vor allem die, dass die Notwendigkeit von flexib-

len Anpassungsmaßnahmen an den Klimawandel, aufgrund unterschiedlichster Rahmenbedingungen, 

besteht (vgl. Kruse 2015, 23). Aufgrund hoher Infrastrukturkosten ist die Integration von flexiblen An-

passungsmaßnahmen von großer Bedeutung (vgl. Geiger et al. 2009, 24). Die österreichische Sied-

lungswasserwirtschaft steht in den nächsten Jahren vor großen Herausforderungen, denn die Priorität 

liegt nicht mehr in der Ersterrichtung der siedlungswasserwirtschaftlichen Infrastruktur. Aktuell besteht 

ein Sanierungsbedarf bei 33% der Wasserleitungen und 15% der Kanäle. Aufgrund der notwendigen, 

jedoch geringen Sanierungsmaßnahmen könnte der Standard und der derzeitige Entwässerungskom-

fort beeinträchtigt werden. Zusätzlich sind Anpassungen an den Klimawandel notwendig, da die Ver-

sorgungsproblematik aufgrund von Trockenheit neue Lösungen fordert (vgl. ÖVGW et al. 2016, 1-2). 

Eine naturnahe, dezentrale Regenwasserbewirtschaftung und die Nutzung von Regenwasser, bei-

spielsweise durch die Bewirtschaftung von Niederschlagswasser am Ort des Entstehens, durch Ver-

dunstung, Versickerung und Nutzung, ermöglichen die Umsetzung flexibler Anpassungsmaßnahmen 

(vgl. Geiger et al. 2009, 24). Die notwendigen Sanierungsmaßnahmen in der Ver- und Entsorgungsinf-

rastruktur verursachen enorme Kosten, welche durch eine integrative Regenwasserbewirtschaftung 

reduziert werden können. 
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2.2 Naturräumliche Grundlagen 

2.2.1 Wasserkreislauf und die Bedeutung der      

Grundwasserneubildung 

Der Wasserkreislauf ist ein geschlossenes System, bei globaler Betrachtung befindet sich das gesam-

te Wasser im Gleichgewicht. Aufgrund von Sonneneinstrahlung, welche zur Verdunstung und zum 

Niederschlag des Wassers führt, bleibt der Kreislauf ständig in Bewegung (vgl. Kreisverwaltung Rhein-

Lahn, 2018, online). 

 
Abb. 14 Wasserkreislauf (Kreisverwaltung Rhein-Lahn 2018: online) 

Durch Verdunstung gelangt das Wasser in die Atmosphäre, durch Kondensation entstehen Wolken 

und daraus entsteht wiederum Niederschlag, welcher auf die Erde zurückfällt. Der Wasserkreislauf ist 

ein geschlossenes System, jedoch sind Verdunstung und Niederschlag niemals ausgeglichen, da 

ober- und unterirdische Abflüsse einen wichtigen Teil im globalen Kreislauf einnehmen (vgl. ZAMG, 

2018, online).  

Bei Fokussierung auf ein Gebiet sind die unterschiedlichsten Wasservorkommen und -zustände, Spei-

cherung in Pflanzen und Boden sowie auch Verdunstung von enormer Bedeutung (vgl. ZAMG, 2018, 

online).  

Der Wasserkreislauf ist ein sensibles System, welches vor allem durch Siedlungstätigkeit stark beein-

flusst und beeinträchtigt wird. Auf unbebauten Flächen kann der Niederschlag vom Boden aufgenom-

men werden und dadurch versickern sowie auch von der Boden- und Pflanzenoberfläche verdunsten. 

Die Versickerung des Wassers führt zur Grundwasserneubildung, wodurch Oberflächengewässer 

gespeist werden und ein Ausgleich der Wasserbilanz erreicht wird (vgl. Amt der Niederösterreichi-

schen Landesregierung, 2010b, 17). 
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Der Begriff Wasserbilanz beschreibt die Bewegung des Wassers im gesamten Wasserhaushalt und 

der damit verbundenen Komponenten, diese sind: Niederschlag N, der Abfluss A oberirdisch und über 

die Versickerung durch das Grundwasser, die Verdunstung V durch Evaporation und Transpiration, 

der ober- und unterirdische Wasserzufluss Z sowie die Speicherung S. In einer Formel werden die 

Wege des Wassers verdeutlicht (vgl. Spektrum, 2000, online):  

N = V + A – Z + S          

Das Grundwasser in Österreich wurde aufgrund der Wasserrahmenrichtlinie 2000/60/EG flächende-

ckend erfasst und in 138 Grundwasserkörper eingeteilt (vgl. BMLFUW 2011, online).  Die Bezeich-

nung Grundwasser beschreibt einen begrenzten Bereich im Boden, in dem sich Wasser befindet und 

auch weiterbewegt. Die mit Wasser in Verbindung stehenden Schichten im Untergrund werden 

Grundwasserleiter genannt, welche in drei Typen eingeteilt werden: das Porengrundwasser, das 

Kluftgrundwasser und das Karstgrundwasser (vgl. BMLFUW 2013, online). 
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Die folgende Karte (Abb.15) des österreichischen Bundesgebietes zeigt die verschiedenen Grund-

wasserkörper. 

 
Abb. 15 Lage und Abgrenzung von Grundwasserkörpern (BMNT 2015a, UBA 2015: online) 
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Versiegelte Flächen in Siedlungsgebieten führen dazu, dass Niederschläge nicht zurückgehalten wer-

den und rasch abfließen, wodurch der natürliche Wasserhaushalt negativ beeinträchtigt wird (vgl. Amt 

der Niederösterreichischen Landesregierung, 2010, 17). 

 
Abb. 16 Niederschläge auf befestigten und unbefestigten Flächen (Bayrisches Landesamt für Umwelt 2016: online) 

Befestigte Flächen und die Ableitung von Niederschlagswasser in den Kanal führen dazu, dass die 

Grundwasserneubildung reduziert wird und der Grundwasserstand sowie auch der Niedrigwasserab-

fluss in Gewässern sinken (vgl. Geiger et al. 2009, 25). Konventionelle End-of-Pipe-Lösungen (Sieker 

et.al, 1996, 28), die rasche Ableitung des Abwassers aus den Siedlungsgebieten durch Kanäle bis zur 

Kläranlage und einem Vorfluter führen bei Starkniederschlägen zu einer stofflichen und hydraulischen 

Belastung des Wasserhaushalts (vgl. Geiger et al. 2009, 23). Die Eingriffe in den Boden und die Än-

derung des Klimas, z.B. Temperaturextreme, führen zur Veränderung des Kleinklimas, wodurch der 

Mensch in seiner Lebensqualität stark beeinflusst wird (vgl. Geiger et al. 2009, 25). 

Durch die Bebauung des Bodens wird verhindert, dass Wasser in die darunter liegenden Schichten 

abfließen und durchsickern kann. Die Anreicherung des Grundwassers wird somit eingedämmt oder 

zur Gänze verhindert. In einem unbebauten, natürlich erhaltenen Gebiet versickern bis zu 50% des 

Niederschlagswassers. In Siedlungsgebieten mit lockerer Bebauung können noch Versickerungsraten 

von 35% - 40% erreicht werden, wohingegen in städtischen Gebieten nur mehr maximal 15% des 

Niederschlagswassers versickern und so in das Grundwasser gelangen. Die Folge davon ist, dass die 

versiegelten Flächen unterirdisch über Kanäle entwässert werden, um eine Entwässerung gewährleis-

ten zu können. Wasser, welches für die Grundwasserneubildung und darauffolgende Trinkwasserver-

wendung notwendig wäre, wird abgeleitet, wodurch eine Verschwendung der Ressource Wasser statt-

findet (vgl. Sieker et. al 2009, online). 
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Abb. 17 Unterschiedliches Abflussverhalten von natürlichen und versiegelten Flächen (Ingenieurgesellschaft Prof. Dr. 
Sieker mbH 2018, online) 

Das Ableiten von Niederschlagswasser von befestigten Flächen bietet einen Entwässerungskomfort, 

jedoch werden Gewässer hydraulisch und stofflich stark belastet und Hochwasserabflüsse werden 

verschärft. Weiters wird der natürliche Wasserhaushalt durch Versiegelung gestört, wodurch Versicke-

rung und die damit verbundene Grundwasserneubildung beeinträchtigt sind. Auch die Verdunstung 

und die Einflüsse auf das Mikroklima werden stark gestört (Ingenieurgesellschaft Prof. Dr. Sieker mbH 

2018, online). 

Die fortschreitende Bebauung von Flächen reduziert den Bestand an Grünflächen, weswegen es zu 

einer Reduktion der Verdunstung von Wasser auf Pflanzenoberflächen kommt. Im Gegenzug heizen 

sich Beton und Asphalt schneller auf und speichern Wärme auch länger als bewachsene Böden. Das 

Klima in bebauten Gebieten wird durch eine geringere Verdunstungsrate negativ beeinflusst, daher ist 

es in ländlichen Gebieten vor allem in den Sommermonaten wesentlich kühler als in städtischen Ge-

bieten (vgl. Sieker et. al 2009, online). 

Der Schutz des natürlichen Wasserhaushaltes muss bei Planungen zukünftig als oberste Priorität 

behandelt werden. Der Umgang mit Grundwasser, welches als Trinkwasser herangezogen wird und 

für den Naturhaushalt von großer Bedeutung ist, muss vor allem geschont und vor Verunreinigungen 

geschützt werden (vgl. BMUB 2017, online).  
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2.2.2 Bodenbeschaffenheit 

Für eine naturnahe Regenwasserbewirtschaftung sind bei jedem Projekt die Bodenverhältnisse ein-

zeln zu bewerten, auch Wissen und Erfahrung von ExpertInnen ist erforderlich und muss der Situation 

entsprechend eingesetzt werden. Allgemeine Aussagen zu Bodeneigenschaften können jedoch zu-

sammengefasst werden, um die Komplexität des Themas Regenwasserbewirtschaftung zu verdeutli-

chen.  

Der Boden ist in der Geologie das gesamte Lockergestein an der Erdoberfläche, in der Bodenkunde 

hingegen ist er der Teil, welcher aufgrund von Verwitterung, Mineralisierung, Gefügebildung und Ver-

lagerung entstanden ist (vgl. Scheffer/Schachtschabel 2010, 1-6). Die Wasserbewegung im Boden ist 

vom Porensystem und dessen Größe abhängig, welche auch die Versickerung beeinflusst. Die Form, 

Größe, Kontinuität, Geometrie und Anzahl der Poren sind dafür verantwortlich, wie sich das Wasser 

im Boden bewegt und tatsächlich in das Grundwasser versickern kann. Die Struktur des Bodens sowie 

auch die Korngrößenzusammensetzung bestimmen die Größe der Poren, welche in Grob-, Mittel- und 

Feinporen eingeteilt werden (vgl. Geiger et. al 2009, 32-33). 

Der Boden ist ein System aus den drei Komponenten Wasser, Luft und festen Partikeln. Die Begriffe 

gesättigte und ungesättigte Bodenzone weisen darauf hin, wie viel Wasser sich in den Poren befin-

den. Der mit Wasser gefüllte Bereich im Boden wird gesättigte Zone genannt, welche auch den Be-

reich des Grundwassers bildet (ebenda). 

 

 

Abb. 18 Schematische Darstellung Dreiphasensystem Boden – Wasser – Luft (Press/Siever 2003, 308) 

In den Böden sind ebenso Wurzel- und Würmgänge, Wasserdampf, Verdunstung, Kondensation, Be-

netzungswiderstände und Kapillarkräfte zu beachten. Die genannten Komponenten in der ungesättig-

ten Zone sind dafür verantwortlich, dass nicht das gesamte Wasser zur Grundwasserneubildung bei-

trägt und so die Intensität der Versickerung beeinflusst. Die Aufnahme von Wasser in den Boden und 

der weitere Weg werden anhand der Durchlässigkeit und der Infiltration beschrieben (vgl. Mahabadi 

et. al 2012, 41-43). 
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Die Wasserbewegung im Boden in gesättigten und voll gesättigten Böden wurde von DARCY (Geiger 

et al. 2009, S. 34, Z. 16) mit folgender Formel beschrieben: 

v f [m/s] = k f [m/s] * l hy [m/m]     

v f  beschreibt die Filtergeschwindigkeit der gesättigten Bodenzone, der kf - Wert ist der Durchlässig-

keitsbeiwert der gesättigten Zone, welcher in den verschiedenen Böden sehr unterschiedlich ist und    

l hy  ist das hydraulische Gefälle. Der kf-Wert ist in einem sandigen Boden größer, der Boden hat also 

eine höhere Wasserdurchlässigkeit, als in einem tonigen Boden (vgl. Geiger et al. 2009, 34 - 36). 

 
Abb. 19 Schadstoffe im Boden (Glücklich 2005, online) 

Der Eintrag von Schadstoffen in Böden und darauffolgend in das Grundwasser muss bei der Nutzung 

zur Bewässerung und auch Versickerung von Niederschlagswasser berücksichtigt werden. Mechani-

sche, biologische und physikalisch-chemische Vorgänge tragen dazu bei, dass Schadstoffe im Boden 

zurückgehalten, abgebaut bzw. umgewandelt werden (vgl. Geiger et al. 2009, 36 - 39). 

 



Theoretische Grundlagen   
 

34 
 

 

Abb. 20 Bewegung des Wassers im Boden und dessen Filterwirkung (Marahrens/Umweltbundesamt 2015: online) 

Städtische Gebiete sind vor allem durch anthropogene Einflüsse stark belastet und weisen in der Re-

gel eine höhere Verunreinigung als ländliche Gebiete auf. Boden und Wasser müssen vor Weiterver-

wendung auf Altlasten und andere Belastungen untersucht werden (vgl. Geiger et al. 2009, 41 - 42). 

Durch die Integration von Regenwassermanagement können Lösungsansätze zur Bewahrung des 

natürlichen Wasserkreislaufes erarbeitet werden, wodurch Trinkwasser gespart werden kann, die Ka-

nalisation entlastet wird und der Schutz der Güter Boden und Wasser wieder mehr in den Vordergrund 

gerückt wird. 

2.2.3 Durchlässigkeit des Bodens 

Die Durchlässigkeit des Bodens, welche die Fließgeschwindigkeit des Wassers im Boden beschreibt, 

ist für die qualitative und quantitative Versickerung ein entscheidendes Kriterium. Böden, welche 

hauptsächlich mit Kies und Schotter aufgebaut sind, haben einen höheren Durchlässigkeitsbeiwert (kf 

> 1 x 10-3) als tonhaltige Böden (kf > 1 x 10-6). Für die Versickerung ist der Durchlässigkeitsbeiwert 

wichtig, da diese von der Größe der Körner im Boden und deren Dichte und Verteilung im Boden ab-

hängig ist (vgl. Freie und Hansestadt Hamburg 2006, online). 

Bodenart Durchlässigkeits- 
beiwert Kf (m/s) 

Sickergeschwindigkeit 
Vf (mm/min) 

Eigenschaft 
Möglichkeit der 
Regenwasser-
behandlung 

Kies 10-1 bis 10-3 6000 bis 60 
gut sickerfähig versickern 

sandiger Kies 10-3 bis 10-4 60 bis 6 

Mittelsand 10-3 bis 10-5 60 bis 0,6 
sickerfähig 

versickern, 
ev. Zwischenspeicher 
erforderlich Humus 10-3 bis 10-6 60 bis 0,06 

schluffiger Sand 10-5 bis 10-7 0,6 bis 0,006 
schlecht sickerfähig 

speichern und versi-
ckern Schluff 10-6 bis 10-9 0,06 bis 0,00006 

toniger Sand 10-7 bis 10-11 0,006 bis 0,0000006 nicht sickerfähig speichern und ableiten 

Tab. 1 Bodenkennwerte (ÖNORM B 2506-1, 10)  
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Die mechanische, physikalische, chemische und biologische Filterwirkung des Bodens findet zum 

größten Teil in den oberen 30 cm der obersten humosen Bodenschicht statt. Verantwortlich dafür sind 

die unterschiedlichen Bodeneigenschaften, die Mikro- und Makroorganismen sowie die Pflanzensys-

teme. Eine positive Wirkung ist bei hohem Feinkornanteil und bei Durchwurzelung einerseits auf die 

Kapazität des Bodens zur Wasseraufnahme gegeben, jedoch ist bei hohem Feinkornanteil gleichzeitig 

eine negative Wirkung auf die Infiltrationsrate gegeben. Aus diesen Gründen wird bei großen Versi-

ckerungsanlagen eine Optimierung des Bodens durchgeführt. Meistens werden Mischungen aus or-

ganischen und mineralischen Materialien eingebracht, wodurch eine Optimierung der Bepflanzung, 

Durchlässigkeit und Stabilität von Versickerungsflächen erreicht wird (vgl. Grimm, 2018, 37-42). 

Der Flurabstand ist die Höhendifferenz zwischen der Gelände- und der Grundwasseroberfläche in 

Metern (m). Der Abstand zwischen der Grundwasseroberfläche und der Sohle einer Versickerungsan-

lage sollte zumindest 1,0 Meter betragen (vgl. Grimm, 2018, 42). 
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2.3 Oberflächenabfluss und Entwässerungsflächen 

Für die Umsetzung und Dimensionierung von Maßnahmen des Regenwassermanagements ist es 

notwendig, den Bemessungsregen des Projektstandorts zu kennen. Dieser ist durch die Dauer des 

Niederschlags (D in min) und die Jährlichkeit (T = 1/n) definiert. Die Festlegung dieses Wertes erfolgt 

unter Bezugnahme des Risikos und dem Stand der Technik (vgl. Grimm 2018, 33).  

Größe Definition Berechnung 

Abflussbeiwert  Ψ 

Der Abflussbeiwert (Ψ, dimensionslos) errechnet sich aus 
dem Gesamtniederschlag (N) und dem direkten Abfluss (Qo). 

 

1,0 bedeutet, dass 100% des Niederschlags abfließen. 

0,5 bedeutet, dass 50% des Niederschlags abfließen.  

Ψ = Qo / N  

Abflusswirksame 
Fläche  A 

Versiegelte Flächen im Projektgebiet, von wo aus Abflüsse 
entstehen.  

Die abfließende Regenmenge ist abhängig von der Gelän-
deneigung. 

Teilfläche Ax1 +  

Teilfläche Ax2 + … = A Gesamt  

Reduzierte 

Fläche Ared 

Abflusswirksame Fläche (A) mal dem Abflussbeiwert (Ψ), 
wodurch die Abflussfläche reduziert wird, von dem der Nie-
derschlag abfließt. 

A * Ψ = Ared 

Tab. 2 Ermittlung Entwässerungsfläche (Grimm 2018, 35-36, eigene Darstellung) 

Es gibt zu den unterschiedlichen Arten von Oberflächen bereits Abflussbeiwerte nach ÖNORM B 

2506-1 (vgl. ÖNROM B 2506-1, 2013, 11). 

Art der Oberfläche Abflussbeiwert 

Hart gedeckte Dächer 1,0 

Begrünte Dächer 0,4 bis 0,7 

Befestigte (z.B. asphaltierte) Höfe und Wege 0,8 bis 1,0 

Kieswege (verdichtet) 0,6 bis 0,8 

Grünflächen und Rasengittersteine 

Abhängigkeit von Neigung und Durchlässigkeit 
< 0,5 

Tab. 3 Abflussbeiwerte nach Oberflächenart (ÖNORM B 2506-1, 2013, 11) 

Anteil der befestig-
ten Flächen (%) 

Spitzenabflussbeiwert Ψ s 

mittlere Geländeneigung lg (%) 

< 1 1 bis 4 4 bis 10 > 10 

0 0 < 0,10 0,05 – 0,15 0,10 – 0,20 

10 0,05 - 0,1 0,10 - 0,20 0,15 – 0,25 0,20 – 0,30 

20 0,10 - 0,2 0,20 - 0,30 0,25 – 0,35 0,30 – 0,40 

40 0,30 - 0,4 0,40 - 0,50 0,50 0,55 

60 0,55 0,60 0,65 0,65 

80 0,75 0,80 0,80 0,80 

100 0,9 0,95 0,95 0,95 

Tab. 4 Abhängigkeit des Spitzenabflussbeiwerts von der Geländeneigung und des Anteils an befestigter Fläche (ÖWAV 
RB 11, 1982) 

  



Theoretische Grundlagen   
 

37 
 

Die folgende Tabelle 5 zeigt die unterschiedlichen Flächentypen, von denen Niederschlagswässer 

abfließen können. In Abhängigkeit von der Art der Oberfläche können die Niederschlagswässer unter-

schiedlich stark mit Inhaltsstoffen belastet sein. 

Flächentyp Art der Fläche 

 

F1 

 

 Dachflächen (Glas-, Grün-, Kies- und Tondächer, zementgebundene und kunststoffbeschichtete 

Deckungen, gering verschmutzt 

 Alle anderen Dachflächenmaterialien und Terrassen (gering verschmutzt) mit einem Gesamtflächen-

anteil nicht größer als 200 m² projizierte Fläche 

 Rad- und Gehwege 

 Nicht befahrbare Vorplätze und Zufahrten für Einsatzfahrzeuge 

 

F2 

 

 Dachflächen und Terrassen, gering verschmutzt, die nicht dem Flächentyp F1 zugeordnet werden 

können  

 Parkflächen für PKW nicht größer als 20 Parkplätze bzw. 400 m² (Abstellfläche inkl. Zufahrt) 

 Parkflächen für PKW größer als 20 Parkplätze und nicht größer als 75 Parkplätze bzw. 2.000 m² 

(Abstellfläche inkl. Zufahrt) mit nicht häufigem Fahrzeugwechsel (Wohnhausanlagen, Mitarbeiterpark-

plätze bei Betrieben, Park-and-Ride-Anlagen und Parkplätze mit ähnlich geringem Fahrzeugwechsel) 

 Fahrflächen mit einer JDTV bis 500 Kfz/24h bzw. Gleisanlagen bis 5.000 Bto mit Ausnahme der freien 

Strecke 

 

F3 

 

 Parkflächen für PKW größer als 20 Parkplätze und nicht größer als 75 Parkplätze bzw. 2.000 m² 

(Abstellflächen inkl. Zufahrt) mit häufigem Fahrzeugwechsel (z.B. Kundenparkplätze von Handelsbe-

trieben, wie z.B. Einkaufsmärkte) 

 Parkflächen für PKW größer als 75 Parkplätze und nicht größer als 1.000 Parkplätze 

 Fahrflächen mit einer JDTV von 500 bis 15.000 Kfz/24h bzw. Gleisanlagen größer 5.000 Bto mit 

Ausnahme der freien Strecke 

 Park- und Stellflächen für LKW, sofern eine wesentliche Verschmutzung des Niederschlagswassers 

durch Emissionen aus den Fahrzeugen (z.B. Verluste von Kraft- und Schmierstoffen, Frostschutzmit-

teln, Flüssigkeiten aus Brems- oder Klimatisierungssystemen etc.) mit hoher Wahrscheinlichkeit aus-

geschlossen werden kann  

 Lager- und Manipulationsflächen sowie Umschlagplätze (Terminals), sofern eine wesentliche Ver-

schmutzung des Niederschlagswassers durch Ladegutverlust oder Manipulation (Tätigkeiten auf die-

sen Flächen) mit hoher Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden kann  

 

F4 

 

 Parkflächen für PKW größer als 1.000 Parkplätze (z.B. Einkaufszentren) 

 Betriebliche Fahrstreifen mit einer JDTV über 15.000 Kfz/24h (Straßen mit in der Regel mehr als zwei 

Fahrstreifen) 

 Betriebliche Fahrflächen, Plätze und Flächen mit starker Verschmutzung z.B. durch Landwirtschaft, 

Fuhrunternehmen und Märkte 

 

F5 

 

 Park- und Stellflächen, sofern eine wesentliche Verschmutzung des Niederschlagswassers durch 

Emissionen aus den Fahrzeugen nicht mit hoher Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden kann 

 Lager- und Manipulationsflächen sowie Umschlagplätze (Terminals), sofern eine Manipulation (Tätig-

keiten auf diesen Flächen) nicht mit hoher Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden kann 

 Dachflächen, stark verschmutzt (z. B. Industriezonen mit hohen Emissionen) 

 Sonstige Flächen, stark verschmutzt 

Tab. 5 Niederschlagswässer von unterschiedlichsten Oberflächen (ÖWAV RB 45, 2015, 18) 

Die stoffliche Belastung des Niederschlagswassers von versiegelten Flächen, sind Verunreinigungen 

durch Materialabrieb sowie auch stoffliche Verunreinigungen aus der Atmosphäre. Belastungen von 

Hausbrand und industriellen Feuerungsanlagen sowie Abgase des motorisierten Verkehrs und Luft-

verkehrs, aber auch Tierexkremente können die Niederschlagswässer unterschiedlich stark belasten. 

Bei der Umsetzung von Projekten muss vor allem auf die regionalen und örtlichen Rahmenbedingun-

gen Rücksicht genommen werden (vgl. ÖWAV RB 45, 2015, 14). 
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2.4 Regenwassermanagement 

Die Herausforderungen des Regenwassermanagements liegen darin, dass die produzierten Probleme 

durch die direkte Ableitung von Niederschlagswasser gelöst werden müssen und der Entwässerungs-

komfort dadurch nicht beeinträchtigt werden soll.  

Die Komplexität der Regenwasserbewirtschaftung liegt darin, dass die Probleme der derzeitigen Was-

serwirtschaft, wie Überflutungen, stoffliche und hydraulische Belastungen von Gewässern, Absenkung 

des Grundwasserspiegels und Verschärfung der Hochwassersituation, Lösungen bedürfen (Ingeni-

eurgesellschaft Prof. Dr. Sieker mbH 2018, online). 

Die Definition von Zielen für eine Weiterentwicklung und Integration des Regenwassermanagements 

und weiterführend die dezentrale Regenwasserbewirtschaftung sind von großer Bedeutung. Probleme 

und Nachteile der vollständigen Ableitung von Regenwasser soll durch die Umsetzung von folgenden 

Zielen des Regenwassermanagements entgegengewirkt werden: 

 Der Entwässerungskomfort soll weiterhin gewährleistet sein und Spitzenabflüsse sowie 

auch Überflutungen sollen verhindert werden.  

 Schutz des Grundwassers vor Verunreinigung soll gewährleistet und Grundwasserneubil-

dung erreicht werden.  

 Durch die Erhöhung der Versickerung soll der natürliche Wasserhaushalt wiederherge-

stellt werden und hydraulische wie auch stoffliche Überlastung von Gewässern verhindert 

werden.  

 Die aufgrund des Klimawandels geforderten Anpassungsmaßnahmen, aber auch die Al-

ternativen zur klassischen Entwässerung müssen flexibel und wirtschaftlich sein (vgl. In-

genieurgesellschaft Prof. Dr. Sieker mbH 2018, online).  

 Die Entsiegelung von Flächen soll zu einer Reduzierung des Oberflächenabflusses sowie 

zur Erhöhung der Versickerung und Verdunstung führen, wodurch das Mikroklima ver-

bessert werden soll (vgl. LfU 2017, online). 

Durch Regenwassermanagement und die verschiedensten Elemente der Regenwasserbewirtschaf-

tung zur Optimierung der  Versickerung, Verdunstung und Nutzung von Regenwasser können effizien-

te und wirtschaftlich tragbare Lösungen ermöglicht werden.  



Theoretische Grundlagen   
 

39 
 

 

Abb. 21 Systemelemente der naturnahen Regenwasserbewirtschaftung (LfU 2017: online) 

Die Elemente, Anwendungs- und Ausführungsmöglichkeiten der Regenwasserbewirtschaftung sind 

sehr vielfältig und können unterschiedlich ein- und umgesetzt sowie auch kombiniert werden. Die Ein-

satzmöglichkeiten sind von Faktoren wie dem Planungsgebiet, den vorherrschenden Bedingungen 

sowie auch den Planungszielen abhängig. Die Tabelle gibt einen Überblick der in Österreich mögli-

chen Ausführungen: 

Systemelement Anlageform 

Versickerungsanlagen 

Flächenversickerung (Entsiegelung) 

Muldenversickerung 

Rigolen-/Rohr-Rigolenversickerung 

Mulden-Rigolen-Versickerung 

Schachtversickerung 

Versickerungsbecken (Sieker et al. 1996, 139) 

Teichversickerung 

Fassadenbegrünung 
bodengebunden/fassadengebunden (vgl. Pita et al. 2014, 
online)  

Dachbegrünung  extensiv/intensiv  

Regenwassernutzungsanlagen Zisternen/Tank 

Tab. 6 Systemelemente und Anlagenformen der Regenwasserbewirtschaftung (Muschalla et al. 2014: online) 
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Bei der Bewirtschaftung von Niederschlagswasser ist es sinnvoll, eine Priorisierung der Maßnahmen 

durchzuführen.  

 An oberster Stelle steht die Vermeidung von Abflüssen durch Maßnahmen der Entsiegelung 

für eine durchlässige Oberfläche und den Rückhalt von Niederschlagswasser durch Begrü-

nungsmaßnahmen. 

 Die Nutzung von Regenwasser als Brauchwasser und für die Bewässerung ist vor allem zur 

Reduzierung des Trinkwasserbedarfs von großer Bedeutung. 

 An dritter Stelle der Prioritätenliste stehen Maßnahmen der ober- und unterirdischen Versicke-

rung zur Anreicherung des Grundwassers und Schließung des Wasserkreislaufs. 

 Eine vollständige Ableitung des Niederschlagswassers in den Kanal sollte nur gedrosselt er-

folgen, um Spitzenabflusswerte nach Starkregenereignissen zu vermeiden (vgl. Muschalla et 

al. 2014: online; ÖWAV-RB 35 2003, 7).  

Die Prioritätenliste zeigt, dass vor allem Maßnahmen zur Entsiegelung und die Nutzung von Nieder-

schlagswasser intensiver eingesetzt werden müssen.   

2.5 Systemelemente des Regenwassermanagements  

Der Umgang mit Regenwasser und die nachträgliche Integration von Regenwassermanagement ist 

ein sehr komplexes Thema, da die bestehende Entwässerungsinfrastruktur sowie auch Bebauung und 

Versieglung berücksichtigt werden müssen und die Planung dadurch eingeschränkt wird. Der bedeu-

tendste Grundsatz und die wirksamste Maßnahme im Regenwassermanagement ist die Verhinderung 

des Abflusses durch Reduzierung der Versiegelung. In vielen Fällen ist eine Versiegelung von Flä-

chen jedoch notwendig, was allerdings auch ermöglicht, dass die vielfältigen Elemente des Regen-

wassermanagements eingesetzt werden können (vgl. ÖWAV RB 35, 2003, 7- 8). 

 
Abb. 22 Systemelemente Regenentwässerung (Sieker et al. 1996, 139) 
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Die Systemelemente können aufgrund ihrer unterschiedlichen Einsatzmöglichkeiten miteinander kom-

biniert werden, somit kann auf die Randbedingungen des Planungsgebiets effizienter und flexibler 

eingegangen werden. Verantwortlichen, Planern und Ausführenden sind bei der Anwendung und 

Kombination von den verschiedensten Systemelementen keine Grenzen gesetzt. Es ist jedoch folgen-

der Grundsatz zu beachten: Eine hohe Sickerfähigkeit des Bodens verlangt nach Elementen der Ver-

sickerung und Speicherung, bei einer geringeren Sickerfähigkeit ist der Einsatz von Elementen zur 

Speicherung und gedrosselten Ableitung sinnvoll (vgl. Sieker et al. 1996, 140). 

2.5.1 Entsiegelung 

Bodenversiegelung durch Bebauung und Befestigung von Oberflächen sollte auf ein geringes Maß 

reduziert werden. Von bereits befestigten Flächen wie Fuß- und Radwegen sowie auch Verkehrsflä-

chen und Parkplätzen mit einer geringen Verkehrsdichte können wasserundurchlässige Oberflächen-

beläge entfernt werden (vgl. Amt der Niederösterreichischen Landesregierung, 2010, 29). 

          
Abb. 23 Skizze Versiegelte Oberflächen (Freie und            Abb. 24 Skizze Entsiegelte Oberflächen (Freie und  
Hansestadt  Hamburg 2006: online)              Hansestadt Hamburg 2006: online) 

Einer Eignung entsprechen auch ungenutzte Wege und Straßen, versiegelte Flächen von Häusern 

und Gärten sowie auch Hofflächen (vgl. Landeshauptstadt Dresden Umweltamt 2004: online). Die 

Entsiegelung von Flächen ist die nachhaltigste und effizienteste Möglichkeit, Abfluss zu vermeiden. 

Für bestimmte Zwecke ist eine befestigte Oberfläche notwendig, jedoch wird dieses Maß an Notwen-

digkeit in Siedlungsgebieten stark überschritten. Der Entsiegelung von Flächen ist gegenüber allen 

anderen Elementen der Regenentwässerung Vorrang einzuräumen (vgl. Sieker et al. 1996, 29). 

2.5.2 Flächenversickerung 

In bereits besiedelten und bebauten Gebieten können Elemente der Flächenversickerung nachträglich 

integriert werden. Eine Entsiegelung von befestigten Flächen, die einer geringen mechanischen Be-

anspruchung unterliegen, kann durchgeführt werden. Die vollständig geschlossene Oberfläche kann 

durch eine durchlässige Schicht von Rasengittersteinen, Porensteinen, Dränasphalt oder Pflasterstei-

nen mit Splitfugen ersetzt werden (vgl. ÖWAV RB 35, 2003, 7- 8). 
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Abb. 25 Rasengittersteine (Hermann Peter                   Abb. 26 Bodenaufbau (Beilharz GmbH & Co. KG                            
KG 2018: online)                           2018: online) 

Der natürliche Wasserkreislauf wird durch das Versickern von Niederschlagswasser durch eine beleb-

te Bodenzone (ca. 20-30 cm) wenig beeinträchtigt und die Verdunstung führt zu einer Verbesserung 

des Kleinklimas (vgl. LfU 2017, online). Die Versickerung von Niederschlagswasser von wenig ver-

schmutzten befestigten Flächen kann bei Böden mit ausreichender Durchlässigkeit zwischen Rasen-

gittersteinen, - ziegeln, Pflastersteinen ohne Fugen, bei Schotterrasen, Kiesbelag oder Rindenmulch 

erfolgen. Zu wenig verschmutzten Flächen zählen vor allem Wege, Spielplätze und Spielstraßen, Hof-

flächen, Schul- und Kindergartenhöfe, Parkplätze sowie auch wenig frequentierte Verkehrsflächen. 

Unterschiedlichste Materialien können bei der Gestaltung von Oberflächen eingesetzt werden und so 

zu einer Verminderung des Abflusses führen (vgl. ÖWAV RB 35, 2003, 7- 8). Für eine dauerhafte und 

qualitative Funktionstüchtigkeit der Flächenversickerungsanlagen ist eine regelmäßige Grasmahd und 

Kontrolle notwendig (vgl. Freie und Hansestadt Hamburg 2006, online). 

2.5.3 Muldenversickerung 

Das Prinzip der Muldenversickerung beruht darauf, dass Niederschlagswasser von versiegelten Flä-

chen in eine mit Gras bewachsene Mulde eingeleitet wird; Muldenversickerung kommt bei beschränk-

ten Platzverhältnissen und auch in Sanierungsgebieten zum Einsatz. Insekten und Kriechtiere im Bo-

den, Pflanzenwurzeln und vor allem der Bodenaufbau sind für die Speicherung und anschließende 

Versickerung in den Boden verantwortlich.  Die Durchlässigkeit des Bodens muss bei einer effizienten 

Anwendung einen kf-Wert bis 1 x 10-6 m/s aufweisen (vgl. Freie und Hansestadt Hamburg 2006, onli-

ne). 
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Abb. 27 Muldenversickerung (Freie und Hansestadt    Abb. 28 Muldenversickerung (Stadt Celle 2018:  
Hamburg 2006: online)     online) 

Die Mulden können bis zu einer Tiefe von 30cm ausgeführt werden. Die daran angeschlossene ver-

siegelte Fläche, von der die Niederschlagswässer zur Versickerung abgeleitet werden, benötigt 10%-

20% unversiegelte Muldenversickerungsfläche. Bei der Bemessung der Mulde ist darauf zu achten, 

dass die Einstauzeit sehr kurz ist, sodass die Gefahr der Verschlickung bzw. Beschädigung der Vege-

tation vermieden werden kann. Zur Aufrechterhaltung der Funktionstüchtigkeit ist die Mulde zu mähen, 

regelmäßig zu kontrollieren und zu reinigen (vgl. Freie und Hansestadt Hamburg 2006, online). 

2.5.4 Rigolenversickerung 

Bei Rigolenversickerung spricht man von der Ableitung des Wassers von versiegelten Flächen in ei-

nen Speicherkörper aus Kies oder Kunststoff, die Rigole. In diesem Speicherkörper wird das angefal-

lene Niederschlagswasser gespeichert und danach in den Untergrund abgegeben. Zum Anwen-

dungsbereich der Rigolenversickerung zählen schlecht durchlässige Böden und wenig Freiraum, auch 

verwendet wird diese zur Versickerung von Dachwässern und des Wassers aus dem Überlauf unterir-

discher Regenwasserspeicher (vgl. Freie und Hansestadt Hamburg 2006, online).  

 
Abb. 29 Rigolenversickerung (Manfred Schroll Garten- und Landschaftsbau 2018: online) 
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Abb. 30 Rigolenversickerung (Freie und Hansestadt Hamburg 2006: online) 

Die Rigolenversickerung wird meistens in einer Kombination mit der Mulden-, Schacht oder Rohrversi-

ckerung angewendet. Die Wartung und Inspektion von Rigolen sollte regelmäßig, jedes halbe Jahr 

durchgeführt werden, dabei sollte vor allem eine Entschlammung gemacht werden (vgl. Freie und 

Hansestadt Hamburg 2006, online). 

2.5.5 Mulden-Rigolenversickerung 

Bei der Rigolenversickerung besteht die Möglichkeit einer Kombination mit der Muldenversickerung, 

wo das Niederschlagswasser in eine bewachsene Mulde zur Zwischenspeicherung bzw. Versickerung 

in die darunterliegende Rigole eingeleitet wird. Durch die Speicherwirkung der Rigole wird das Wasser 

langsam in den Boden abgegeben. Die einzelnen Mulde-Rigolenelemente können auch durch Rohre 

zusammengeschlossen werden und bilden somit ein Mulden-Rigolen-System. Der Vorteil des zusam-

mengeschlossenen Mulden-Rigolensystems besteht in der gedrosselten Ableitung von Nieder-

schlagswässern (vgl. Freie und Hansestadt Hamburg 2006, online). 

 
Abb. 31 Mulden-Rigolenversickerung (Freie und Hansestadt Hamburg 2006: online) 

Die Mulden-Rigolenversickerung ist vor allem bei Böden mit einem geringen kf-Wert von kf ≥ 1 x 10-6 

m/s zu verwenden und auch bei wenig zur Verfügung stehender Fläche. Muldenversickerungen allei-
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ne benötigen mehr Fläche als die Kombination mit Rigolenelementen, da ein Teil der Wasserrückhal-

tung und Speicherung in den Untergrund verlegt wird (vgl. Freie und Hansestadt Hamburg 2006, onli-

ne). 

2.5.6 Rohr-Rigolenversickerung 

Diese Form der Versickerungsmaßnahme wird bei gering durchlässigen Böden oder auch geringen 

Platzverhältnissen eingesetzt. Von den versiegelten Flächen wird das Wasser über einen Zulauf und 

Schlammfang in eine Schicht aus Kies oder Kunststoff in Drainagerohre eingeleitet und dadurch ge-

drosselt in den Untergrund abgegeben (vgl. Freie und Hansestadt Hamburg 2006, online). 

      
Abb. 32 Rohr-Rigolenversickerung  (Freie und         Abb. 33 Rohr-Rigolenversickerung (Freie und Hansestadt  
Hansestadt Hamburg 2006: online)                                       Hamburg 2006: online) 

Ein Vorteil dieses kombinierten Systems ist, dass zur Versickerung an der Oberfläche kein Flächen-

bedarf besteht. Bei großen Systemen sind jedoch Wartungsschächte zu integrieren, um eine regel-

mäßige Reinigung und Wartung durchführen zu können (vgl. Freie und Hansestadt Hamburg 2006, 

online). 

2.5.7 Schachtversickerung 

Dachflächenwasser oder Wasser von versiegelten Verkehrsflächen kann über die verschiedensten 

Arten von Zuläufen, über Dachrinnen oder befestigte Mulden zu einem Schacht geleitet werden. Das 

Niederschlagswasser wird über durchlässige Schachtwände oder die Sohle in den Boden versickert 

(vgl. Freie und Hansestadt Hamburg 2006, online). 
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Abb. 34 Schachtversickerung (Stadtbetrieb Abwasserbeseitigung Lünen AöR 2018: online) 

Eine Schachtversickerung kommt vor allem bei kleinen Liegenschaften mit wenig Freiraum und gerin-

gen Abflussflächen zum Einsatz. Der Bodenaufbau kann ein entscheidendes Kriterium zur Wahl eines 

Sickerschachtes sein, da oberflächennahe, undurchlässige Schichten mit dem Schacht durchdrungen 

und darunterliegende Bodenschichten mit einem nötigen kf – Wert < 1 x 10-3 m/s genützt werden kön-

nen. Durch die begrenzte Füllmenge des Sickerschachts ist eine Kombination mit Mulden- oder Rigo-

lenversickerung möglich, wodurch eine flexible Anpassung an diverse Verhältnisse ermöglicht wird. 

Aufgrund der Unterstützung einer natürlichen Versickerungsart ist eine regelmäßige Reinigung von 

Ablagerungen und Schlamm durchzuführen (vgl. Freie und Hansestadt Hamburg 2006, online). 

2.5.8 Versickerungsbecken 

Versickerungsbecken und Teichversickerungen haben aufgrund der Wasserhaltung nach Regenfällen 

einen landschaftsplanerischen Gestaltungswert ebenso wie die Zuläufe, welche bei genügend Platz-

verhältnissen oberirdisch geführt werden können und dadurch zu einem gartengestalterischen Ele-

ment werden.  

Bei einem Versickerungsbecken benötigt der Boden zumindest einen kf-Wert > 10-5 m/s, um eine 

Einstauung des Wassers für länger als einen Tag zu verhindern. Für eine qualitative Versickerung des 

Niederschlagswassers ist eine sandige Humusschicht mit einer 25cm Schichtstärke notwendig. Die 

Neigung der Böschung sollte zwischen 1:2 und 1:5 liegen (vgl. Amt der Vorarlberger Landesregierung 

2007, online). 
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Abb. 35 Versickerungsbecken (Amt der Vorarlberger Landesregierung 2007: online) 

Für den Einbau eines Versickerungsbeckens wird eine Freifläche benötigt, daher wird ein solches 

Becken in den meisten Fällen nur bei genügend Platzangebot verwendet. Durch die hydraulische Be-

lastung kann es zur Verdichtung des Bodens und folglich zu einer Kolmation kommen, welcher jedoch 

durch Maßnahmen wie dem Einbau eines Schlammfanges entgegengewirkt werden kann (vgl. Amt 

der Vorarlberger Landesregierung 2007, online). 

2.5.9 Teichversickerung 

Gut durchlässige Böden ermöglichen den Einsatz von Teichversickerungsanlagen, welche auch zur 

Landschaftsgestaltung eingesetzt werden können sowie zu einer Verbesserung des Mikroklimas sor-

gen. Das Prinzip der Versickerungsanlage ist dem eines Versickerungsbeckens ähnlich, jedoch erfolgt 

die Versickerung in den Boden nicht über die Sohle sondern über die flache, bewachsene aus locke-

rem Kies und Sand zusammengesetzte Böschung mit einer Neigung < 1:2 (vgl. Freie und Hansestadt 

Hamburg 2006, online). 

 
Abb. 36 Teichversickerung (Freie und Hansestadt Hamburg 2006: online) 

Diese Form der Versickerungsanlage ermöglicht auch eine Kombination mit einem Schacht oder einer 

Mulden-Rigolenversickerung, welcher bzw. welche jeweils das Hauptelement der Versickerungsanla-

ge darstellt. Die Wartung ist vor allem bei dicht bepflanzten Anlagen regelmäßig durchzuführen, wobei 
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eine Entschlammung und Wasserreinigung oder sogar ein Wassertausch nach Trockenperioden un-

bedingt zu erledigen ist (vgl. Freie und Hansestadt Hamburg 2006, online). 

2.5.10 Fassadenbegrünung 

Das Element der Fassadenbegrünung ist vor allem in urbanen Gebieten eine Möglichkeit zur Vermin-

derung des Abflusses und Reduzierung der Oberflächen- und Umgebungstemperatur durch Verduns-

tung, was dadurch wiederum zu einer Verbesserung des Mikroklimas führt. Bei der Umsetzung von 

Fassadenbegrünung gibt es großen gestalterischen Spielraum, weswegen auch eine nachträgliche 

Integration in den Bestand möglich ist (Pitha et al. 2014, online). 

 
Abb. 37 Energiebilanz einer Fassadenbegrünung (Krusche et al. 1982) 

2.5.11 Dachbegrünung 

Der Anwendungsbereich von Begrünungsmaßnahmen liegt vor allem in Neubaugebieten zur land-

schaftlichen Gestaltung und Verbesserung des Kleinklimas, auf dicht besiedelten oder auch großflä-

chigen Wohn- oder Betriebsgebäuden. Die Anwendung beschränkt sich in diesem Fall auf Dächer mit 

maximaler Neigung bis 40° oder Flachdächer. Begrünte Dachflächen können bis zu 70% der Nieder-

schläge speichern, welche dann durch Verdunstung wieder abgegeben werden können, dadurch wird 

eine Entlastung des Kanalsystems ermöglicht (vgl. Freie und Hansestadt Hamburg 2006, online). 

Bei Dachbegrünungen wird über eine begrünte Dachschicht, welche mit Moos, Gräsern, Stauden und 

Sträuchern bepflanzt ist, das Niederschlagswasser gespeichert bzw. abgeleitet. Es wird zwischen 

einer extensiven und einer intensiven Begrünung unterschieden. Extensive Begrünungsmaßnahmen, 

welche aus Moos oder Sedum aufgebaut sind, können sich durch den natürlichen Niederschlag selbst 

erhalten und benötigen keine zusätzliche Bewässerung. Eine nachträgliche Integration bei Gebäuden 

ist aufgrund der geringen Schichtdicken möglich, jedoch von der Statik des Gebäudes sowie dem 
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Dachaufbau abhängig. Bei einer intensiven Dachbegrünung haben PlanerInnen großen Entfaltungs- 

und Planungsspielraum, somit können ganze Gartenlandschaften errichtet werden. Bei diesen Aus-

führungsvarianten ist in vielen Fällen eine intensive Pflege, regelmäßiges Warten der Abläufe und 

Bewässerung notwendig. Bei intensiv begrünten Dächern müssen eine erhöhte Belastung des Daches 

sowie erhöhte Anforderungen an den Bodenaufbau und der Bewässerung beachtet werden (ebenda). 

            
Abb. 38 (Bedachungen Kirchermeier GmbH               Abb. 39 (Optigrün international AG 2018: 
2018: online)      online) 

Durch Schaffung von Gründächern können ein verminderter Abfluss, eine Verbesserung des Kleinkli-

mas sowie auch Ausgleichsflächen für Insekten und Pflanzen geschaffen werden (vgl. Freie und Han-

sestadt Hamburg 2006, online). 

2.5.12 Zisterne/Tank 

Die Bildung und der Schutz des Grundwassers sind in Österreich von großer Bedeutung, denn ca. 

99% des Trinkwassers für den täglichen Verbrauch werden daraus gewonnen. Das Grundwasser stellt 

somit die Hauptquelle für das Trinkwasser dar (vgl. Umweltbundesamt, 2018, online). Eine Reduktion 

des Trinkwasserverbrauchs wird dann erreicht, wenn das Trinkwasser durch Regenwasser ersetzt 

wird (vgl. Freie und Hansestadt Hamburg 2006, online).  

27% des Trinkwasserverbrauchs werden auf die Haushalte zurückgeführt, 67% benötigen Industrie 

und Gewerbe und der übrige Teil wird in der Landwirtschaft verbraucht. Der tägliche Trinkwasserbe-

darf in einem österreichischen Haushalt liegt bei etwa 130l/T/EinwohnerInnen, welcher durch eine 

geänderte Regenwassernutzung reduziert werden könnte.  
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Abb. 40 Durch Regenwassernutzung ersetzbares Trinkwasser (Otto Graf GmbH Kunststofferzeugnisse 2018, online) 

In privaten Hausalten können bis zu 50% des Trinkwassers durch die Nutzung von Regenwasser ein-

gespart werden. Trinkwasserqualität ist vor allem für verbrauchsintensive Anwendungen nicht not-

wendig, wie etwa in der Waschmaschine, bei Toilettenspülungen, bei Reinigungsarbeiten oder der 

Gartenbewässerung. Ebenso findet sich in gewerblichen Betrieben und öffentlichen Objekten ein be-

deutendes Potential zur Trinkwassereinsparung von bis zu 85% (vgl. Otto Graf GmbH Kunststoffer-

zeugnisse 2018, online). 

 

 
Abb. 41 Durch Regenwassernutzung ersetzbares Trinkwasser bei gewerblichen/öffentlichen Objekten (Otto Graf GmbH 
Kunststofferzeugnisse 2018, online) 

Das Funktionsprinzip der Zisterne umfasst die Einleitung der Dachflächenwässer und abfließendes 

Wasser weiterer versiegelter Oberflächen. Das Niederschlagswasser wird über einen Filter von Grob-

stoffen befreit und kann danach von VerbraucherInnen zur Verwendung im Haushalt zur Toilettenspü-

lung oder als Wischwasser entnommen werden. Für den Bereich des Gartens bestehen die Möglich-

keiten zur Speisung von Bewässerungsanlagen und Springbrunnen oder zur Teichfüllung. Um eine 

Versorgungssicherheit auch in langen Hitze- und Trockenphasen zu gewährleisten, kann eine Versor-
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gungsleitung mit Trinkwasser integriert werden. Eine Kombination von Regenwassernutzungsanlagen 

mit Speicher- oder Versickerungsanlagen ist durchaus möglich und erlaubt eine flexible Anpassung an 

die gegebenen Rahmenbedingungen. Die Kombination mit Versickerungsanlagen ist zur Versickerung 

des Überlaufwassers gedacht, um das nicht speicherbare Niederschlagswasser dem natürlichen 

Wasserkreislauf zurückzugeben (vgl. Freie und Hansestadt Hamburg 2006, online). 

 
Abb. 42 Funktionsprinzip Zisterne (Freie und Hansestadt Hamburg 2006: online) 

Der Anwendungsbereich von Zisternen liegt vor allem im privaten Liegenschaftsbereich, im verdichte-

ten Wohnbau und bei Büro- und Gewerbegebäuden. Bei der Installation von Zisternen und der Nut-

zung von Niederschlagswasser im Haushalt muss ein getrennter Wasserkreislauf nach DIN 1988 her-

gestellt werden, um eine Vermischung von Trinkwasser und Niederschlagswasser zu vermeiden (vgl. 

Freie und Hansestadt Hamburg 2006, online). 

Die Integration von Regenwassernutzungsanlagen für eine maximal mögliche Ausnutzung des Re-

genwassers ist jedoch nur bei Neubauten bzw. aufwendigen Sanierungsvorhaben möglich, wenn es 

um die Nutzungsbereiche im Haus geht. Eine nachträgliche Integration von Regenwasserspeiche-

rungs- oder versickerungsanlagen ist mit einfacheren Schritten möglich. Die Speicherung von Regen-

wasser und eine gedrosselte Abgabe in das Kanalsystem ermöglichen eine Reduktion der Spitzenbe-

lastungen, wodurch eine Entlastung der Kläranlagen und Vorfluter erreicht wird. Die Verwendung des 

gespeicherten Niederschlagswassers zur Gartenbewässerung und eine Entsiegelung von befestigten 

Flächen wie Gehwegen oder Einfahrten können nachträglich in den Bestand integriert werden und 

sorgen für eine Anreicherung des Grundwassers und aufgrund der Verdunstung zu einem verbesser-

ten Mikroklima.  
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2.5.13 Gedrosselte Ableitung in den Kanal 

Bei schluffigem und tonigem Boden besteht die Möglichkeit, dass die Durchlässigkeit nicht ausreicht 

und die gedrosselte Ableitung des anfallenden Niederschlagswassers als zusätzliche Maßnahme hin-

zugezogen werden muss (vgl. Sieker et al. 1996, 31). 

Eine Kombination von Systemelementen kann eine Speicherung und Drosselung des abzufließenden 

Wassers erreichen. 

  
Abb. 43 Gedrosselte Ableitung (Freie und Hansestadt Hamburg 2006, online) 

Die Dimensionen von Kanalinfrastrukturen könnten so bei Sanierungsmaßnahmen oder Neuerrichtun-

gen geringer gewählt werden. Die Menge an abzuleitendem Wasser hängt vom Infiltrationsvermögen 

des Untergrunds ab und ist an den jeweiligen Standort anzupassen (vgl. Sieker et al. 1996, 31).  

Bei der Regenwasserrückhaltung werden die Niederschläge nicht 

sofort in den Kanal oder Vorfluter transportiert, sondern gespei-

chert und verzögert abgegeben, um eine Entlastung der Abwasser-

infrastruktur bzw. des Vorfluters zu ermöglichen (vgl. Freie und 

Hansestadt Hamburg 2006, online). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abb. 44 Rückhaltung (Amt der Vorarlberger Landesregierung 2007: online) 
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2.5.14 Reinigungsverfahren für die unterschiedlichen Systemele-

mente des Regenwassermanagements 

Die aufgelisteten Systemelemente des Regenwassermanagements können auf die verschiedensten 

Arten integriert werden. Bei der Versickerung von Niederschlagswässern von versiegelten Flächen 

sind jedoch die einzelnen Flächen (siehe Tab.5) des abfließenden Wassers zu berücksichtigen. Zur 

Einbringung von sauberem, aber auch reinigungsbedürftigem Niederschlagswasser in das Grundwas-

ser können verschiedene Systeme eingesetzt werden.  
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F1 M M x x x x x x x x 

F2 - - x x x x x M x x 

F3 - - M - - x x i.B. M M 

F4 - - - - - x x i.B. M M 

F5 - - - - - i.B. i.B. i.B. i.B. i.B. 

Tab. 7 Flächentypen und die damit verbundenen Entwässerungstypen (ÖWAV-RB 45, 2015, 22) 
 

x: Dieses System wird für den jeweiligen Flächentyp empfohlen. 

M:  Dieses System ist zulässig und erfüllt die Mindestanforderungen der Entwässerung des jeweiligen Flä-

chentyps. 

i.B: Dieses System bedarf einer individuellen Beurteilung und kann nur dann angewendet werden, wenn ein 
Nachweis der notwendigen Reinigungsleitung erbracht wird.  

- : Dieses System ist für den jeweiligen Flächentyp nicht  erlaubt. (ÖWAV-RB 45,2015, 22) 
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3 Rechtliche Grundlagen 

Maßnahmen von bzw. der Begriff Regenwassermanagement werden in den gesetzlichen Grundlagen 

des Bundes und der Länder nicht genauer definiert. Es gibt jedoch zahlreiche rechtliche Vorausset-

zungen, welche dem Thema vorausgehen, weswegen in Hinblick auf Regenwassermanagement 

rechtliche Rahmenbedingungen gegeben sind.  

3.1 EU-Recht 

In der Gewässerschutz-Richtlinie 2000/60/EG wurde festgelegt, dass sich der Gewässerzustand in der 

Europäischen Union nicht verschlechtern darf und Oberflächen- sowie auch Grundwasser einen guten 

Zustand erreichen müssen. Die Richtlinie wurde erstellt, um die Verschmutzung der Gewässer in Eu-

ropa zu reduzieren und Ökosysteme wiederherzustellen sowie auch eine nachhaltige Verwendung 

von Wasser durch Betriebe und Personen sicherzustellen (vgl. Europäische Union 2017, online). 

Zu dieser Wasserrahmenrichtlinie wurde die Richtlinie 2006/118/EG idF 2014/80/EU zum Schutz des 

Grundwassers vor Verschmutzung und Verschlechterung hinzugefügt, um die Grundwasserqualität in 

der gesamten EU zu sichern. Durch eine Novelle wurden die EU-Richtlinien in nationales österreichi-

sches Recht im WRG 1959 §30c Abs. 1 und 2 in Verbindung mit der Qualitätszielverordnung Chemie 

Grundwasser und der Gewässerzustandsüberwachungsverordnung umgesetzt (vgl. BMNT 2015b, 

online).  

  



Rechtliche Grundlagen   
 

55 
 

3.2 Österreichische Rechtsgrundlagen 

3.2.1 Wasserrechtsgesetz 1959 

Das Wasserrechtsgesetz ist ein Bundesgesetz und wurde 1959 beschlossen und seither bereits einige 

Male novelliert. Es ist Voraussetzung für die Regelungen der Gewässerbenutzung und dient deren 

Schutz und Reinhaltung sowie auch der Schutz vor den Gefahren von Wasser, welche davon ausge-

hen. Das Wasserrechtsgesetz regelt die Bewirtschaftung der Ressource Wasser, was auch eine 

nachhaltige und zukünftige Planung ermöglichen soll (vgl. BMNT 2017a: online). 

Im Wasserrechtsgesetz finden sich unter §3 gesetzliche Grundlagen zu Privatgewässern, wozu auch 

Grundwässer und Niederschlagswässer in Zisternen und Teichen zählen, die dem  bzw. der Grundei-

gentümerIn gehören (vgl. WRG §3 Abs. 1, 1959, BGBl. Nr.58/2017).  

Nach WRG 1959 §32 sind geringfügige stoffliche Einwirkungen auf das Grundwasser bewilligungsfrei. 

Einwirkungen, welche die Beschaffenheit eines Gewässers beeinträchtigen, sind mit einer wasser-

rechtlichen Bewilligung erlaubt (vgl. WRG 1959 §32 BGBl. Nr.58/2017).  

 

Abb. 45 Bewilligungspflicht bei Versickerung bestimmter Niederschlagswässer (ÖWAV RB 45 2015, 45) 
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3.2.2 Allgemeine Abwasseremissionsverordnung  

Die Allgemeine Abwasseremissionsverordnung regelt die gesetzlichen Grundlagen für die Einleitung 

von verschiedenen Wässern in den Vorfluter oder die Kanalisation und bezieht sich auch auf Nieder-

schlagswässer (vgl. AAEV §1 Abs. 1, BGBl. Nr. 186/1996). 

In der AAEV § 1 Abs. 3 Z 3 findet sich folgende Definition zum Begriff des Regenwassers bzw. Nie-

derschlagswassers. Dies wird verstanden als:  

Wasser, das zufolge natürlicher oder künstlicher hydrologischer Vorgänge als Regen, Tau, 

Hagel, Schnee oder ähnliches auf ein bestimmtes Einzugsgebiet fällt und an der Landoberflä-

che dieses Einzugsgebietes zu einem Gewässer abfließt oder durch technische Maßnahmen 

abgeleitet wird (AAEV § 1 Abs. 3 Z 3 BGBl. Nr. 186/1996). 

AAEV §3 Abs.3 beschreibt eine Handhabung des Niederschlagswassers aus Siedlungsgebieten mit 

Mischkanalisation. Wenn es die örtlichen Gegebenheiten ermöglichen, dann ist das Regenwasser 

dem natürlichen ober- oder unterirdischen Abflussgeschehen zu überlassen, noch bevor es in die 

Kanalisation eintritt (AAEV §3 Abs.4 StF: BGBl. Nr. 186/1996). 

In §3 Abs.4 ist zu finden, dass Niederschlagswasser, welches nicht oder nur gering mit Schmutz oder 

Schadstoffen verunreinigt ist, aus Siedlungsgebieten mit Trennkanal an Ort und Stelle dem natürlichen 

Wasserkreislauf zurückgegeben werden soll, noch bevor ein Eintritt in den Kanal stattfindet (AAEV §3 

Abs.4 StF: BGBl. Nr. 186/1996). 

3.2.3 Übersicht der Normen und Regelblätter 

Die folgende Übersicht über Normen, Regelblätter und Merkblätter zeigt die Vielzahl an Regelwerken, 

welche bei der Umsetzung und dem Bau von Maßnahmen berücksichtigt werden müssen.  

Norm/Regelblatt Inhalt Veröffentlichung 

ÖNORM B 2501 
Entwässerungsanlagen für Gebäude und Grundstücke – 
Planung, Ausführung und Prüfung – Ergänzende Richtli-
nien zu ÖNORM EN 2056 und ÖNORM EN 752 

01.08.2016 

ÖNORM B 2506-1 
Regenwasser-Sickeranlagen für Abläufe von Dachflä-
chen und befestigten Flächen – Teil 1: Anwendung, 
hydraulische Bemessung, Bau und Betrieb 

01.08.2013 

ÖNORM B 2506-2 

Regenwasser-Sickeranlagen für Abläufe von Dachflä-
chen und befestigten Flächen Teil 2: Qualitative Anforde-
rungen an das zu versickernde Regenwasser, Bemes-
sung, Bau und Betrieb von Reinigungsanlagen 

12.11.2015 

ÖNORM B 2506-3 
Regenwasser-Sickeranlagen für Abläufe von Dachflä-
chen und befestigten Flächen Teil 3: Filtermaterialien – 
Anforderungen und Prüfmethoden 

01.01.2016 

ÖNORM B 5102 
Reinigungsanlagen für Regenwasser von Verkehrs- und 
Abstellflächen (Verkehrsflächen-Sicherungsschächte 
VSS) 

01.06.2014 
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ÖNORM EN 16941-1 Vor-Ort Anlagen für Nicht-Trinkwasser - Teil 1: Anlagen 
für die Verwendung von Regenwasser 

15.12.2015 

ÖNORM B 2572 Grundsätze der Regenwassernutzung 01.11.2005 

ÖNORM EN 752 Entwässerungssysteme außerhalb von Gebäuden – 
Kanalmanagement 

01.07.2017 

ÖNORM EN 12056-1 
Schwerkraftentwässerungsanlagen innerhalb von Ge-
bäuden – Teil 1: Allgemeine und Ausführungsanforde-
rungen 

01.12.2000 

ÖNORM EN 12056-2 
Schwerkraftentwässerungsanlagen innerhalb von Ge-
bäuden – Teil 2: Schmutzwasseranlagen, Planung und 
Berechnung 

01.12.2000 

ÖNORM EN 12056-3 
Schwerkraftentwässerungsanlagen innerhalb von Ge-
bäuden – Teil 3: Dachentwässerung, Planung und Be-
messung 

01.12.2000 

ÖNORM EN 12056-4 
Schwerkraftentwässerungsanlagen innerhalb von Ge-
bäuden – Teil 4: Abwasserhebeanlagen -  Planung und 
Bemessung 

01.12.2000 

ÖWAV Regelblatt 9 Richtlinien für die Anwendung der Entwässerungsverfah-
ren 

2008 

ÖWAV Regeblatt 11 Richtlinien für die abwassertechnische Berechnung und 
Dimensionierung von Abwasserkanälen 

2009 

ÖWAV Regelblatt 19 Richtlinien für die Bemessung von Mischwasserentlas-
tungen 

2007 

ÖWAV Regelblatt 35   Behandlung von Niederschlagswässern 2003 

ÖWAV Regeblatt 45 Oberflächenentwässerung durch Versickerung in den 
Untergrund 

08.2015 

ATV-DVWK-Arbeitsblatt 117 Bemessung von Regenrückhalteräumen 2013 

ATV-DVWK-Arbeitsblatt 138 Bemessung von Regenrückhalteräumen 2005 

ATV-DVWK-Merkblatt 153 Handlungsempfehlungen zum   Umgang   mit Regen-
wasser 

2007 

Tab. 8 Übersicht Normen und Regelblätter (eigene Darstellung) 

3.2.4 Österreichisches Raumentwicklungskonzept ÖREK 

Das ÖREK wird alle 10 Jahre von Mitgliedern der Bundesregierung, den Landeshauptleuten, Städten 

und Gemeinden sowie Wirtschafts- und SozialpartnerInnen neu erarbeitet und dient als gemeinsames 

informelles Steuerungsinstrument für die räumliche Entwicklung (ÖREK 2011, 7). Im Jahr 2011 wurde 

das aktuelle ÖREK beschlossen, welches sich im Zuge der sogenannten 3.Säule auf die Themen 

Klimawandel, Anpassung und Ressourceneffizienz stützt (ÖREK 2011, 60). Als relevante Aufgaben-

reiche dieser Säule werden die Flächensicherung für Ausgleichsflächen (Kühlräume), die effizientere 

Ausnutzung von Bauflächen sowie auch eine aktive Bodenpolitik genannt (ÖREK 2011, 70-73). Die 

Sicherung von Ausgleichsflächen zeigt, dass auch in der Politik die Veränderungen des Klimas immer 

größere Bedeutung erlangen und rechtzeitig Ausgleichsflächen, die der Klimaveränderung entgegen-

wirken gesichert werden müssen.  
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3.3 Rechtliche Instrumente der Burgenländischen     

Raumplanung 

In der vorliegenden Arbeit wird die Gemeinde Bad Tatzmannsdorf im Burgenland als Laborraum her-

angezogen. Aus diesem Grund werden die rechtlichen Bestimmungen des Landes Burgenlandes in 

diesem Kapitel vorgezogen und genauer betrachtet.  

Die Erschließung von neuen Gebieten sollte immer dahingehend geplant werden, dass es zu keinem 

erhöhten Abflussverhalten durch Versiegelung und Überbauung von Boden kommt. Bei der Erstellung 

von Flächenwidmungsplänen sowie auch Bebauungsplänen muss Regenwassermanagement bereits 

miteinbezogen werden, um den natürlichen Wasserkreislauf nicht zu beeinträchtigen (Bettmann et al. 

1998, 171-174).  

Raumplanung gilt als eine Querschnittsmaterie in der Kompetenzverteilung von Bund, Land und Ge-

meinden. Nach Art 118 Abs. 3 Z 9 B-VG (B-VG Art. 118 Abs. 3 BGBl. I Nr. 51/2012) liegt die Verant-

wortung der Ausführung der Raumplanung im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde. Somit grenzt 

das B-VG die örtliche von der überörtlichen Planung ab und den Gemeinden wird in diesem Fall ein 

eigenverantwortlicher Kompetenzbereich eingeräumt. Art 118 Abs 2 B-VG (B-VG Art. 118 Abs. 2 

BGBl. I Nr. 51/2012) beschreibt den eigenen Wirkungsbereich einer Gemeinde damit, dass ein über-

wiegendes oder ausschließliches Interesse der vertretenen örtlichen Gemeinschaft gegeben ist und 

die Planungsmaßnahme innerhalb der Gemeindegrenzen durchgeführt werden kann (vgl. Hauer, 

Nußbaumer, Leitl 2006, 109-117). Die überörtlichen Interessen des Landesgesetzgebers müssen mit 

geeigneten rechtlichen Instrumenten gesichert werden und die Planungsmaßnahmen der örtlichen 

Raumplanung haben sich diesen unterzuordnen (VfSlg 8150/1977, 9156/1981/, 11.633/1988). 

3.3.1 Landesentwicklungsprogramm – LEP  

Das Amt der Burgenländischen Landesregierung hat im Landesentwicklungsprogramm  (vgl. Amt der 

Burgenländischen Landesregierung 2012) durch Verordnung die Grundsätze der überörtlichen Pla-

nung festzulegen und zu definieren (vgl. Hauer, Nußbaumer, Leitl 2006, 111). Im Landesentwick-

lungsprogramm 2011 des Landes Burgenland werden die Grundsätze und Ziele der Raumstruktur, die 

zentralen Orte und Verkehrsachsen sowie die Themenbereiche Land- und Forstwirtschaft und Ausbau 

des Tourismus konkretisiert (vgl. Amt der Burgenländischen Landesregierung 2012, 20-22).  Auf 

Grundlage des LEP muss ein örtliches Entwicklungskonzept erstellt werden, an dem sich auch die 

Flächenwidmungen und in weiterer Folge die Bebauungspläne zu orientieren haben (vgl. Hauer, Nuß-

baumer, Leitl 2006, 112).  

Bestimmungen zu Hochwasser und damit verbundene Bebauungsverbote sind  im LEP 2011 verfasst, 

jedoch finden sich keine Bestimmungen zum Thema Regenwassermanagement.   
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3.3.2 Raumplanungsgesetz 

Das Burgenländische Raumplanungsgesetz 1969 schreibt der überörtlichen Raumplanung in den 

Grundsätzen und Zielen vor, dass die natürlichen Grundlagen des Landes zu schützen und für die 

Zukunft nachhaltig in Güte und Menge zu erhalten sind. Im Sinne dieser Bestimmung sind unter ande-

rem der Schutz und die Erhaltung des Bodens, des Klimas und anderer erhaltenswerter Naturgege-

benheiten gemeint. Hinzu kommt, dass die Siedlungssysteme derart entwickelt werden sollen, dass 

diese ökologisch und wirtschaftlich sind. Eine belebte Ortsstruktur soll durch Abstimmung zwischen 

Wohnen, Wirtschaft, Dienstleistung und Erholung gesichert werden (vgl. Bgld. RPLG §1 Abs. 2 LGBl. 

Nr. 18/1969). 

Die Zuständigkeit der örtlichen Raumplanung liegt im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde. Flä-

chenwidmungspläne, Bebauungspläne, Teilbebauungspläne oder Bebauungsrichtlinien sind von den 

Gemeinden zu erstellen (vgl. Bgld. RPLG §11 Abs. 1 LGBl. Nr. 18/1969). 

3.3.3 Flächenwidmungsplan 

In der örtlichen Raumplanung gilt der Flächenwidmungsplan als zentrales Planungsinstrument für das 

gesamte Gemeindegebiet, somit wird die Art der Bodennutzung konkreter Grundflächen parzellen-

scharf, rechtsverbindlich festgelegt. Eine nicht widmungskonforme Nutzung des bzw. der Grundeigen-

tümersIn ist daher nicht erlaubt. Von den Verordnungserstellern sind die Widmungskategorien Bau-

land, Verkehrsfläche und Grünland zu vergeben. Die Bundesländer haben zu den einzelnen Wid-

mungskategorien unterschiedlich zulässige Bestimmungen, welche in den diversen Landesgesetzen 

bestimmt sind (vgl. Hauer, Nußbaumer, Leitl 2006, 113-11).  

Der Zweck der Flächenwidmung ist es, eine geordnete Siedlungsstruktur zu erreichen und die unter-

schiedlichen Widmungen so zu vergeben, dass ein Immissions- und Emissionsschutz gegeben ist und 

eine geringe gegenseitige Beeinträchtigung besteht. Bei der Vergabe von Widmungskategorien ist der 

Umweltschutz mittels Verfolgung umweltpolitischer Ziele zu berücksichtigen, ebenso sind durch die 

Berücksichtigung von Gefahrenzonenplänen präventive Maßnahmen gegen Naturgefahren zu setzen 

(vgl. Hauer, Nußbaumer, Leitl 2006, 113-11).  

3.3.4 Bebauungsplan 

Mit dem Instrument des Bebauungsplans ist es Gemeinden möglich, Restriktionen und genaue Best-

immungen für ein Planungsgebiet aufzulegen. ProjektbearbeiterInnen soll dadurch ein Ermessens-

spielraum für individuelle Rahmenbedingungen und Bedürfnisse ermöglicht werden, gleichzeitig sollen 

dabei jedoch übergeordnete Planungsziele gesichert werden. In der Bebauungsplanung werden tech-

nische Vorgaben, Richtlinien und Normen mit juristischen Bestimmungen vereinigt (vgl. Heigl, 2000, 

III). 
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Die Ziele des Bebauungsplans sind, Vorgaben für die Umsetzung der örtlichen Raumplanung festzu-

setzen und die technische sowie auch wirtschaftliche Umsetzung von Projekten zu ermöglichen. Die 

Gestaltungskriterien und Bebauungsbestimmungen der Gemeinden sollen dadurch in den Planungs-

prozess eingebunden werden (vgl. Heigl, 2000, II/1). Durch die Bestimmungen des Bebauungsplans 

kann die bauliche Nutzung eines bestimmten Gebietes in einer Gemeinde rechtsverbindlich festge-

setzt werden (vgl. Haus, Schäfer, Schmidt-Eichstaedt, 1986, 254f). Flächenwidmungspläne sind für 

das gesamte Gemeindegebiet zu verfassen. Der Bebauungsplan hat sich an die Vorgaben des Flä-

chenwidmungsplans zu halten und es kann für bestimmte Gebiete ein Teilbebauungsplan erstellt wer-

den (vgl. Bgld. RPLG §12 & §21 LGBl. Nr. 18/1969). Der Inhalt von verordneten Bebauungsplänen 

bestimmt die Art der Bebauung, die Fluchtlinien, die Höhe von Gebäuden, die Baudichte und Ver-

kehrserschließung, Straßenbreiten und KFZ-Abstellplätze sowie auch die Anlagenart der Energie- und 

Wasserversorgung und Abwasserentsorgung (vgl. Hauer, Nußbaumer, Leitl 2006, 121).  

Das LEP 2011 des Burgenlandes sieht vor, dass Bebauungspläne vor allem in zentralen Standorten 

auf Grundlage eines Gestaltungskonzepts erstellt werden und zusammenhängende Baulandflächen 

nach funktionellen Aspekten erfasst und abgegrenzt werden. Bebauungsrichtlinien sind insbesondere 

auf die örtlichen Gegebenheiten, auf eine effiziente Ausnutzung der Bauplätze sowie auch weitere 

funktionelle Gesichtspunkte auszurichten (vgl. Amt der Burgenländischen Landesregierung 2012, 68-

69).  

Im Burgenländischen Raumplanungsgesetz werden die Aufgaben und Inhalte des Bebauungsplans 

geregelt, um den unterschiedlichen Zielsetzungen und Ansprüchen der Gemeinden gerecht zu wer-

den.  

Lt. § 21 Burgenländisches Raumplanungsgesetzt: 

(3) Der Bebauungsplan (Teilbebauungsplan) darf dem Flächenwidmungsplan nicht widerspre-

chen und hat die Bebauung derart festzulegen, daß sie der jeweiligen Baulandwidmung des 

Flächenwidmungsplanes entspricht und den Bedürfnissen des Verkehrs Rechnung trägt. Der 

Bebauungsplan (Teilbebauungsplan) muß mit den Bebauungsplänen (Teilbebauungsplänen) 

der angrenzenden Gebiete in Einklang stehen.  

(4) Bei der Aufstellung der Bebauungspläne (Teilbebauungspläne) ist die räumliche Verteilung 

der Gebäude und Einrichtungen nach Möglichkeit so festzulegen, daß eine gegenseitige Be-

einträchtigung vermieden wird. Auf die Erfordernisse der Feuersicherheit, des Zivilschutzes, 

der Hygiene und auf ein ausreichendes Maß an Licht, Luft und Sonne ist Rücksicht zu neh-

men.  

(5) Der Bebauungsplan (Teilbebauungsplan) besteht aus dem Wortlaut der Verordnung und 

der graphischen Darstellung (BRPG LGBl. 1969/18 §21 Abs. 3-5).  
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Lt. § 22 Burgenländisches Raumplanungsgesetzt:  

(1) Durch den Bebauungsplan (Teilbebauungsplan) sind folgende Einzelheiten festzule-

gen:  

a) der Verlauf und die Breite (Regelprofile) der Verkehrsflächen; 

b) Straßenfluchtlinien, das sind die Grenzlinien zwischen öffentlichen Verkehrsflächen 

und den übrigen Grundstücken; 

c) die Baulinien, das sind die für den Bauplatz festzulegenden Grenzlinien, innerhalb de-

rer Gebäude errichtet werden dürfen; 

d) die Bebauungsweisen, das heißt die Anordnung der Gebäude zu den Grenzen des 

Bauplatzes; 

e) die maximalen Gebäudehöhen (Geschoßzahl); 

f) allgemeine Bestimmungen über die äußere Gestaltung der Gebäude. 

(2) Im Bebauungsplan (Teilbebauungsplan) können weiters festgelegt werden: 

a) Baulinien, an die im Baufalle angebaut werden muss (zwingende Baulinien); 

b) die bauliche Ausnutzung der Bauplätze;  

c) die Darstellung der innerhalb des Baulandes gelegenen Grünflächen, z.B. für Klein-

kinder- und Kinderspielplätze, Sitzplätze und dergleichen; 

d) die Lage der Versorgungsleitungen und der Kanalisationsanlagen; 

e) Die Lage der Grundstückseinfahrten und die Anordnung von Einstellplätzen; 

f) Besondere Bestimmungen über Firstrichtung, Dachneigung und dergleichen (BRPG 

LGBl. 1969/18 §22 Abs. 1-2). 

Die Bebauungsplanung dient zur formalen Gestaltung, zur detaillierten Bestimmung des Flächenwid-

mungsplanes und als technisch-wirtschaftliche Grundlage zur Erschließung von Gebieten (vgl. Heigl, 

2000, II/1).  

Das Thema Erschließung wird im Burgenländischen Raumplanungsgesetzt LGBl. 1969/18 § 15 fol-

gendermaßen festgelegt:  

Als Verkehrsflächen sind solche Flächen vorzusehen, die der Abwicklung des Verkehrs oder 

der Aufschließung des Baulandes und des Grünlandes dienen. Dazu gehören auch die für die 

Erhaltung und den Schutz der Verkehrsanlagen und Versorgungsleitungen erforderlichen Flä-

chen (BRPG LGBl. 1969/18 § 15). 

Dieser Abschnitt des Gesetzes behandelt vorrangig die Verkehrsflächen, jedoch finden die Flächen für 

Versorgungsleitungen ebenfalls Erwähnung.  

3.3.5 Örtliches Entwicklungskonzept 

In allen Bundesländern, seit dem LEP 2011 auch im Burgenland, müssen die Gemeinden für einen 

längeren Zeithorizont ein örtliches Entwicklungskonzept erstellen (vgl. Amt der Burgenländischen 

Landesregierung 2012, 60-61). Es soll dadurch ein Handlungsrahmen geschaffen werden, an den sich 
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Flächenwidmungs- und Bebauungsplanung halten müssen und anhand dessen eine planmäßige Ge-

staltung der Gemeinde erfolgt. Ein örtliches Entwicklungskonzept muss grundsätzliche Bestimmungen 

zur Siedlungsentwicklung enthalten sowie auch Aussagen zur Entwicklung der Infrastruktur und Grün-

räume (vgl. Hauer, Nußbaumer, Leitl 2006, 112). 

Der Bebauungsplan ist das Bindeglied zwischen dem Flächenwidmungsplan und den detaillierten 

Projekten. In Tab. 9 werden beispielhaft die Darstellungsmaßstäbe aufgezeigt, wobei im Bundesland 

Burgenland im Jahr 2009 die Umstellung auf den digitalen Flächenwidmungsplan erfolgte (vgl. BRPG 

LGBl. 1969/18 § 12 & Planzeichenverordnung für digitale Flächenwidmungspläne 2008, LGBl. Nr. 

2/2016).  

Bundesland Flächenwidmungsplan Bebauungsplan 

Niederösterreich 
(vgl. Verordnung über die Ausfüh-
rung des Bebauungsplans LGBl. 
8200/1-3) 

M 1:5000  M 1:000 – 1:500 

Oberösterreich 

M 1:5000 
 

(vgl. Planzeichenverordnung für  
Flächenwidmungspläne LGBl. Nr. 26/2016) 

M 1:2000 – 1:1000 
M 1:500, 1:250, 1:200 

 
(vgl. Planzeichenverordnung für  

Bebauungspläne LGBl. Nr. 69/2013) 

Burgenland 

Digitaler Flächenwidmungsplan 
  

(vgl. Planzeichenverordnung für digitale 
Flächenwidmungspläne 2008,  

LGBl. Nr. 2/2016) 

nicht definiert 

Tab. 9 verschiedenen Darstellungsmaßstäbe ausgewählter Bundesländer (eigen Darstellung) 

3.3.6 Bauverordnung 

Zusätzlich müssen bei der Planung die Burgenländische Bauverordnung 2008 LGBl. Nr. 63/2008 und 

die darin verordneten OIB Richtlinien berücksichtigt werden.   

Lt. der Bgld. BauVO 2008 LGBl. Nr. 63/2008 § 11 ist für das Abwasser, worunter in diesem Fall auch 

Niederschlagswasser verstanden wird, folgende Bestimmung geltend:  

(1) Bei Bauwerken muss unter Berücksichtigung ihres Verwendungszwecks für das Sammeln 

und Beseitigen der Abwässer und Niederschlagswässer vorgesorgt sein. 

(2) Die Anlagen zur Sammlung und Beseitigung von Abwässern und Niederschlagswässern 

sind so auszuführen, dass Abwässer und Niederschlagswässer auf hygienisch einwandfreie, 

gesundheitlich unbedenkliche und belästigungsfreie Art gesammelt und beseitigt werden. 

(3) Die Tragfähigkeit des Untergrunds und die Trockenheit von Bauwerken darf durch Anlagen 

zum Sammeln und Beseitigen der Abwässer und Niederschlagswässer nicht beeinträchtigt 

werden. 

(4) Die Anlagen zur Sammlung und Beseitigung von Abwässern und Niederschlagswässern 

müssen ohne großen Aufwand überprüft und gereinigt werden können (Bgld. BauVO 2008 

LGBl. Nr. 63/2008 § 11). 
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Der Bereich der eigenen Nutzwasserversorgung und Verwendung wird in der Bgld. BauVO 2008 

LGBl. Nr. 63/2008  § 16 genauer bestimmt:  

(1) Eine eigene Nutzwasserversorgung darf nur so geplant und ausgeführt sein, dass diese 

nicht mit der Trinkwasserversorgung in Verbindung steht. 

(2) Eine Verwechslung von Nutz- und Trinkwasser ist durch geeignete Maßnahmen zu verhin-

dern (Bgld. BauVO 2008 LGBl. Nr. 63/2008 § 16).  

 

In der Burgenländischen Bauverordnung 2008 werden die OIB Richtlinien verordnet. Diese Richtlinien 

werden vom Österreichischen Institut für Bautechnik erstellt und sind für die Bundesländer zur Verein-

heitlichung der bautechnischen Vorschriften im österreichischen Bundesgebiet anzuwenden. Die 

Richtlinien wurden im Jahr 2015 beschlossen, jedoch sind diese noch nicht von allen Bundesländern 

verordnet worden (vgl. Österreichisches Institut für Bautechnik 2018, online). 

Lt. Richtlinien des Österreichischen Instituts für Bautechnik, OIB-Richtlinie 3, März 2015 Hygiene, 

Gesundheit und Umweltschutz OIB-330.3-009/15 wird der Umgang mit Niederschlagswässern folgen-

dermaßen definiert: 

 3 Niederschlagswässer, Abwässer und sonstige Abflüsse 

3.1 Sammlung und Ableitung von Niederschlagswässern 

3.1.1 Niederschlagswässer, die nicht als Nutzwasser verwendet werden, sind technisch ein-

wandfrei zu versickern, abzuleiten oder zu entsorgen.  

3.1.2 Einrichtungen zur technisch einwandfreien Sammlung und Ableitung von Nieder-

schlagswässern bei Bauwerken sind dann erforderlich, wenn  

 die beim Bauwerk anfallenden Niederschlagswässer auf Verkehrsflächen oder Nach-

bargrundstücke gelangen können oder  

 eine gesammelte Ableitung zur Vermeidung von Beeinträchtigungen (z.B. Durch-

feuchtung von Mauerwerk, Rutschungen) erforderlich ist. 

Dabei können Flächen geringen Ausmaßes (z.B. Gesimse, Vorsprünge, Balkone) 

außer Betracht gelassen werden (OIB-Richtlinie 2015, Abs. 3, online). 

Für den Gebrauch von Niederschlagswasser als Nutzwasser ist ein weiterer Absatz der OIB-Richtlinie 

3 zu beachten: 

7 Trinkwasser und Nutzwasser 

7.1 Alle Bauwerke mit Aufenthaltsräumen müssen über eine Trinkwasserversorgung aus dem 

öffentlichen Trinkwassernetz oder aus geeigneten Eigenwasserversorgungsanlagen (z.B. 

Quellfassung oder Brunnen) verfügen. 

7.2 Eine Verbindung zwischen Trinkwasserleitungen und Nutzwasserleitungen ist unzulässig. 

7.3 Bei Verwechslungsgefahr von Trinkwasser und Nutzwasser sind die Entnahmestellen zu 

kennzeichnen (OIB-Richtlinie 2015, Abs. 7, online). 
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Es besteht auch die Möglichkeit, durch die Änderung diverser Planungsziele Bebauungspläne für be-

reits bebaute Gebiete zu erstellen. Diese unterschieden sich dadurch, dass sie meistens aufgrund 

einer Sanierungsplanung erstellt werden. Es wird vorausgesetzt, dass Straßenzüge erhalten bleiben 

Straßenfluchtlinien jedoch abgeändert werden, eine bereits vorhandene Bebauung wird außerdem 

durch neue Baulinien überlagert (vgl. Hauer, Nußbaumer, Leitl 2006, 121f).  

3.3.7 Baugesetz 

Durch das Burgenländische Baugesetz 1997 LGBl. Nr. 10/1998 § 3 wird das Raumplanungsgesetzt 

folgendermaßen ergänzt:  

Bauvorhaben sind nur auf für die Bebauung geeigneten Grundstücken zulässig, wenn sie  

1. dem Flächenwidmungsplan, dem Bebauungsplan/Teilbebauungsplan oder den Bebauungs-

richtlinien nicht widersprechen, 

2. den Bestimmungen dieses Gesetzes und den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Ver-

ordnungen entsprechen, 

3. nach Maßgabe des Verwendungszwecks dem Stand der Technik, insbesondere bezüglich 

a)Mechanische Festigkeit und Standsicherheit, 

b)Brandschutz, 

  c)Hygiene, Gesundheit und Umweltschutz, 

  d)Nutzungssicherheit und Barrierefreiheit, 

  e)Schallschutz, 

  f)Energieeinsparung und Wärmeschutz entsprechen. 

 4.das Orts- oder Landschaftsbild nicht wesentlich beeinträchtigen, 

5.durch ihre bestimmungsgemäße Benützung eine Gefährdung oder das ortsübliche Ausmaß 

übersteigende Beeinträchtigungen der Nachbarn nicht erwarten lassen, sowie 

6. verkehrsmäßig erschlossen sind und ihre Ver- und Entsorgung gewährleistet ist (BBauG 

1997, LGBl.10/1998, §3). 

3.3.8 Bebauungsrichtlinien 

In der Bebauungsplanung kann es notwendig sein, Bebauungsrichtlinien festzulegen, welche eine 

Spezialisierung oder Differenzierung der Bebauungsplanung darstellen (vgl. Heigl, 2000, X/1). Im 

BRPG § 25a können Bebauungsrichtlinien durch den Gemeinderat verordnet werden, wenn kein Be-

bauungsplan oder Teilbebauungsplan vorliegt (vgl. BRPG LGBl. 1969/18 § 25a Abs. 1). 

(2) Die Bebauungsrichtlinien dürfen dem Flächenwidmungsplan nicht widersprechen und ha-

ben überdies dem Charakter der jeweiligen Widmung zu entsprechen. Bei der Erlassung der 

Bebauungsrichtlinien ist darauf zu achten, dass Beeinträchtigungen der Nachbarn vermieden 

werden. 

(3) Die Bebauungsrichtlinien haben zu beinhalten: 

a) die Bebauungsweise, 

b) die Baulinie, 
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c) die maximalen Gebäudehöhen (Geschoßanzahl), 

d) allgemeine Bestimmungen über die äußere Gestaltung der Gebäude.(…) 

(5) Für die Änderung bzw. Aufhebung von Bebauungsrichtlinien gilt § 24 sinngemäß. Bei der 

Erstellung, Änderung bzw. Aufhebung der Bebauungsrichtlinien ist eine öffentliche Auflage 

nicht erforderlich (BRPG LGBl. 1969/18 § 25a Abs. 2-5). 

3.3.9 Wohnbauförderung 

Das Burgenländische Wohnbauförderungsgesetz (Bgld. WFG 2005 LGBl. Nr. 1/2005) gewährt nach 

§1 Abs. 1 Mittel aus dem Landeshaushalt zur Errichtung von Eigenheimen, Reihenhäusern und Ähnli-

chem sowie auch für die Errichtung von Alternativenergieanlagen. Unter § 41 Abs. 1 werden für die 

Errichtung von Alternativenergieanlagen, wie z.B. Photovoltaikanlagen, oder auch für Maßnahmen zur 

Einsparung von elementaren Ressourcen nichtrückzahlbare Beiträge gewährt (vgl. Bgld. WFG 2005 § 

41 Abs. 1 LGBl. Nr. 1/2005).  

Nichtrückzahlbare Zuschüsse werden für Maßnahmen und Anlagen gewährt, welche zur Einsparung 

von elementaren Ressourcen beitragen, wie z.B. Regen- oder Brunnenwassernutzungsanlagen (vgl. 

Amt der Burgenländischen Landesregierung 2016, 37-38). 

Fördermaßnahme Basisförderung Max. mögliche Förderhöhe 

Regen- und Brunnenwassernutzungs-
anlagen 

800 € 1.000 € 

Tab. 10 Förderungen Burgenland (Amt der Burgenländischen Landesregierung 2016, 38) 

3.3.10 Kanalanschlussgesetz  

Das Burgenländische Kanalanschlussgesetz 1989 definiert in §1 Abs. 1 Abwasser als Schmutz- oder 

Niederschlagswasser, welches aus dem Bereich von Anschlussgrundflächen stammt. In §1 Abs. 3 

wird Niederschlagswasser genauer definiert:  

(3) Niederschlagswasser ist Wasser, das von atmosphärischen Niederschlägen stammt und in 

seiner natürlichen Beschaffenheit nicht wesentlich nachteilig verändert ist (Burgenländisches 

Kanalanschlussgesetz 1989, LGBl. Nr. 27/1990, §1, Abs. 3 Zeile 1-2). 

Des Weiteren sieht der bzw. die GesetzgeberIn in §2 eine Anschlusspflicht für Schmutz- und Nieder-

schlagswässer vor. Jedoch kann von dieser Anschlusspflicht abgesehen werden, wenn auf bebauten 

Grundstücken Niederschlagswässer anfallen und diese ohne negative Beeinträchtigung versickert 

oder verrieselt werden können.  In §2 Abs. 5 ist besonders hervorzuheben, dass das Auffangen und 

Nutzen von Niederschlagswasser für Gartenbewässerung oder als Brauchwasser bei der Toiletten-

spülung zulässig ist (vgl. Burgenländisches Kanalanschlussgesetz 1989 §2 Abs. 1-5 LGBl. Nr. 

27/1990). 
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3.3.11 Kanalabgabegesetz  

Durch § 2 Burgenländisches Kanalabgabegesetz 1984 sind Gemeinden damit beauftragt und dazu 

ermächtigt, Beiträge für die Kanalisation zu verordnen und einzuheben. Erschließungsbeiträge, An-

schlussbeiträge, etc. werden als Kanalisationsbeiträge definiert (vgl. Burgenländisches Kanalabga-

bengesetz LGBl. Nr. 41/1984).  

Zu den Anschlussgrundflächen zählen bebaute und unbebaute Flächen. Die betreffenden Flächen, die 

eine funktionelle und wirtschaftliche Einheit bilden, können aus einer Fläche oder mehreren benach-

barten Flächen bestehen (vgl. Burgenländisches Kanalanschlussgesetz 1989 § 1 Abs.4 LGBl. Nr. 

27/1990). § 10 ermächtigt Gemeinden dazu, eine Kanalbenützungsgebühr zu verordnen und einzuhe-

ben (vgl. Burgenländisches Kanalabgabengesetz § 10 Abs. 1 – 2 LGBl. Nr. 41/1984). Für Ortsverwal-

tungsteile können nach §13 gesonderte Abgabenverordnungen erlassen werden (vgl. Burgenländi-

sches Kanalabgabengesetz § 13 LGBl. Nr. 41/1984). 
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4 Regenwassermanagement im Bundesländerver-

gleich 

Regenwassermanagement ist aufgrund der rechtlichen Situation in Österreich vor allem Aufgabenbe-

reich der einzelnen Bundesländer und Gemeinden. Durch Raumplanungs- oder Raumordnungsgeset-

ze, örtliche Entwicklungskonzepte, Bebauungspläne und Bebauungsvorschriften oder –richtlinien so-

wie unterschiedlichste Leitlinien oder Leitfäden können Länder und Gemeinden Planungsvorausset-

zungen schaffen, um die Ressourcen Boden und Wasser zu schützen. In den neun Bundesländern 

gibt es unterschiedlichste Planungsgrundlagen für den Umgang mit und die Umsetzung von Regen-

wassermanagementmaßnahmen. In dieser Arbeit werden die unterschiedlichen Ansätze aus den 

Bundesländern und Best-Practice-Beispiele zusammengetragen.   

4.1 Vergleich rechtlicher Grundlagen 

Regenwassermanagement umfasst sämtliche Maßnahmen, welche sich mit einem alternativen und 

nachhaltigen Umgang mit Niederschlagswasser befassen. Es gibt die unterschiedlichsten Bewirtschaf-

tungsformen von Regenwasser, wie Versickern, Verdunsten oder auch Nutzen, welche alle zum Be-

reich Regenwassermanagement gehören. Für die Umsetzung von Maßnahmen steht eine Bandbreite 

an technischen Lösungen zur Verfügung und wegen der zahlreichen Rechtsnormen, welche bei der 

Umsetzung zu beachten sind, wird das Regenwassermanagement als Querschnittsmaterie bezeichnet 

(vgl. Stadt Wien MA 22 2011, 5).  

Die Rechtslage in den neun Bundesländern unterscheidet sich aufgrund der unterschiedlichen Vorga-

ben der Länder sehr stark. Für eine vollständige Übersicht der Kompetenzen müssen die Landes- und 

Gemeindeebenen betrachtet werden. In der Stadt Wien fallen Land und Gemeinde zusammen, wo-

raus sich eine geänderte Kompetenzverteilung ergibt (vgl. Stadt Wien MA 22 2011, 12).  

4.1.1 Burgenland 

Für eine detaillierte Darstellung rechtlicher Bestimmungen siehe Kapitel 3.3. 

Unverbindliche Planungsgrundlagen wie zum Beispiel Leitfäden, Leitlinien oder diverse Programme 

sind derzeit nicht bekannt.    

4.1.2 Niederösterreich  

In der NÖ Bauordnung § 45 (Niederösterreichische Bauordnung 2014 LGBl. Nr. 1/2015) ist geregelt, 

dass Schmutzwässer in den öffentlichen Kanal abzuleiten sind. Für Niederschlagswässer besteht 

keine Anschlusspflicht, jedoch darf durch Versickerung oder Ableitung die Tragfähigkeit von Gebäu-



Regenwassermanagement im Bundesländervergleich   
 

68 
 

den nicht beeinflusst werden, auch der öffentliche Verkehrsraum darf für die Ableitung nicht verwendet 

werden (vgl. Niederösterreichische Bauordnung 2014 § 45 LGBl. Nr. 1/2015).  

Niederösterreichische Gemeinden sind nach dem NÖ Kanalgesetz § 5 (Niederösterreichisches Kanal-

gesetz 1977 §5 LGBl. 8230-0) dazu berechtigt, die Kanalgebühren zu regeln, jedoch ist die Berech-

nungsmethode in den Bestimmungen des Landesgesetztes vorgegeben (vgl. Stadt Wien MA 22 2011, 

14).  

Das Amt der Niederösterreichischen Landesregierung hat zum Thema Regenwassermanagement 

zwei Unterlagen ausgearbeitet, einen Leitfaden für Gemeinden – Naturnahe Oberflächenentwässe-

rung für Siedlungsgebiete und einen Leitfaden für Planer - Naturnahe Oberflächenentwässerung für 

Siedlungsgebiete (vgl. Amt der Niederösterreichischen Landesregierung 2010, online). 

Die Broschüren dienen Gemeinden und PlanerInnen als Leitfäden, um ein effizientes Handeln und 

Arbeiten in einem interdisziplinären Arbeitsfeld zu ermöglichen. Es werden die Rahmenbedingungen 

und möglich Lösungsansätze aufgezeigt (vgl. Amt der Niederösterreichischen Landesregierung 2010, 

online). 

Die rechtlichen und finanziellen Grundlagen für eine naturnahe Oberflächenentwässerung von öffentli-

chen Flächen wie z.B. Straßen werden in der folgenden Tabelle zusammengefasst: 

Rechtlich verbindliche Rahmenbedingungen 

Flächenwidmung 
Es sind verschiedene Widmungen mög-
lich, jedoch nur bei Mehrfachnutzung der 
Zusatzfunktionen 

Allgemein 
Entwässerung als Teil von öffentlichen 
Verkehrsflächen; 
Grünland – Grüngürtel zur Ableitung, Rück-
haltung oder Versickerung;  
Grünland – Wasserflächen;  

Mehrfachnutzung/Zusatzfunktion 
Grünland-Parkanlage (Gebäude sind zuläs-
sig) 
Grünland-Spielplätze, Sportplätze (Gebäu-
de sind zulässig) 
Grünland-Freihalteflächen (keine Bebauung 
zulässig) 
Grünland-Ödland/Ökoflächen 

Örtliches  
Raumordnungsprogramm Formulierung von Freigabevoraussetzungen für Aufschließungszonen 

Bebauungsplan Bestimmungen zu Straßenfluchtlinien, Bebauungsdichte, etc. Festlegungen für die Um-
setzung von Elementen der Oberflächenentwässerung. 

Bauordnung,  
Bautechnikverordnung 

Detaillierte Vorschreibung von Versickerungs- oder Rückhaltemaßnahmen im Bebau-
ungsplan nicht möglich. 
  
Anschlusspflicht für Schmutzwasser an die öffentliche Kanalisation; 
Beeinträchtigung des Untergrundes vermeiden; 
Darstellung der Niederschlagsentwässerung in den Bauplänen.  
 
Zusätzlich wurden der Niederösterreichischen Bautechnikverordnung unter §3 die OIB-
Richtlinien in der in Niederösterreich gültigen Fassung hinzugefügt, welche bei der Pla-
nung von Projekten berücksichtigt werden müssen (vgl. Niederösterreichische Bautech-
nikverordnung 2014 LGBl. Nr. 4/2015). Die OIB-Richtlinie 3 in der in Niederösterreich 
gültigen Fassung beschreibt unter Punkt 3 die Sammlung und Ableitung von Nieder-
schlags- und Abwässern. Unter Punkt 7 werden Angaben zur Trink- und Nutzwasserver-
sorgung bzw. Verwendung beschrieben (vgl.  Niederösterreichische Bautechnikverord-
nung 2014 LGBl. Nr. 4/2015, Anlage 3, OIB-Richtlinie 3). 
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Privatrechtliche  
Vereinbarungen 

Gemeinden können zivilrechtliche Verträge zur Umsetzung von Regenwassermanage-
mentmaßnahmen abschließen.  

Kanalgesetz Abgabenregelung 

Förderung Umweltförderungsgesetz  und Niederös-
terreichischer Wasserwirtschaftsfond 

Öffentliche Anlagen zur Erfassung, Speiche-
rung, Versickerung  und Ableitung von 
Niederschlagswasser  

Unverbindliche Leitfäden 

Naturnahe Oberflächenentwässerung für Siedlungsgebiete- Leitfaden für 
die Planung  

Grundlagen der interdisziplinären Rahmen-
bedingungen für Planer 

Naturnahe Oberflächenentwässerung für Siedlungsgebiete- Leitfaden für 
Gemeinden 

Überblick  über  interdisziplinäre Rahmen-
bedingungen für Gemeinden 

Tab. 11 Rechtlich verbindliche und unverbindliche Rahmenbedingungen in Niederösterreich (Amt der Niederösterrei-
chischen Landesregierung 2010a, 29) 

4.1.3 Steiermark 

Rechtlich verbindliche Rahmenbedingungen 

Flächenwidmungsplan 

Bauland ist nur dann zu widmen, wenn  es die natürlichen Rahmenbedingungen 
wie Boden, Grundwasser, Klima und Ähnliches ermöglichen (vgl. Steiermärki-
sches Raumordnungsgesetz 2010 § 28 Abs. 2 LGBl. Nr. 49/2010).   

Durch die unterschiedlichen Baulandarten, nämlich 
 vollwertiges Bauland 
 Aufschließungsgebiete 
 Sanierungsgebiete 

soll die Zweckmäßigkeit dargelegt werden (vgl. Steiermärkisches Raumord-
nungsgesetz 2010 § 29 Abs. 1-4 LGBl. Nr. 49/2010).   
 
Basierend auf einer flächendeckenden Bestandsaufnahme und Bestandsanaly-
se ist dafür zu sorgen, dass bei der Auswahl und Planung von Bauland zukünfti-
ge Beeinträchtigungen durch Naturereignisse berücksichtigt werden.  (vgl. Amt 
der Steiermärkischen Landesregierung 2017, 10). 

Örtliches Entwicklungskonzept und 
Entwicklungsplan 

Es muss in jeder Gemeinde ein Konzept erstellt werden, welches aus Wortlaut 
und Plan besteht. Es ist dem schriftlichen Teil ein Sachbereichskonzept anzu-
schließen, so auch jenes der Abwasserwirtschaft (vgl. Steiermärkisches Raum-
ordnungsgesetz 2010 § 40 Abs. 1 LGBl. Nr. 49/2010).  
 
Im örtlichen Entwicklungskonzept können Festlegungen im Bauland und Frei-
land bestimmt  werden, welche bei der Bebauungs- und Projektplanung zu 
übernehmen sind. Diese Festlegungen beziehen sich auf die Erschließung, die 
Gestaltung des Freiraums und die Bebauungsweise sowie auch auf freizuhal-
tende Bereiche, welche nicht versiegelt und bebaut werden dürfen (vgl. Amt der 
Steiermärkischen Landesregierung 2017, 10).  

Bebauungsplan 

Durch § 40 wird festgelegt, dass jede Gemeinde einen Bebauungsplan zu er-
stellen und zu verordnen hat (vgl. Steiermärkisches Raumordnungsgesetz 2010 
§ 40 Abs. 1 LGBl. Nr. 49/2010).   

 
Der Inhalt des Bebauungsplans besteht aus einem Mindestinhalt, welcher Er-
sichtlichmachungen und Festlegungen umfasst (vgl. Steiermärkisches Raum-
ordnungsgesetz 2010 § 41 Abs. 1 LGBl. Nr. 49/2010).   
 
Zusätzlich können Inhalte fließend bis maximal eingearbeitet werden. In §41 
Abs. 2 Z 10 sind Inhalte zum Thema der Oberflächenentwässerung angeführt 
(vgl. Steiermärkisches Raumordnungsgesetz 2010 § 41 Abs. 2 LGBl. Nr. 
49/2010).   
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Baugesetz 

Ein Grundstück ist als Bauplatz geeignet, wenn dies nach dem Raumordnungs-
gesetz erlaubt ist, wenn eine ausreichende Wasser- und Energieversorgung 
sowie Abwasserentsorgung sichergestellt ist und keine Gefährdung durch 
Hochwasser, Grundwasser, Rutschungen zu erwarten ist (vgl. Steiermärkisches 
Baugesetz 1995 § 5 Abs. 1 LGBl. Nr. 59/1995). 
 
§ 57 schreibt die Vorsorge zur Beseitigung von Abwässern sowie auch Nieder-
schlagswässern vor, wodurch die Tragfähigkeit des Bodens nicht beeinträchtigt 
werden darf, außerdem muss eine Überprüfung der Anlage ohne großen Auf-
wand möglich sein (vgl. Steiermärkisches Baugesetz 1995 § 57 Abs. 1-4 LGBl. 
Nr. 59/1995). 
 
Nach § 88 dürfen Geländeveränderungen nach  § 19 und 20 und damit verbun-
dene Veränderungen des Abflussverhaltens keine nachteiligen Beeinträchtigun-
gen verursachen (vgl. Steiermärkisches Baugesetz 1995 § 88 Abs. LGBl. Nr. 
59/1995). 

Kanalgesetz 1988 

 
Nach § 1 sind Niederschlagswasser und Schmutzwasser auf bebauten Grund-
stücken abzuleiten. Der neueste Stand der Technik und Wissenschaft, der 
Umweltschutz und die Verhinderung von Verunreinigungen sind zu beachten. 
Regenwasser wird nach dem Kanalgesetz wie Quellabfluss, Drainagewasser 
und reines Kühlwasser gesehen (vgl. Steiermärkisches Kanalgesetz 1988 § 1 
Abs. 1-4 LGBl. Nr. 79/1988).  
 
§2a sieht in jeder Gemeinde die Erstellung von Abwasserplänen vor, in denen 
die Art der Sammlung und bei Ausbauplänen ein Zeitplan und Bauabschnitte 
dargestellt werden müssen. Der Landesabwasserplan muss bei der Planung der 
Gemeinden und ihrer Infrastruktur berücksichtigt werden und diesem darf nicht 
widersprochen werden (vgl. Steiermärkisches Kanalgesetz 1988 § 2a Abs. 3-4  
LGBl. Nr. 79/1988). 
 
§ 4 sieht vor, dass Schmutz- und Regenwässer von Bauwerken auf eigene 
Kosten über den öffentlichen Kanal abgeleitet werden. Regenwasser ist nur 
dann abzuleiten, wenn eine Regenwasserkanalisation oder Mischwasserkanali-
sation vorhanden ist (vgl. Steiermärkisches Kanalgesetz 1988 § 4 Abs. 1-2 
LGBl. Nr. 79/1988). 
 
§4 Abs. 5 ermöglicht die Versickerung von Regenwasser auf Eigengrund und 
auch die Regenwassernutzung. Um diese Ausnahmen zu erhalten, müssen 
jedoch die erforderlichen Voraussetzungen vorgewiesen werden können.  Eine 
Anschlussverpflichtung an die öffentliche Kanalisation entfällt, wenn der Bau 
unwirtschaftlich hohe Kosten verursacht (vgl. Steiermärkisches Kanalgesetz 
1988 § 4 Abs. 5 – 5a LGBl. Nr. 79/1988).  

Kanalabgabengesetz 1955 

Die steirischen Gemeinden  können durch einen Gemeinderatsbeschluss einen 
einmaligen Beitrag zur Errichtung und Erweiterung der öffentlichen Kanalanlage 
für alle Liegenschaften einheben, für die eine Anschlussverpflichtung besteht 
oder für eine Liegenschaft, die angeschlossen wird (vgl. Steiermärkisches Ka-
nalabgabengesetz 1955 §§ 1 & 2 LGBl. Nr. 71/1955) 

Förderung  

Die kommunale Siedlungswasserwirtschaft wird durch die Förderungsrichtlinien 
2016 des Bundes unterstützt (vgl. BMNT 2017b: online). Voraussetzung dafür 
ist die Erstellung und Vorlage eines Regenwasserbewirtschaftungskonzeptes. 
Für die Erstellung dieses Konzeptes wurde ein Leitfaden vom Amt der Steier-
märkischen Landesregierung, Abteilung 14 – Wasserwirtschaft, Ressourcen und 
Nachhaltigkeit, erstellt (vgl. Amt der Steiermärkischen Landesregierung 2017, 
26). 

Unverbindliche Leitfäden 

Leitfaden für die Oberflächenentwässerung  
 

Der Leitfaden soll es Planern, Behörden, Auftraggebern und 
Sachverständigen ermöglichen, nach dem aktuellen Stand der 
Technik zu arbeiten (vgl. Amt der Steiermärkischen Landesregie-
rung 2017, 4). 

Leitlinie zum Regenwasserbewirtschaftungskonzept  

Im Regenwasserbewirtschaftungskonzept sollen die Auswirkun-
gen der Oberflächenabflüsse auf Fließgewässer und Grundwas-
ser dargestellt werden. (vgl. Amt der Steiermärkischen Landesre-
gierung 2018: online) 

Tab. 12 Rechtlich verbindliche und unverbindliche Rahmenbedingungen in der Steiermark 
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4.1.4 Kärnten 

Rechtlich verbindliche Rahmenbedingungen 

Flächenwidmung 

In § 3 wird festgesetzt, dass Bauland nicht ausgewiesen werden darf, wenn die örtlichen 
Rahmenbedingungen wie Bodenbeschaffenheit, Grundwasserstand, Klima und Ähnli-
ches ungünstig sind (vgl. Kärntner Gemeindeplanungsgesetz 1995 § 3 Abs. 1 LGBl. Nr. 
23/1995).  

Örtliches  
Raumordnungsprogramm 

Es sind nach § 2 die Hauptversorgungseinrichtungen und Hauptentsorgungseinrichtun-
gen wie Wasser- und Abwassereinrichtungen festzulegen (vgl. Kärntner Gemeindepla-
nungsgesetz 1995 § 2 Abs. 3 LGBl. Nr. 23/1995).  

Bebauungsplan 

Für Flächen, welche als Bauland gewidmet sind, hat der Gemeinderat einen Bebau-
ungsplan zu verordnen. Es kann auch ein Teilbebauungsplan erlassen werden, wenn es 
unbebaute Teile des Baulandes gibt, um eine geordnete Bebauung zu sichern (vgl. 
Kärntner Gemeindeplanungsgesetz 1995 §24 Abs. 1-3 LGBl. Nr. 23/1995). 
 
Die Inhalte laut § 25 für einen Teilbebauungsplan können Vorgaben zur Geländegestal-
tung oder zur Schaffung von Grünanlagen sein (vgl. Kärntner Gemeindeplanungsgesetz 
1995 §25 Abs. 2 LGBl. Nr. 23/1995).  

Kärntner Bauvorschrift 

§ 20 schreibt vor, dass bei allen baulichen Anlagen Maßnahmen zum Sammeln und 
Ableiten von Abwasser und Niederschlagswasser ausgeführt sein müssen.  Bei der 
Ausführung der Abwasser- oder Niederschlagswasserableitungsanlagen sind hygieni-
sche und gesundheitliche Standards zu beachten. Die Tragfähigkeit des Bodens darf 
durch diverse Maßnahmen nicht beeinträchtigt werden und die Anlagen müssen einfach 
überprüft und gereinigt werden können (vgl. Kärntner Bauvorschrift § 20 Abs. 1-4 LGBl. 
Nr. 56/1985). 
 
Nach § 25 ist bei der Verwendung von Nutzwasser darauf zu achten, dass keine Ver-
bindung zur Trinkwasserversorgung besteht und dies durch Maßnahmen zu verhindern 
ist (vgl. Kärntner Bauvorschrift § 25 Abs. 1-2 LGBl. Nr. 56/1985). 

Kärntner Gemeindekanalisations-
gesetz 

Durch eine Verordnung des Gemeinderates wird ein Kanalisationsbereich festgelegt, 
welcher die vorhandene Bebauung und zukünftige Siedlungsentwicklung nach dem 
Flächenwidmungsplan oder Bebauungsplan berücksichtigt. Das anfallende Abwasser 
durch eine Bebauung ist dadurch zu berücksichtigen (vgl. Kärntner Gemeindekanalisati-
onsgesetz §2 Abs.1-2 LGBl. Nr. 62/1999).  
 
Die Grundstücke, welche in diesem Kanalisationsbereich liegen, müssen an eine Kana-
lisationsanlage angeschlossen sein (vgl. Kärntner Gemeindekanalisationsgesetz §4 
Abs.1 LGBl. Nr. 62/1999).  
 
Es sind jedoch Ausnahmen zu regeln, wenn Niederschlagswässer ohne negative Aus-
wirkungen versickert werden können (vgl. Kärntner Gemeindekanalisationsgesetz § 5 
Abs.1 LGBl. Nr. 62/1999). 
 
§ 11 ermächtigt die Gemeinden, durch eine Verordnung des Gemeinderates Kanalan-
schlussbeiträge einzuheben (vgl. Kärntner Gemeindekanalisationsgesetz § 11 Abs.1 
LGBl. Nr. 62/1999). 
 
§ 19 ermöglicht es Gemeinden, einen einmaligen Aufschließungsbeitrag von Grund-
stückseigentümern einzuheben (vgl. Kärntner Gemeindekanalisationsgesetz § 19 LGBl. 
Nr. 62/1999), sowie auch Kanalgebühren vorzuschreiben (vgl. Kärntner Gemeindekana-
lisationsgesetz § 24 LGBl. Nr. 62/1999). 

Förderungen der  
Siedlungswasserwirtschaft 

Bund 
 Umweltförderungsgesetz 1993  
 Förderungsrichtlinien für die kommunale Siedlungswasserwirtschaft 2016 

Land 
 Förderungsrichtlinien 2017 des Kärntner Wasserwirtschaftsfonds 

Unverbindliche Leitfäden 

Leitfaden zur Verbringung von Oberflächenwässern 
für das Bundesland Kärnten 

 Der Leitfaden dient Planern, Behörden und Sachverständigen als 
Grundlage zur Bearbeitung des Themas Oberflächenentwässerung 
(vgl. Amt der Kärntner Landesregierung 2016, 3).   

 

Regenwassernutzung  
aus Sicht der wasserwirtschaftlichen Planung des 
Amtes der Kärntner Landesregierung  
Kurzstatement 

Das Bundesland Kärnten und die dahinterstehende Verwaltung 
bekennen sich zu einer nachhaltigen Regenwassernutzung (vgl. 
Amt der Kärntner Landesregierung 2006, 1).  

Tab. 13 Rechtlich verbindliche und unverbindliche Rahmenbedingungen in Kärnten 
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4.1.5 Tirol 

Rechtlich verbindliche Rahmenbedingungen 

Flächenwidmung 

Die Widmung Bauland darf vergeben werden, wenn eine Nutzungssicherheit gegeben 
ist. Technische, wirtschaftliche und gesundheitliche Aspekte müssen zur Eignung und 
Nutzungssicherheit gegeben sein (vgl. Tiroler Raumordnungsgesetz 2016 § 37 Abs.1 
LGBl. Nr. 101/2016). 

Örtliches  
Raumordnungsprogramm 

Im örtlichen Raumordnungskonzept ist die räumliche Entwicklung für 10 Jahre festzule-
gen. In den textlichen Festlegungen kann die Gestaltung von Dachlandschaften oder 
eine zulässige Geländeveränderung beschrieben werden. Diese Bestimmungen treten 
jedoch außer Kraft, wenn ein Bebauungsplan für das betreffende Gebiet erlassen wird 
(vgl. Tiroler Raumordnungsgesetz 2016 §31 Abs.1 -6 LGBl. Nr. 101/2016).  

Bebauungsplan 

Die Bebauungspläne werden in Gebieten erlassen, welche nach dem örtlichen Entwick-
lungskonzept festgelegt sind. I den Bebauungsplänen sind die Verkehrserschließung 
sowie auch die Wasserversorgung und Abwasserentsorgung zu verzeichnen (vgl. Tiroler 
Raumordnungsgesetz 2016 § 54 Abs. 1-2  LGBl. Nr. 101/2016). 
 
Die Inhalte des Bebauungsplanes sind Straßenfluchtlinien, Bauweisen, Baufluchtlinien 
und Ähnliches sowie auch Fassadengestaltung, die Festlegung von Dachlandschaften 
und Geländeveränderungen (vgl. Tiroler Raumordnungsgesetz 2016 § 56 Abs. 1-3  
LGBl. Nr. 101/2016).   

Technische Bauvorschrift 2016 

§ 11 schreibt bei baulichen Anlagen die Sammlung und Ableitung von Niederschlags-
wässern und Abwässern vor. Die Anlagen dürfen die Tragfähigkeit des Bodens nicht 
beeinträchtigen, die Überprüfung und Reinigung muss einfach sein und die Anlage muss 
hygienisch einwandfrei sein (vgl. Technische Bauvorschrift 2016 § 11 Abs.1-2 LGBl. 
33/2016).  
 
Bei Einrichtungen für Nutzwasser muss eine vollständige Trennung zwischen Nutz- und 
Trinkwasser vorhanden sein  (vgl. Technische Bauvorschrift 2016 § 17 Abs.1-2 LGBl. 
33/2016). 
 
Die OIB-Richtlinie 3, Hygiene, Gesundheit und Umweltschutz, wird mit § 38 als verbind-
lich erklärt und ist in der Anlage des Gesetzes zu finden (vgl. Technische Bauvorschrift 
2016 § 38 Abs.1 LGBl. 33/2016). 
 
Die OIB-Richtlinie 3 beschreibt unter Punkt 3 die Sammlung und Ableitung von Nieder-
schlags- und Abwässern. Unter Punkt 7 werden Angaben zur Trink- und Nutzwasser-
versorgung bzw. Verwendung beschrieben (vgl.  Technische Bauvorschrift 2016 LGBl. 
Nr. 33/2016, Anlage 3, OIB-Richtlinie 3). 

Tiroler Kanalisations-gesetz 

Im Gesetz wird Niederschlagswasser als Folge hydrologischer Vorgänge beschrieben. 
Das auf die Bodenoberfläche gefallene Niederschlagswasser fließt  im Einzugsgebiet zu 
einem Gewässer oder wird von technischen Anlagen abgeleitet (vgl. Tiroler Kanalisati-
onsgesetz 2000 § 2 Abs.2  LGBl. Nr. 1/2001). 
 
Niederschlagswasser, welches aufgrund nicht natürlicher Vorgänge beeinträchtigt wur-
de, gilt als Abwasser. Erst wenn sich die Beschaffenheit durch Verbesserungsmaßnah-
men am Ort des Anfalles verbessert hat, zählt es wieder als Niederschlagswasser (vgl. 
Tiroler Kanalisationsgesetz 2000 §1 Abs.1  LGBl. Nr. 1/2001). 
 
Auch Analgen zur Sammlung und Ableitung von Niederschlagswasser zählen allgemein 
zu Entwässerungsanlagen (vgl. Tiroler Kanalisationsgesetz 2000 §2 Abs.9  LGBl. Nr. 
1/2001). 
 
Die Tiroler Gemeinden müssen für eine öffentliche Kanalisation sorgen. Niederschlags-
wässer im Bauland, auf Sonderflächen oder Vorbehaltsflächen, die aufgrund der Rah-
menbedingungen wie Grundwasserschutz, Vorfluterverhältnisse oder Ähnliches nicht 
versickert oder sonst geordnet entsorgt werden können, sind der öffentlichen Kanalisati-
on zuzuführen (vgl. Tiroler Kanalisationsgesetz 2000 §3 Abs.1  LGBl. Nr. 1/2001).  
 
In der Kanalordnung muss die Gemeinde durch Verordnung festlegen, ob es aufgrund 
der örtlichen Rahmenbedingungen möglich ist, Niederschlagswasser zu versickern oder 
ob eine Anschlusspflicht besteht (vgl. Tiroler Kanalisationsgesetz 2000 §4 Abs.1-2  
LGBl. Nr. 1/2001). 
 
Eine Befreiung der Anschlusspflicht für Niederschlagswässer an die öffentliche Kanali-
sation durch die Behörde ist dann möglich, wenn eine nach dem Stand der Technik 
vorhandene Anlage zur Beseitigung der Niederschlagswässer vorhanden ist  (vgl. Tiroler 
Kanalisationsgesetz 2000 §7 Abs.3  LGBl. Nr. 1/2001). 
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Unverbindliche Leitfäden 

Leitfaden der Tiroler Siedlungswasserwirtschaft –  
Entsorgung von Oberflächenwässern 2014 

Der Leitfaden wurde von der Tiroler Landesregierung und Ver-
treterInnen der Baubezirksämter erstellt und soll die Prioritäten 
der Wasserwirtschaft definieren (vgl. Amt der Tiroler Landesre-
gierung 2014,III).  

Leitfaden Entsorgung von Oberflächenwässern 2016 
Leitfaden für Oberflächenentwässerung bei Bauvorhaben mit 
Lösungsansätzen, Empfehlungen und Hilfestellung für die Pla-
nung (vgl. Amt der Tiroler Landesregierung 2016, 3) 

Tab. 14 Rechtlich verbindliche und unverbindliche Rahmenbedingungen in Tirol 

4.1.6 Vorarlberg 

Rechtlich verbindliche Rahmenbedingungen 

Flächenwidmung 

Nach § 13 ist eine Widmung als Baufläche nicht möglich, wenn dies aufgrund der natür-
lichen Verhältnisse, wie etwa Bodenbeschaffenheit oder Grundwasserstand, nicht mög-
lich oder wirtschaftlich sinnvoll ist  (vgl. Vorarlberger Raumplanungsgesetz 1996 §13 
Abs. 1-2 LGBl. 39/1996).   
§ 17 betrifft die Widmung von Bauerwartungsflächen, welche aufgrund der natürlichen 
Verhältnisse für die Bebauung möglich sein müssen (vgl. Vorarlberger Raumplanungs-
gesetz 1996 §17 Abs. 1 LGBl. 39/1996).  

Räumliches  
Entwicklungskonzept 

§ 11 des Raumplanungsgesetzes schreibt den Gemeinden vor, dass in den räumlichen 
Entwicklungskonzepten Grundsätze der Siedlungsentwicklung festzulegen sind. Es 
sollen Aussagen zu Themen wie Siedlungsgestaltung, Gliederung von Bauflächen, 
Bebauung sowie auch Anforderungen an die Infrastruktur getätigt werden (vgl. Vorarl-
berger Raumplanungsgesetz 1996 §11 Abs. 1 LGBl. 39/1996). 

Bebauungsplan 

Bebauungspläne können erlassen werden, wenn Gebiete bereits bebaut sind, wenn 
diese neu gestaltet werden sollen und auch bei einer Neubebauung.  Insbesondere sind 
Bestimmungen zu Anpflanzungen und zum Erhalt von Grünflächen festzulegen (vgl. 
Vorarlberger Raumplanungsgesetz 1996 §18 Abs. 1-3 LGBl. 39/1996). 
Im Bebauungsplan können Bestimmungen zu Anpflanzungen und zur Erhaltung von 
Grünflächen, Bäumen und auch Sträuchern festgesetzt werden (vgl. Amt der Vorarlber-
ger Landesregierung 2008, 44). 
 
Die Ersichtlichmachung von Infrastruktureinrichtungen wie Wasserver- und Abwasser-
entsorgungsanlagen müssen eingetragen werden (vgl. Vorarlberger Raumplanungsge-
setz 1996 § 28 Abs. 4 LGBl. 39/1996). 

Vorarlberger Baugesetz 

Ein Bauwerk muss in der Art und Weise geplant und ausgeführt werden, dass nicht nur 
technische Festigkeit und Standsicherheit gegeben ist, sondern auch Ansprüche an 
Gesundheit, Orts- und Landschaftsbild und Ähnliches sowie auch an den Umweltschutz 
erfüllt sind (vgl. Vorarlberger Baugesetz 2001 § 15 Abs. 1 LGBl. 52/2001). 
 
Die Beseitigung des Niederschlagswassers und Abwassers von bebauten Flächen muss 
gesichert sein. Die Beseitigung des Oberflächenwassers kann auf Eigengrund passie-
ren, das Wasser darf jedoch nicht auf das Nachbargrundstück abgeleitet werden.  
Bei der Verwendung von Sickerschächten ist ein Mindestabstand von 1 m zum Nach-
bargrundstück einzuhalten (vgl. Amt der Vorarlberger Landesregierung 2008, 43).  

Vorarlberger  
Bautechnikverordnung 

Die Verordnung bezieht sich in §1 auf die OIB – Richtlinie. Die 3. Richtlinie des Österrei-
chischen Instituts für Bautechnik beschäftigt sich mit Hygiene-, Gesundheits- und Bau-
vorschriften. Im dritten Punkt finden sich hierbei Informationen zum Umgang mit der 
Sammlung und Ableitung von Niederschlags- und Abwässern.  Unter Punkt 7 werden 
Angaben zur Trink- und Nutzwasserversorgung bzw. Verwendung erläutert  (vgl. Vorarl-
berger Bautechnikverordnung  2012 § 1  Abs. 1 LGBl. 84/2012). 
 
Ein Bauwerk muss nach Vorgaben des Gesetzes mit Anlagen zum Sammeln und Ablei-
ten von Niederschlagswasser sowie auch Abwasser versorgt sein. Es müssen dabei 
hygienische und gesundheitliche Bestimmungen berücksichtigt werden sowie auch die 
technischen Voraussetzungen bzgl. Tragfähigkeit des Untergrundes (vgl. Vorarlberger 
Bautechnikverordnung  2012 § 14  Abs. 1-4 LGBl. 84/2012). 
 
Sollte eine Nutzwasserversorgung eingebaut werden, darf diese nicht mit der Trinkwas-
serversorgung verbunden werden (vgl. Vorarlberger Bautechnikverordnung  2012 § 19  
Abs. 1-2 LGBl. 84/2012). 
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Vorarlberger Kanalisationsgesetz 

Es besteht eine Anschlusspflicht, da Grundstückseigentümer von Bauwerken oder 
versiegelten Flächen, welche in der Nähe einer Kanalisationsanlage liegen, berechtigt 
bzw. nach dem Anschlussbescheid verpflichtet sind, die Abwässer in die Kanalisation 
einzuleiten (vgl. Amt der Vorarlberger Landesregierung 2008, 44). 
 
Die Gemeinden sind für die Abwasserbeseitigung auf den im Flächenwidmungsplan 
gewidmeten Bauflächen verantwortlich (vgl. Vorarlberger Kanalisationsgesetz 1989 § 1  
Abs.1-2 LGBl. 5/1989).   
Unter § 2 werden Niederschlagswässer als Abwässer definiert (vgl. Vorarlberger Kanali-
sationsgesetz 1989 § 2  Abs.1 LGBl. 5/1989).  
 
Die Gemeinden können jedoch verordnen, dass eine Einleitung von Niederschlagswäs-
sern verboten ist oder Eigentümer von der Anschlusspflicht befreien. Niederschlagswäs-
ser, welche nicht oder nur gering verunreinigt sind, sollen von einer verpflichtenden 
Einleitung ausgenommen sein  (vgl. Amt der Vorarlberger Landesregierung 2008, 44). 
 
Es können von den Gemeinden auch Gebühren für die Einleitung von Niederschlags-
wässern in den Kanal verordnet werden (vgl. Vorarlberger Kanalisationsgesetz 1989 §§ 
19 - 20 LGBl. 5/1989). 

Unverbindliche Leitfäden 

Entsiegeln und Versickern –  
Leitfaden für den Wohnbau 

Der Leitfaden soll Behörden, Planer und ausführende Firmen über 
die Themen Entsiegelung und Versickern informieren und in der 
Praxis genutzt werden. Der Bereich des privaten Wohnbaus bringt 
großes Potential für Regenwassermanagementmaßnahmen mit 
sich (vgl. Amt der Vorarlberger Landesregierung 2008, 2).  

Oberflächenentwässerung  
Leitfaden zum Umgang mit Niederschlagswässern 
auf Gewerbe-, Industrie und Verkehrsflächen  

Der Leitfaden soll Rahmenbedingungen zum Beseitigen und Vor-
reinigen von Niederschlagswässern aufzeigen. Speziell werden 
Oberflächenwässer in Gebieten mit Trennsystem auf Gewerbe- und 
Industriegebieten sowie  
auch auf Verkehrsflächen im Leitfaden behandelt (vgl. Amt der 
Vorarlberger Landesregierung 2007, 1).  

Tab. 15 Rechtlich verbindliche und unverbindliche Rahmenbedingungen in Vorarlberg 

4.1.7 Salzburg 

Rechtlich verbindliche Rahmenbedingungen 

Flächenwidmung 
Die Entwicklung des Siedlungssystems soll ökologisch tragfähig sein, es sollen auch 
der Umwelt- sowie der Klimaschutz berücksichtigt werden (vgl. Salzburger Raumord-
nungsgesetz 2009 § 2  Abs. 10 LGBl. Nr. 30/2009). 

Räumliches Entwicklungskonzept Keine speziellen Bestimmungen zum Thema Regenwassermanagement 

Bebauungsplan 

Im Bebauungsplan sind eine geordnete Siedlungsstruktur und  
–entwicklung, die hygienischen Bedingungen sowie jene des Umweltschutzes und 
Ähnliches zu regeln (vgl. Salzburger Raumordnungsgesetz 2009 § 50  Abs. 3 LGBl. Nr. 
30/2009).   
 
In der Grundstufe des Bebauungsplans sind die natürlichen Beschränkungen der 
Bebaubarkeit sowie auch die Versorgung mit Infrastruktur zu beachten (vgl. Salzburger 
Raumordnungsgesetz 2009 § 51  Abs. 1 LGBl. Nr. 30/2009).   
 
In der Aufbaustufe des Bebauungsplans können die Art der Abwasserbeseitigung, die 
Schaffung von Grünflächen und Geländeformen sowie auch die Bepflanzung festgelegt 
werden (vgl. Salzburger Raumordnungsgesetz 2009 § 53  Abs.  LGBl. Nr. 30/2009). 
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Salzburger Bautechnikgesetz 

Die OIB-Richtlinien können von der Landesregierung als verbindlich erklärt werden, 
Änderungen und Abweichungen von den Richtlinien sind zulässig (vgl. Salzburger 
Bautechnikgesetz 2015 § 6 Abs. 1 LGBl. Nr. 1/2016). 
 
Es sind nach § 16 Anlagen zur Sammlung und Ableitung von  Abwässern und Nieder-
schlagswässern einzurichten, sodass keine hygienischen, gesundheitlichen oder ande-
re Belastungen entstehen. Die Tragfähigkeit und  die Trockenheit von Gebäuden darf 
durch die Ableitung der Wässer nicht beeinträchtigt werden. Eine Kanalisationsanlage 
in der Gemeinde verpflichtet zur Einleitung der Ab- und Niederschlagswässer in den 
Kanal. Bei nachträglicher Errichtung einer Kanalisationsanlage sind die Grundeigentü-
mer trotzdem zur Einleitung verpflichtet (vgl. Salzburger Bautechnikgesetz 2015 § 16 
Abs. 1 – 3 LGBl. Nr. 1/2016). 
 
Nutzwasseranlagen können eingebaut werden, jedoch darf keine Verbindung zur 
Trinkwasserversorgung bestehen und eine Verwechslung muss durch Maßnahmen 
verhindert werden (vgl. Salzburger Bautechnikgesetz 2015 § 21 Abs. 1 – 2 LGBl. Nr. 
1/2016). 

Salzburger  
Benützungsgebührengesetz 

Die Gemeinden sind für die Einhebung von Gebühren für Wasserversorgungs- und 
Wasserentsorgungsanlagen im eigenen Wirkungsbereich selbst verantwortlich (vgl. 
Salzburger Benützungsgebührengesetz 1963 § 1 Abs.1-2 LGBl. Nr. 31/1963). 

Salzburger  
Anliegerleistungsgesetz 

Den Gemeinden obliegt es, für den Erhalt der Infrastruktureinrichtungen wie Beleuch-
tung, Gehsteige und Kanäle Abgaben einzuheben (vgl. Salzburger Anliegerleistungs-
gesetz 1976 § 1 Abs.1-6 LGBl. Nr. 77/1976). 
 
Keine speziellen Bestimmungen zum Thema Regenwassermanagement. 

keine unverbindlichen Leitfäden  

Tab. 16 Rechtlich verbindliche und unverbindliche Rahmenbedingungen in Salzburg 

4.1.8 Oberösterreich 

Rechtlich verbindliche Rahmenbedingungen 

Flächenwidmung 

Nach § 21 Bauland dürfen nur jene Flächen als Bauland gewidmet werden, 
welche Bebauung aufgrund der natürlichen Gegebenheiten ermöglichen und 
sich auch für eine  Aufschließung mit Versorgungsinfrastruktur eignen (vgl. 
Oberösterreichisches Raumordnungsgesetz 1994  § 21 Abs. 1 LGBl. Nr. 
114/1993).   
 
§ 25 des Gesetzes sieht einen Aufschließungsbeitrag für Bauland, welches nicht 
bebaut ist, vor (vgl. Oberösterreichisches Raumordnungsgesetz 1994  § 25 Abs. 
1 LGBl. Nr. 114/1993) und nach fünf Jahren einen Erhaltungsbeitrag (vgl. Ober-
österreichisches Raumordnungsgesetz 1994  § 28 Abs. 1 LGBl. Nr. 114/1993). 

Bei Bauten im Grünland muss nach § 30 ebenso die Ver- und Entsorgung von 
Wasser sichergestellt sein (vgl. Oberösterreichisches Raumordnungsgesetz 
1994  § 30 Abs. 5 LGBl. Nr. 114/1993).  

Örtliches Raumordnungsprogramm 
Das örtliche Entwicklungskonzept ist Teil des Flächenwidmungsplans und legt 
raumplanerische Ziele jeder Gemeinde fest (vgl. Oberösterreichisches Raum-
ordnungsgesetz 1994  § 18 Abs. 1-3  LGBl. Nr. 114/1993). 

Bebauungsplan 

Der Bebauungsplan wird als Verordnung erlassen, soweit dieser erforderlich ist 
(vgl. Oberösterreichisches Raumordnungsgesetz 1994  § 31 Abs. 1-3  LGBl. Nr. 
114/1993).   
 
Der Bebauungsplan hat die Wasserversorgung und Wasserentsorgung darzu-
stellen und festzulegen. Es können Bestimmungen zu Dach- und Gebäudebe-
grünungen festgelegt werden (vgl. Oberösterreichisches Raumordnungsgesetz 
1994  § 32 Abs. 1-6  LGBl. Nr. 114/1993).   

Bautechnikverordnung 

§ 13 der Bautechnikverordnung schreibt vor, dass für ein Sammeln und Beseiti-
gen von Niederschlagswasser Vorsorge getroffen werden muss und dass auch 
die Tragfähigkeit des Bodens und Hygiene berücksichtigt und nicht beeinflusst 
werden dürfen (vgl. OÖ Bautechnikgesetz 2013 § 13 Abs. 1-4 LGBl. Nr. 
35/2013).  
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Privatrechtliche Vereinbarungen 
Zwischen dem Eigentümer des Objekts und dem Kanalisationsunternehmen 
können privatrechtliche Vereinbarungen getroffen werden (vgl. OÖ  Abwasser-
entsorgungsgesetz 2001 §12 Abs. 2 LGBl.Nr. 27/2001). 

Oberösterreichisches  
Abwasserentsorgungsgesetz 2001 

Ziele unter §1 Abs. 2 schreiben vor, dass Abwässer grundsätzlich zu vermeiden 
sind. Niederschlagswasser ist bei entsprechender Qualität möglichst direkt dem 
natürlichen Wasserkreislauf wieder zurückzuführen.  
Bodenversiegelungen, solange diese nicht notwendig sind, sind zu unterlassen 
(vgl. OÖ  Abwasserentsorgungsgesetz 2001 §1 Abs. 2 LGBl.Nr. 27/2001). 
 
Eine Kanalordnung, welche von jeder Gemeinde verordnet werden muss, hat 
Einleitungsbedingungen in die öffentliche Kanalisation zu enthalten (vgl. OÖ  
Abwasserentsorgungsgesetz 2001 § 11 Abs. 2 LGBl.Nr. 27/2001). 

Unverbindliche Leitfäden 

Beseitigung von Dach-, Parkplatz- und Straßenwässern – Grunds-
ätze aus wasserrechtlicher und wasserwirtschaftlicher Sicht –  
Leitfaden 

Informationen zur Entsorgung von Niederschlags-
wasser (vgl. Amt der Oberösterreichischen Landes-
regierung 2008a). 

Versickern von Niederschlagswasser – Merkblatt für Einreichunter-
lagen 

Versickerung von straßen- und verkehrsbedingt 
belasteten Niederschlagswässern (vgl. Amt der 
Oberösterreichischen Landesregierung 2008b). 

Tab. 17 Rechtlich verbindliche und unverbindliche Rahmenbedingungen in Oberösterreich 

4.1.9 Wien 

Rechtlich verbindliche Rahmenbedingungen 

Stadtplanung und Stadtentwicklung 
Für die Stadtplanung sind die natürlichen, ökologischen, infrastrukturellen und diver-
se andere Gegebenheiten zusammenzutragen  (vgl. Bauordnung für Wien § 2a  
Abs. 1 LGBl. Nr. 11/1930). 

Bebauungsplan 

Bebauungspläne stellen die Rechte und Pflichten der EigentümerInnen der Grund-
flächen dar, welche sich anhand der Bebauungsbestimmungen ergeben. Die Be-
bauungspläne enthalten Widmungen, Fluchtlinien und Angaben zu Verkehrsflächen,  
den Bauklassen und Strukturen. Es können Gebiete festgelegt werden, in denen die 
Einleitung von Niederschlagswässern in den Kanal nicht zulässig ist. Im Falle eines 
Neubaus können Mengenbeschränkungen der eingeleiteten Niederschlagswässer in 
den Kanal festgesetzt werden  (vgl. Bauordnung für Wien § 5 Abs. 1-4 LGBl. Nr. 
11/1930). 
 
Zu den Inhalten des Bebauungsplanes kann auch die Gestaltung der Fassaden und 
Dächer gehören, wodurch eine Begrünung vorgeschrieben werden kann (vgl. Bau-
ordnung für Wien § 5 Abs. 4 lit. k LGBl. Nr. 11/1930). 
 
Die zulässige Nutzung auf Flächen in Wohngebieten muss sich auf jene beschrän-
ken, die bei Niederschlägen keine negativen Auswirkungen auf das Wasser und 
dadurch Beeinträchtigungen für andere erzeugt (vgl. Bauordnung für Wien § 6 Abs. 
6 LGBl. Nr. 11 / 1930). 
 
Bei einem Baubewilligungsverfahren ist den Einreichunterlagen für Neubauten, bei 
denen die Einleitungsmenge von Wasser in den Kanal gemäß § 5 beschränkt ist, ist 
ein Nachweis darüber beizulegen, dass die nicht eingeleiteten Niederschlagswässer 
gespeichert oder alternativ beseitigt werden  (vgl. Bauordnung für Wien §  63 Abs. 1  
LGBl. Nr. 11 / 1930). 
 
Gebäude der Bauklasse II haben ein Gestaltungskonzept für die gärtnerische Ge-
staltung nach dem Bebauungsplan zu enthalten. Begrünungen von Dächern können 
damit verordnet werden (vgl. Bauordnung für Wien §  63 Abs. 5 LGBl. Nr. 11 / 
1930). 
 
Die Wiener Bauordnung schreibt vor, dass bei der Sammlung und Ableitung von 
Wässern der Verwendungszweck zu berücksichtigen ist. Niederschlagswässer und 
auch Abwässer sind nach hygienischen und gesundheitlichen Standards und Best-
immungen zu beseitigen. Bei der Ableitung der Wässer darf die Tragfähigkeit und 
Trockenheit des Bodens nicht  negativ beeinträchtigt werden. 
 
Anlagen zur Niederschlags- und Abwasserbeseitigung müssen zugänglich und 
einfach zu überprüfen sein (vgl. Bauordnung für Wien §  99 Abs. 1-5 LGBl. Nr. 11 / 
1930). 
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Eine Nutzwasserversorgung darf mit der Trinkwasserversorgung nicht in Verbindung 
stehen und eine Verwechslung der Leitungen muss durch Maßnahmen verhindert 
werden (vgl. Bauordnung für Wien §  102 Abs. 1-2 LGBl. Nr. 11 / 1930). 

Wiener Kanalanlagen und  
Einmündungsgebührengesetz 

Kanäle werden unterteilt in Misch-, Teilmisch-, Schmutz-, Regen- und Teilregen-
wasserkanal (vgl. Wiener Kanalanlagen und Einmündungsgebührengesetz § 1 Abs. 
1-2 LGBl. Nr. 22/1955).  
 
Die Schmutzwässer von Baulichkeiten müssen in den Kanal abgeleitet werden, 
soweit es im Bebauungsplan nicht andere Bestimmungen dazu gibt (vgl. Wiener 
Kanalanlagen und Einmündungsgebührengesetz § 2 Abs. 1 LGBl. Nr. 22/1955). 

Wiener Kanalräumungs- und 
Kanalgebührengesetz 

In diesem Gesetz werden der Betrieb der Kanalinfrastruktur und die Einhebung von 
Gebühren für die Benützung und Räumung der Kanäle geregelt (vgl. Wiener Kanal-
räumungs- und Kanalgebührengesetz LGBl. Nr. 2/1978). 

Wiener Kanalgrenzwertverordnung 
In die Regenwasserkanäle dürfen lediglich Niederschlagswässer und reines Wasser 
eingeleitet werden (vgl. Wiener Kanalgrenzwertverordnung 1989 § 3 LGBl. Nr.  
2/1989). 

Wiener Umweltabgabengesetz Durch das Gesetz werden Abgaben für Müll, Wasser und Abwasser in Wien gere-
gelt (vgl. Wiener Umweltabgabegesetz LGBl. Nr. 70/1990). 

Unverbindliche Leitfäden  

Expertisen im Auftrag der MA 22 

 Regenwassermanagement –  
rechtliche Grundlagen (2011) 
 

 Regenwassermanagement – Motivenbericht (2010) 
 

 Integratives Regenwassermanagement – Beispiel-
sammlung (2010) 
 

 Regenwassermanagement – Nachhaltiger Umgang 
mit wertvollem Regenwasser (Wiener Umweltschutz-
abteilung MA 22, 2018: online) 

Tab. 18 Rechtlich verbindliche und unverbindliche Rahmenbedingungen in Wien 

4.2 Fazit des Bundesländervergleichs 

In Österreich gibt es kein bundesweites Raumordnungs- oder Raumplanungsgesetz. Die Verantwor-

tung der Raumplanung obliegt den Ländern und den Gemeinden. Die Raumordnungs- oder Raumpla-

nungsgesetze werden von den Ländern erstellt, somit können überörtliche Interessen verfolgt werden. 

Die Planung der Siedlungsentwicklung erfolgt von Gemeinden im eigenen Wirkungsbereich, diese 

müssen sich jedoch an den Planungsvorgaben von Bund und Ländern orientieren. 

Die OIB-Richtlinien, welche mit der OIB-Richtlinie 3 eine Versickerung und Verwendung von Nieder-

schlagswässern vor Ort ermöglichen, wurden bereits in den Bundesländern Burgenland, Niederöster-

reich, Tirol und Vorarlberg in objektspezifischen Bauordnungen, Bautechnikgesetzen, technischen 

Bauvorschriften oder Ähnlichem verordnet. Die rechtlichen Voraussetzungen zur integrativen Regen-

wasserbewirtschaftung sind dadurch geschaffen. 

In einem weiteren Schritt müssen jedoch die unterschiedlichsten Kanalgesetze, Anliegergesetze, Ein-

mündungsgesetze, Grenzwertverordnungen, Bauordnungen, Baugesetze und weitere Regelungen 

beachtet werden. Diverse Gesetze schreiben in den meisten Fällen einen Anschluss an das Kanalisa-

tionssystem vor, um Abwässer und so auch Niederschlagswässer von versiegelten Flächen entsorgen 
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zu können. Von den zuständigen Gemeinden können jedoch Ausnahmeregelungen getroffen werden, 

wodurch eine Versickerung von nicht reinigungsbedürftigen Niederschlagswässern ermöglicht wird.   

Eine Versickerung der Niederschlagswässer von häuslichen Dachflächen ist unter Berücksichtigung 

der natürlichen Rahmenbedingungen und den ÖNORMEN möglich. Bei Metalldeckungen wird auf-

grund einer möglichen Überschreitung von Grenzwerten eine direkte Versickerung in den Boden nicht 

erlaubt. 

Die Notwendigkeit von Raumplanung und die Vermeidung von weiterem Flächen- und Bodenver-

brauch durch Bautätigkeiten und Zersiedelung werden in den Raumplanungs- und Raumordnungsge-

setzen betont. Der Erhalt der endlichen Ressource Boden, der unter anderem als Bodenfilter fungiert, 

sollte mit der Eindämmung der Flächenversiegelung ermöglicht werden. Versiegelte Flächen, welche 

den natürlichen Verhältnissen nicht mehr entsprechen, sollten nach Möglichkeit entsiegelt und einer 

naturnahen Entwässerung angepasst werden.  

In den neun Bundesländern gibt es unterschiedliche Sichtweisen zu und Bemühungen darum,  Re-

genwassermanagement in die Planung zu integrieren. In Niederösterreich, Wien, Tirol, Vorarlberg, 

Oberösterreich, der Steiermark und Kärnten wurden bereits Leitfäden zur Behandlung bzw. dem Um-

gang mit Oberflächenwässern erstellt. Die Leitfäden sollen jedoch PlanerInnen, Behörden, Sachver-

ständigen und Interessierten eine Hilfestellung bei Projekten sein. Durch die unverbindlichen Leitfäden 

bekennen sich die Bundesländer zu einem natürlicheren Umgang mit Oberflächenwässern, jedoch 

fehlen intensive Bemühungen und vor allem finanzielle Studien und auch Anreize zur konsequenten 

Umsetzung von Regenwassermanagementprojekten. 

Gemeinden haben bei der Umsetzung von Infrastrukturmaßnahmen großes Potenzial, da bei diesen 

selbst die Verantwortlichkeit für Infrastrukturplanung und Siedlungsentwicklung liegt.  
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4.3 Best-Practice-Beispiele  

Regenwassermanagement bietet eine große Bandbreite an Maßnahmen zum alternativen Umgang 

mit Regenwasser. Ob Versickern, Verdunsten oder Speichern und Nutzen, es gibt in Österreich be-

reits einige Projekte, bei denen  Regenwasser auf diverse Arten abgeleitet oder genutzt wird. Eine 

Auswahl an bereits umgesetzten Beispielen soll einen Überblick über die derzeitige Projektlandschaft 

geben und Eindrücke der zahlreichen möglichen Maßnahmen zur Handhabung von Niederschlags-

wasser vermitteln.   

4.3.1 Beispiel 1 – Bezirkshauptmannschaft Rohrbach (OÖ) 

Der Einsatz von Maßnahmen des Regenwassermanagements im öffentlichen Verwaltungsbereich 

zeigt, dass das Interesse der Trinkwassereinsparung immer mehr an Bedeutung zunimmt.  

 
Abb. 46 Bezirkshauptmannschaft Rohrbach (IGRW 2009: online) 

Im Zuge eines Neubauprojekts der Bezirkshauptmannschaft  wurden Regenwassernutzungsmaßnah-

men umgesetzt. Das gesammelte Regenwasser wird zur Toilettenspülung, für Reinigungstätigkeiten 

und für die Gartenbewässerung verwendet. Es wurden drei Regenwasserzisternen mit einem Fas-

sungsvermögen von insgesamt 45 m³ installiert. Die Zisternen wurden im Außenbereich des BH Ge-

ländes eingesetzt, im Keller des Verwaltungsgebäudes befindet sich eine Trinkwassernachspeisung, 

die eine durchgängige Versorgung mit Wasser, auch in längeren Trockenperioden, garantiert. Die 

Vorteile der Regenwassernutzungsanlage liegen vor allem darin, dass große Mengen an Trinkwasser 

substituiert werden können, das Wasser so kostenlos ist und für die verwendeten Zwecke nicht aufbe-

reitet werden muss und dass die Transportstrecke wegen der Verwendung vor Ort wegfällt. Das Nie-

derschlagswasser der Dachflächen wird gesammelt und über einen Filter in die Zisternen geleitet. 

Nach eigenen Angaben der BH Rohrbach konnten von Oktober bis August des Folgejahres 137m³ 

Trinkwasser durch Regenwasser ersetzt werden (vgl. IGRW, 2009: online). 
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Abb. 47 Zisterneneinbau Bezirkshauptmannschaft Rohrbach (IGRW 2009: online) 

4.3.2 Beispiel 2 - Seminarhotel Retter (STMK) 

Das Hotel wurde im Jahr 2009 erweitert, wobei eine Regenwas-

sernutzungsanlage eingebaut wurde. Das Regenwasser wird im 

Sanitärbereich für die WC-Spülung verwendet und im Außenbe-

reich für die Gartenbewässerung. Das anfallende Niederschlags-

wasser wird über Edelstahlgrobfilter in fünf 50.000 Liter Betonzis-

ternen zusammengeführt. In Trockenperioden, in denen es zu 

einer Entleerung der Regenwasserzisternen kommen kann, wird 

Trinkwasser in die Behälter nachgespeist und so die Versorgungs-

sicherheit ermöglicht. Durch den Einsatz der Regenwassernut-

zungsanlage können bis zu 3.000.000 Liter Trinkwasser pro Jahr 

eingespart werden (vgl. IGRW 2018: online).  

 

 

Abb. 48 Einbau einer Zisterne (Retter Seminarhotel Bio Restaurant 2018: online) 
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4.3.3 Beispiel 3 - Boutiquehotel Stadthalle (W) 

Das Boutiquehotel in der Hackengasse 20, 1150 

Wien wurde im Jahr 2009 saniert und erhielt einen 

Holzzubau. Das Hotel wird von einer privaten Person 

geführt und auch die Umbaumaßnahmen zur Errich-

tung eines ökologisch ausgerichteten Hotels erfolgten 

auf Eigeninitiative (vgl. Grimm 2010a, 30). 

Es sind etwa 280m² intensiv bzw. extensiv begrünte 

Dachfläche vorhanden. Das Niederschlagswasser 

von 200 m² Steildachfläche wird abgeleitet, in einer 

Zisterne mit einem Fassungsvermögen von 10.000 

Litern gesammelt und aufbereitet. Zusätzlich sind die 

Fassaden des Innenhofs begrünt (ebenda). Die Re-

genwassernutzung findet im Bereich der Haustechnik 

statt. Im Bereich der Sanitäranlagen wird das Re-

genwasser für die WC-Spülung verwendet. Zusätzlich 

wird Grundwasser für die Heizung des Objekts ver-

wendet (vgl. Klima- und Energiefonds 2012: online). 

 

 

 

 

Abb. 50 Ausschnitt des Haustechnikplans (Klima- und Energiefonds 2012: online) 

Abb. 49 Ansicht der begrünten Fassade und Dach-
draufsicht des begrünten Flachdaches (HS Hotelbe-
triebs GmbH - Boutiquehotel Stadthalle 2015: online) 
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4.3.4 Beispiel 4 - Wohnhausanlage Friedrich-Engels-Platz (W) 

Die Wohnhausanlage, Friedrich-Engels-Platz in 1200 Wien, wurde von 1930 bis 1933 errichtet. Im 

Zuge einer Sanierung wurde ein Wassernutzungskonzept geplant und integriert, wodurch der Was-

serbedarf für die Bewässerung des Gartens gedeckt wird. Für die Toilettenspülungen wird das Wasser 

aus einem Grundwasserbrunnen verwendet. Die großflächigen Gartenhöfe bieten die Möglichkeit, das 

Niederschlagswasser der Dachflächen vor Ort zu versickern, dazu tragen Versickerungsmulden zur 

Gartengestaltung bei (DnD Landschaftsplanung ZT KG 2005: online).   

4.3.5 Beispiel 5 - UHI – Strategie (W) 

er Urban Heat Island-

Strategieplan Wien ist 

Grundlage für die geziel-

te Umsetzung von Maß-

nahmen, mit denen auf 

Änderungen des Klima-

wandels reagiert werden 

soll. Der Strategieplan 

und die darin angeführ-

ten Maßnahmen sollen 

auf das Phänomen der 

städtischen Hitzeinsel 

reagieren und die Le-

bensqualität verbessern. 

Der Einsatz von Grünflä-

chen, Parks und Was-

serflächen im städti-

schen Bereich soll das 

Kleinklima im innerstäd-

tischen und dicht ver-

bauten Gebiet verbes-

sern und das Wohlbefin-

den der Bevölkerung 

positiv beeinflussen. Die verschiedenen Verwaltungsabteilungen der Stadt Wien sind gemeinsam 

gefordert, die Maßnahmen auf den unterschiedlichsten Ebenen umzusetzen. Eine gemeinsame Ko-

operation und Verwaltung ist eine Herausforderung, jedoch muss auf die starken Beeinträchtigungen 

des Klimawandels reagiert werden. In der Stadtplanung sowie auch in verschiedenen Wettbewerbs- 

und Vergabeverfahren, aber auch in den Umsetzungsphasen muss eine Kooperation der Verantwort-

lichen stattfinden (vgl. Wiener Umweltschutzabteilung – MA 22, 2015,1-10). 

Abb. 51 Thermalbildaufnahme der Stadt Wien (Wiener Umweltschutzabteilung MA 22, 
2015,8) 
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Die Maßnahmen im UHI-Strategieplan wurden durch Mithilfe von wissenschaftlichen Fachleuten von 

der Wiener Umweltschutzabteilung erstellt. Einige der Maßnahmen konnten im Zuge der Erstellung 

des Strategieplans bereits umgesetzt werden. Der UHI-Strategieplan soll als Grundlage für weitere 

Planungen und Umsetzung von Projekten dienen. Nützliche Hinweise und Anregungen sollen als Un-

terstützung bei der Argumentation für die Umsetzung von weiteren Anpassungsmaßnahmen an den 

Klimawandel dienen (ebenda).     
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5 Untersuchungsgebiet  

Die Herausforderungen der zukünftigen Planungen sind in ein komplexes System eingebettet. Um den 

daraus resultierenden Anforderungen nachzukommen, soll im definierten Laborraum ein Versuch ge-

macht werden, und zwar soll das Instrument Bebauungsplan für die Umsetzung von Regenwasser-

managementmaßnahmen eingesetzt werden. Daraus sollen Empfehlungen abgeleitet  sowie auch 

Herausforderungen und Grenzen des Systems aufzeigt werden.   

Wie bereits im einleitenden Kapitel erwähnt, zeigen die Daten und Resultate aus dem Projekt ÖKS15, 

dass das Burgenland vor allem von einer Zunahme der Anzahl an Hitzetagen sowie auch von einem 

signifikanten Anstieg der Temperatur betroffen ist. Die Trockenperiode im Jahr 2017, welche zu Was-

serknappheit führte, sowie Bestrebungen der Gemeinde Bad Tatzmannsdorf im Südburgenland da-

hingehend, die Nutzung von Regenwasser in der Gemeinde zu fördern, gaben den Anstoß dazu, die-

se Gemeinde als Laborraum auszuwählen.  

 
Abb. 52 Laborraum (ZAMG 2018: online; Täubler 2009: online, eigene Darstellung) 
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5.1 Gemeinde Bad Tatzmannsdorf 

Die Gemeinde Bad Tatzmannsdorf im Bezirk Oberwart im Burgenland wird im Zuge dieser Arbeit ge-

nauer betrachtet und analysiert. Aufgrund von Fachwissen sowie des Strebens nach Nachhaltigkeit 

hat sich die Gemeindeverwaltung dazu entschieden, Regenwassernutzungsanlagen zu fördern. Die 

Nutzung von Regenwasser als Brauchwasser, um sogleich Trinkwasser zu sparen, soll einen Beitrag 

zur langfristigen Sicherung der Wasserversorgung in der Gemeinde leisten. Ab 1. Jänner 2018 ge-

währt die Gemeinde Bad Tatzmannsdorf,  zusätzlich zur Förderung der Burgenländischen Landesre-

gierung, im Falle der Errichtung einer Regenwassernutzungsanlage bei Neubauten und auch Altbau-

sanierungen einen Zuschuss von 15% der Errichtungskosten bzw. einen maximalen Betrag von    

1.000 € (vgl. Gemeinde Bad Tatzmannsdorf, 2018a: online). 

Die Bevölkerungsentwicklung der Gemeinde in den vergangenen Jahren zeigt eine durchaus positive 

Bilanz (Statistik Austria 2018: online). Der aktuelle Stand der Flächenwidmungen zeigt, dass es eine 

große Anzahl an Flächen gibt, die als Bauland gewidmet, aber nicht bebaut sind, oder bereits als Auf-

schließungsgebiet gewidmet wurden. Der Grundgedanke der Innenentwicklung muss vor allem bei 

zukünftigen Bauprojekten verfolgt werden, um die bestehende Infrastruktur nicht zu überlasten und 

Ausbaumaßnahmen so gering und effizient wie möglich zu gestalten. Die Integration von Regenwas-

sermanagement in den Bebauungsplan soll unter Beachtung der Rahmenbedingungen genauer be-

trachtet werden, um einen nachhaltigen Beitrag zur Bewahrung der Schutzgüter Boden und Wasser 

leisten zu können.  

  



Untersuchungsgebiet   
 

86 
 

5.2 Analyse der Rahmenbedingungen  

Die Siedlungsentwicklung und die damit verbundenen Parameter sollen in den nächsten Schritten 

genauer dargestellt werden, um effiziente Maßnahmen des Regenwassermanagements und die Mög-

lichkeiten der Integration in den Bebauungsplan aufzeigen zu können.  

5.2.1 Siedlungsraum 

Die Gemeinde Bad Tatzmannsdorf liegt an der B50 und gliedert sich in die drei Ortsteile Jormanns-

dorf, Sulzriegel und Bad Tatzmannsdorf. Insgesamt weisen die drei Ortsteile 1.559 EinwohnerInnen 

auf (Stand 27.11.2017) (vgl. Gemeinde Bad Tatzmannsdorf 2018b: online). Der Laborraum kon-

zentriert sich auf den zentralen Ortsteil Bad Tatzmannsdorf, da hier aufgrund der öffentlichen Einrich-

tungen, wie der Therme sowie einigen Kurhotels als Tourismusfaktor, ein Ortszentrum mit Versor-

gungsinfrastruktur situiert ist. Die Gemeinde liegt im ländlichen Raum an der B50 und weist eine typi-

sche Angerstruktur auf, die im burgenländischen Raum typisch ist. Jedoch konzentrierten sich die 

Bautätigkeiten der letzten Jahre auch in dieser Gemeinde auf das Einfamilienhaus, wodurch Tenden-

zen der Zersiedelung vorangetrieben wurden.  
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Abb. 53 Topographie Gemeinde Bad Tatzmannsdorf (Amt der Burgenländischen Landesregierung 2018a: online)  

Wegen der touristischen Prägung der Gemeinde ist im Ortskern eine Durchmischung der Raumnut-

zung für Wohnen und Beherbergungsbetriebe sowie auch Gastwirtschaft und Versorgungsinfrastruktur 

vorhanden. 
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Abb. 54 Übersichtskarte Gemeinde Bad Tatzmannsdorf (Amt der Burgenländischen Landesregierung 2018a:          
online) 

Die Siedlungsstruktur der Gemeinde ist durch freistehende Einfamilienhäuser von offener Bauweise 

geprägt. Die privaten Freiflächen sind großzügig angelegt und werden zum größten Teil gärtnerisch 

genützt.  
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Das Siedlungsgebiet der Gemeinde Bad Tatmannsdorf stellt eine für das Burgenland typische Ent-

wicklung mit Einfamilienhausbebauung dar, vereinzelt finden sich auch Anger- und Hofbebauungen. 

Der Siedlungsbereich rund um das Ortszentrum, die Kirchenstraße, Schützengasse, Hauptstraße, 

Angergasse, Lichtenwaldstraße, Hofgasse, Glockenstraße und Edelweißstraße wurden aufgrund der 

unterschiedlichen Bebauungsstrukturen sowie der Freiflächen zwischen den Bauten genauer betrach-

tet. Die Gemeinde Bad Tatzmannsdorf hat eine kleinteilige Flächenstruktur, historisch wertvolle und 

für das Burgenland typische Streckhöfe, Einfamilienhausgebiete, aber auch einen modernen, belebten 

Ortskern. Die Therme sowie Pensionen und Hotels üben einen vielfältigen Einfluss auf die Ortsbild-

struktur aus, welche durchaus Züge eines Kurortes aufweist. 

Abb. 55 Infrastrukturelle Einrichtungen (Grundlage DKM 2018, eigene Darstellung) 

In der KG Bad Tatzmannsdorf variieren die Größen der bebau-

ten Grundstücke stark, im Durchschnitt liegt die Größe eines 

Grundstücks bei 750m². Die Einfahrten und Hofflächen sind 

zum größten Teil befestigt.  

Zur Gemeinde ist zusätzlich noch anzuführen, dass es sich um 

eine Tourismusgemeinde mit Thermenanlage und Hotels han-

delt, die einen entscheidenden Einfluss auf die Ortsstruktur 

sowie auch auf das Ortsbild haben.    

Hotel/Restaurant/Cafe 

Kirche 

Gemeindeamt 

Verkehrsachsen 
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5.2.2 Topographie und Grundwasser 

Die KG Bad Tatzmannsdorf liegt im Bernsteiner Bergland und weist in Nord-Süd Richtung eine aus-

geprägte Beckenform auf, das Becken wird östlich Richtung KG Sulzriegel und  auch in Richtung 

Westen zur Burgenland Bundesstraße B50 von Hügeln begrenzt. Die Topographie zeigt landwirt-

schaftliche Nutzung im Randbereich des Siedlungsgebiets sowie einzelne Siedlungstätigkeiten an 

ausgebauten Straßenzügen. Der Kurpark verbindet die Therme mit dem Ortszentrum und ist ein be-

deutender öffentlicher Grün- und Erholungsraum. 

Die Heil- und Mineralwasserquelle ist durch eine Verordnung aus dem Jahr 1975 als Schongebiet 

ausgewiesen. Die Verordnung begrenzt das Schongebiet in seiner Ausdehnung und schränkt Erdbe-

wegungen auf eine Tiefe von bis zu 6 m ein. Für tieferliegende Grabungen im Bereich der Mineral- 

und Heilwasserquelle muss eine wasserrechtliche Bewilligung beantragt werden  (RIS 2018, online; 

Burgenländisches LGBl. Nr. 31/1975).  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Das Gemeindegebiet liegt über dem Grundwasserkörper Hügelland Raab Ost. Im westlichen Teil der 

Gemeinde ist hauptsächlich ein Porengrundwasserleiter vorzufinden, der bis in die Steiermark sowie 

in das südliche Burgenland reicht, während in einem schmalen Bereich Richtung Osten ein Kluft-

grundwasserleiter vorhanden ist (vgl. Umweltbundesamt 2012, online).     

Abb. 56 Schongebiet zur Sicherung von Heilquellen und Mineralwasservorkommen in der Gemeinde Bad Tatzmanns-
dorf (Amt der Burgenländischen Landesregierung 2018a: online) 

Grundwasserschongebiet 
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5.2.3 Bodenverhältnisse 

Der vorherrschende Bodentyp im Ortsteil Bad 

Tatzmannsdorf ist typischer Pseudogley. Hinzu 

fügen sich Teile von Braunerde und kleine 

Mengen von Lockersediment-Braunerde. Der 

Ortskern wird von versiegelter Fläche domi-

niert. 

 

 

 

 

 

 

  Abb. 57 Übersichtskarte Bodentypen (BMNT, BFW 2009:  
online) 

Typischer Pseudogley 

Typischer Gley 

Lockersediment-Braunerde 
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Abb. 59 Übersichtskarte Durchlässigkeit (BMNT, BFW 2009: 
online) 

Die Böden im Untersuchungsgebiet sind 

hauptsächlich wechselfeucht und in wenigen 

Bereichen feucht. Vor allem im Zentrum des 

Ortes sind undurchlässige bzw. keine einheitli-

chen Flächen zu finden.  

 

 

 

 

 

 

 

Die Durchlässigkeit des Bodens ist zum größ-

ten Teil als gering bewertet. Im dichter bebau-

ten Bereich ist keine Durchlässigkeit gegeben.  

In vereinzelten Bereichen sind jedoch Flächen 

zu finden, welche eine hohe Durchlässigkeit 

aufweisen.  

 

 

 

 

 

 

 

Die geringe Durchlässigkeit liegt vor allem an der tonig-schluffig-feinsandigen Bodenzusammenset-

zung (Kollmann, 1984, 55).  

  

Abb. 58 Übersichtskarte Wasserverhältnisse (BMNT, BFW 
2009: online) 

Durchlässigkeit 
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5.2.4 Niederschlag 

In der Gemeinde Bad Tatzmannsdorf ist eine Messstation installiert, welche den Niederschlag das 

ganze Jahr über aufzeichnet. Die Niederschlagsmenge eines Jahres wird anhand der Messdaten des 

hydrografischen Dienstes Österreichs veranschaulicht. 

  
Abb. 60 Langzeitvergleich der Monatsniederschlagssummen (Amt der Burgenländischen Landesregierung 2018b: 
online) 

Die schwarze Linie stellt den Mittelwert der niedrigsten und höchsten gemessenen Monatsnieder-

schlagssummen dar. Die Gesamtniederschlagsmenge in der Gemeinde beträgt im Jahresmittel etwa 

700 mm.  

5.2.5 Trinkwasserversorgungs- und Abwasserentsorgungs-

infrastruktur 

Die Versorgung mit Trink-, Nutz- und Feuerlöschwasser erfolgt über eine Ringwasserleitung (vgl. KUO 

2018: online) durch den Wasserverband Südliches Burgenland, dieser ist ebenso zuständig für die 

Erschließung, Errichtung, den Betrieb und die Erhaltung von Wasserspendern und die Beaufsichti-

gung von Schutzgebieten. Die Topographie des Südburgenlandes macht den Einsatz von zahlreichen 

Pumpen für den Transport des Wassers notwendig. Vom Wasserverband wird eine Fläche von 722 

km² mittels 700km umfassenden Transport- und Versorgungsleitungen versorgt  (vgl. WVSB 2018: 

online).  
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Die Entsorgung des Abwassers erfolgt über ein Trennsystem, welches vom  Abwasserverband Mittle-

res Pinka- und Zickental betrieben wird und welches das Abwasser bis in die Kläranlage Siget in der 

Wart leitet  (vgl. Stadtgemeinde Oberwart 2018: online). 

5.2.6 Förderungen 

Die Burgenländische Wohnbauförderung gewährt als Anreiz zur Trinkwassereinsparung eine Förde-

rung von 800 € bis 1000 € für Brunnen- und Regenwassernutzungsanlagen. Mehr zu dieser Thematik 

ist im Kapitel 3.3.9 dieser Arbeit nachzulesen.  

Seit dem 1. Jänner 2018 wird von der Gemeinde Bad Tatzmannsdorf, zusätzlich zur Förderung der 

Burgenländischen Landesregierung, die Errichtung von Regenwassernutzungsanlagen bei Neubauten 

und auch Altbausanierungen mit einem Zuschuss von 15% der Errichtungskosten bzw. einem maxi-

malen Betrag von 1.000 € gefördert (vgl. Gemeinde Bad Tatzmannsdorf, 2018a: online). 
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6 Potentialanalyse und Maßnahmenprüfung  

Der Bebauungsplan stellt ein Instrument zur Umsetzung von Maßnahmen dar, welche dazu beitragen, 

den Bodenverbrauch und versiegelte Flächen zu reduzieren sowie auch den natürlichen 

Wasserhaushalt im Boden und dessen natürliche Leistungsfähigkeit wiederherzustellen (vgl. Bunzel et 

al.1997, 52-78). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Vor allem in der Siedlungsentwikcklung ist die bauliche Dichte der entscheidende Faktor zum Schutz 

des Bodens. Die Nutzung, Dichte und Struktur eines Baugebiets sind die drei entscheidenden 

Faktoren, wenn es um die lokalen Auswirkungen auf den Wasserhaushalt geht. Durch die 

Versiegelung von Flächen auf verschiedenste Arten wird der natürliche Wasserhaushalt und dadurch 

die Leistungsfähigkeit des Bodens beeinträchtigt  (vgl. Bunzel et al.1997, 52-78). 

  

 

HANDLUNGSFELD 

BODEN 

 Siedlungsentwicklung durch Nutzung von Flächenreserven im Bestand 

 Anwendung verdichteter Bauformen 

 Quantitative Beschränkung des Bodenverbrauchs 

 Definition maximaler Größen von Baugrundstücken 

 Festsetzung von Höchst- und Mindestmaßen, um eine bauliche Minderaus-
nutzung  von Flächen zu vermeiden 

 Festsetzung von Baulinien, etc. und Unterschreitung von Mindestabständen 
für verdichtete Bauweise (Brandschutz und ausreichende Belüftung müssen 
gegeben sein) 

 Leistungsfähigkeit des Bodens erhalten 

 Entsiegelung versiegelter Flächen 
 

 Versiegelte Flächen im Bestand aufbrechen und dadurch die Leistungsfä-
higkeit des Bodens wiederherstellen  und Versickerung ermöglichen  

 
 Einbindung des Bebauungsplans in Sanierungsprojekte 

 
 Bodenschonende Gestaltung von Freiflächen (Wege, Abstellplätze, etc.) 

Siedlungsentwicklung 

Oberflächen-

beschaffenheit 

Abb. 61 Handlungsfelder zum Thema Boden in der Bebauungsplanung (vgl. Bunzel et al.1997, 52-78) 
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Die Handlungsfelder zu den Schutzgütern Boden und Wasser sind Grundlage für die Integration von 

Maßnahmen in den Bebauungsplan. Der Schwerpunkt der Maßnahmen wird auf Regenwasserma-

nagement gelegt, da es hier in der Planung und Praxis noch großes Potential gibt. Die Handlungsfel-

der Boden und Wasser wurden ausgewählt, da hier große Überschneidungen und Interaktionen vor-

handen sind.  

  

 

 Sicherung von sickerfähigem Boden durch Regelung des Nutzungsmaßes von 
Bauflächen 

 Reduzierung der Versiegelung von Erschließungsflächen auf das notwendige 
Maß, um den jeweiligen Nutzungsansprüchen gerecht zu werden 

HANDLUNGSFELD  

WASSER 

 Kommunale Entsiegelungsprogramme 

 Private und öffentliche Grünraumgestaltung  

  Versickerungsfähige Gestaltung von Erschließungsflächen und Grundstücken 

Siedlungsentwicklung 

Oberflächen-

beschaffenheit 

Ver- und Entsorgungsinf-

rastruktur 

 Rückhaltung, verzögerte Abgabe von Niederschlagswasser an die  
Kanalisation 

 Hydraulische Entlastung der Kanalisation und des Vorfluters, Verringerung 
des Spitzenabflusses 

 Förderung der Grundwasserneubildung  

 Regenwassernutzung für Brauchwasserzwecke 

 Einsatz von Regenwasserspeichern 

Abb. 62 Handlungsfelder zum Thema Wasser in der Bebauungsplanung (vgl. Bunzel et al.1997, 52-78) 
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6.1 Potentialanalyse 

Die Siedlungs- und Bebauungsstruktur der KG Bad Tatzmannsdorf zeigt einen geschlossenen und 

dichten Ortskern mit öffentlichen Einrichtungen und Verkehrsachsen, an denen sich die Siedlungs-

entwicklung deutlich orientiert. Das Ortsbild verändert sich nach Süden und Osten hin von einer dich-

ten und geschlossenen Bebauung zu lockerer und offener Einfamilienhausstruktur. Vom Ortszentrum 

Richtung Norden über den Kurpark hinweg ist das Ortsbild vor allem von Kur- und Thermeneinrichtun-

gen stark geprägt.  

Das gesamte Gemeindegebiet ist basierend auf einem Flächenwidmungsplan eingeteilt, dem gemäß  

sollen auch zukünftige Nutzungen und Entwicklungen strukturiert erfolgen. Es gibt für das gesamte 

Gemeindegebiet keinen Bebauungsplan. Es wurden im Juli 2018 neue Bebauungsrichtlinien verord-

net, welche für die Bebauung der Gemeinde eine einheitliche Planungsgrundlage darstellen.  

Die rechtlichen Rahmenbedingungen des Landes Burgenland, die Bauverordnung und die darin ent-

haltenen OIB-Richtlinien ermöglichen einen alternativen Umgang mit Niederschlagswasser; vorgese-

hen ist dafür entweder eine Verwendung als Brauchwasser in einem getrennten Nutzwasserkreislauf 

oder eine Versickerung bzw. Entsorgung . 

Die Integration von Regenwassermanagementmaßnahmen ist bei Neubauprojekten sowie auch im 

Bestand oder bei Sanierungsprojekten interessant, da eine nachträgliche Integration ebenso möglich 

ist. Vor allem bei Projekten der Nachverdichtung können Regenwassermanagementmaßnahmen zu 

einer geringeren Belastung des bestehenden Kanalsystems führen und auch dazu beitragen, Trink-

wasser zu sparen. 
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Auf Grundlage der DKM, Begehungen vor Ort und der Grundlagenermittlung wurde die KG Bad Tatz-

mannsdorf in sechs verschiedene Zonen eingeteilt:   

  

 

 

 

 

Anhand dieser Zoneneinteilung konnte ein Entwurf für einen Bebauungsplan (siehe Plan im Anhang 

1) erarbeitet werden, auch Vorschläge für die verschiedenen  Möglichkeiten der Regenwasserma-

nagementmaßnahmen konnten in diesen integriert werden. Die Handlungsfelder aus Arno Bunzels 

„Umweltschutz in der Bebauungsplanung“ (vgl. Bunzel et al.1997, 52-78) dienten als Leitfaden für die 

passenden  Maßnahmen für den Laborraum (siehe Plan im Anhang 1). 

Die Bodenart sowie die Durchlässigkeit des Bodens im Laborraum sind für Versickerungsmaßnahmen 

nicht optimal geeignet, da dieser eine geringe Durchlässigkeit aufweist. Aus diesem Grund sollten vor 

allem Maßnahmen präferiert werden, wobei möglichst wenig Niederschlagswasser von Flächen abge-

leitet werden muss. Vermehrt sollten Maßnahmen eingesetzt werden, welche  Niederschlagswasser 

zurückhalten und verspätet an den Vorfluter abgeben bzw. jene, durch die Niederschlagswasser eine 

Verwendung im Brauchwasserkreislauf findet. In Abb. 59 zur Durchlässigkeit wird veranschaulicht, 

dass die Böden im Kernbereich, im Ortszentrum, zum Großteil versiegelt sind. Des Weiteren weist, lt. 

Karte des Bundesministeriums für Nachhaltigkeit und Tourismus, ein überwiegender Teil der wechsel-

Abb. 63 Zoneneinteilung KG Bad Tatzmanndorf (Grundlage DKM 2018, eigene Darstellung) 
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feuchten Böden eine geringe Durchlässigkeit auf, weswegen weniger Versickerungsmaßnahmen, 

sondern bevorzugt jene der Verdunstung und Nutzung eingesetzt werden sollten. 

Der Einsatz von Regenwassermanagementmaßnahmen soll der Siedlungsentwicklung Möglichkeiten 

bieten, durch die im Bestandsbereich eine Entlastung bzw. keinesfalls eine zusätzliche Belastung der 

Entsorgungsinfrastruktur entsteht. In Neubaugebieten soll die klassische Siedlungsentwässerung von 

neuen Maßnahmen der Regenwasserbewirtschaftung abgelöst werden.  
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6.2 Maßnahmenprüfung 

Der Einsatz einer Entscheidungsmatrix soll es ermöglichen, die Potentialanalyse und die damit ver-

bundenen Einflussfaktoren wie etwa siedlungsstrukturelle, wasserwirtschaftliche und geogene Fakto-

ren übersichtlich darzustellen. Im ersten Schritt werden die Rahmenbedingungen zusammengetragen, 

welche am Standort vorherrschen und im nächsten Schritt die Regenwassermanagementmaßnahmen 

geprüft. Jede Maßnahme wird in Hinblick auf eine Umsetzung betrachtet und es wird bewertet, ob ein 

Einsatz sinnvoll ist (vgl. BMNT 2014, online). Diese Betrachtung ermöglicht die Erstellung eines Über-

blicks über die im Gestaltungskonzept unterschiedlich definierten Zonen A-F (siehe Plan im Anhang 

1).   

Folgende Parameter werden den Standortgegebenheiten verglichen,  die Einsatzmöglichkeiten von 

Regenwassermanagementmaßnahmen werden in den definierten Zonen (A-F) des Gestaltungskon-

zepts überprüft.  Aufgrund eines Faktors kann die Umsetzung einer Regenwassermanagementmaß-

nahme ausgeschlossen werden (vgl. BMNT 2014, online): 

  Maßnahmenprüfung Zone A Regenwassermanagementmaßnahmen 

Allgemein  Standort M1 M2 M3 M4 M5 

Bestehendes Siedlungsentwässerungssystem Ja 1 0 1 1 0 

Entwässernde Flächen 
(ÖWAV-RB 35 / 45) 

F2 1 0 0 1 1 

Altlasten Nein 1 1 1 1 1 

Schutz-/Schonzone 
(Erdbewegungen bis zu einer max. Tiefe  
von 6 m) 

Ja 1 1 1 1 1 

Bodenart versiegelt 1 1 1 1 0 

Durchlässigkeit des Bodens versiegelt 1 1 1 1 0 

Geländeneigung 3% 1 1 1 1 1 

Hangrutschungsgefährdung Nein 1 1 1 1 1 

Ausreichend Freiflächen für Versickerung Nein 1 0 0 1 0 

Mögliche Regenwassermanagementmaßnahme Ja Nein Ja Ja Nein 

M1…Zisterne/Wassertank 
M2…Dachbegrünung 
M3…Fassadenbegrünung  
M4…Entsiegelung 
M5…Versickerungsanlage  

Tab. 19 Maßnahmenprüfung Zone A - Kerngebiet (Quelle: BMNT 2014: online, eigene Darstellung) 

Die Maßnahmenüberprüfung ergab, dass es in Zone A – Kerngebiet ein bestehendes Siedlungsent-

wässerungssystem gibt, die dort zu entwässernden Flächen nach ÖWAV RB 35/45 sind der Kategorie 

F2 (Tab 5.) zuzuordnen, was bedeutet, es handelt sich um Niederschlagswasser von gering ver-

schmutzten Oberflächen. Am Standort sind keine Altlasten verzeichnet, es gibt jedoch eine Grund-

wasserschutzzone, weswegen Grabungen von über 6m Tiefe bewilligt werden müssen. Aufgrund der 

zentralen Lage und dichten Besiedelung ist der Großteil der Flächen versiegelt und es ist nicht ausrei-
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chend Platz für Versickerung vorhanden. Die geringe Geländeneigung liegt bei 3% und es besteht 

keine Gefährdung durch Hangrutschungen.   

Aufgrund der gegebenen Rahmenbedingungen und notwendigen Voraussetzungen diverser Maß-

nahmen sind für Zone A nur M1 und M4 für die Implementierung in den Bebauungsplan zu empfehlen. 

Der Ausschluss von M2 und M3 ist damit zu begründen, dass in Zone A die geschlossene Bebau-

ungsstruktur mit Dorfcharakter erhalten bleiben und auch die Dachformen ein ähnliches Bild zeigen 

soll. Von M5 ist aufgrund der dichten Siedlungsform abzuraten, da nicht genügend Freiflächen für 

Versickerungsanlagen zur Verfügung stehen. 

Maßnahmenprüfung Zone B Regenwassermanagementmaßnahmen 

Allgemein Standort M1 M2 M3 M4 M5 

Bestehendes Siedlungsentwässerungssystem Ja 1 0 1 1 1 

Entwässernde Flächen 
(ÖWAV-RB 35 / 45) 

F1 1 0 1 1 1 

Altlasten Nein 1 1 1 1 1 

Schutz-/Schonzone 
(Erdbewegungen bis zu einer max. Tiefe  
von 6 m) 

Ja 1 1 1 1 1 

Bodenart großteils versiegelt  1 1 1 1 0 

Durchlässigkeit des Bodens 
geringe Durchlässig-

keit 
1 1 1 1 0 

Geländeneigung 9% 1 1 1 1 1 

Hangrutschungsgefährdung Nein 1 1 1 1 1 

Ausreichend Freiflächen für Versickerung Ja 1 1 1 1 0 

Mögliche Regenwassermanagementmaßnahme Ja Nein Ja Ja Nein 

M1…Zisterne/Wassertank 
M2…Dachbegrünung 
M3…Fassadenbegrünung  
M4…Entsiegelung 
M5…Versickerungsanlage  

Tab. 20 Maßnahmenprüfung Zone B – Übergangsbereich Kern- zu Gartengebiet (Quelle: BMNT 2014: online, eigene 
Darstellung) 

Zone B – Übergangsbereich Kern- zu Gartengebiet ist, wie in Tab.19 ersichtlich, der Zone A sehr ähn-

lich, denn es ist ein bestehendes Entwässerungssystem vorhanden, die zu entwässernden Flächen 

sind wenig verunreinigt, es sind keine Altlasten vorhanden und die Grundwasserschutzzone ist zu 

beachten. Obwohl es sich um einen Übergangsbereich handelt, sind viele Hofflächen versiegelt, wie in 

Abb. 59 dargestellt, und die Böden weisen nur eine geringe Durchlässigkeit auf. Die Geländeneigung 

ist in Zone B mit 9% etwas höher, es besteht jedoch keine Gefährdung durch Hangrutschung. Auf-

grund der Gartenflächen besteht hier die Möglichkeit des Einsatzes von Versickerungs- und Verduns-

tungsmaßnahmen, welche jedoch nicht als Hauptentwässerungsanlage eingesetzt werden sollten, da 

die Böden nur eine geringe Durchlässigkeit aufweisen.  

Für Zone B – Übergangsbereich Kern- zu Gartengebiet sind die Maßnahmen M1, M3 und M4 zu emp-

fehlen. Der Einbau einer Zisterne oder eines Wassertanks in ein bestehendes Entwässerungssystem 
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kann dazu beitragen, dass weniger Niederschlagswasser in die Kanalisation abgeleitet wird und im 

Gartenbereich zu Bewässerung eingesetzt bzw. bei Sanierung auch in den Haushaltswasserkreislauf 

eingebunden werden kann. M3 kann im Übergangsbereich empfohlen werden, da eine Begrünung der 

Fassade im Gartenbereich ein entsprechendes Element der Gestaltung ist. Zudem kann die erweiterte 

Oberfläche dazu beitragen, dass weniger Niederschlag abgeleitet werden muss und dass das Mikro-

klima positiv beeinflusst wird. Die Entsiegelung von Flächen durch M4 ist in diesem Bereich zu forcie-

ren, da Hof und auch Gehwege mit einer wasserdurchlässigen Schicht gestaltet werden können und 

Niederschlag dadurch direkt dem natürlichen Wasserkreislauf zurückgegeben wird. M2 wird in dieser 

Zone nicht empfohlen, da auch hier die Dachformen ein geschlossenes Bild ergeben sollen und in 

diesen Bereichen zahlreiche Stadel an die Häuser angebaut sind. Aufgrund der dichten Böden und 

der geringen Durchlässigkeit wird M5 in dieser Zone nicht empfohlen.   

Maßnahmenprüfung Zone C Regenwassermanagementmaßnahmen 

Allgemein Standort M1 M2 M3 M4 M5 

Bestehendes Siedlungsentwässerungssystem Ja 1 1 1 1 1 

Entwässernde Flächen 
(ÖWAV-RB 35 / 45) 

F1, F2 1 1 1 1 1 

Altlasten Nein 1 1 1 1 1 

Schutz-/Schonzone 
(Erdbewegungen bis zu einer max. Tiefe  
von 6 m) 

Ja 1 1 1 1 1 

Bodenart 
Typischer Gley 
Pseudo Gley 

1 1 1 1 0 

Durchlässigkeit des Bodens 
geringe Durchläs-

sigkeit 
1 1 1 1 0 

Geländeneigung 9% 1 1 1 1 1 

Hangrutschungsgefährdung Nein 1 1 1 1 1 

Ausreichend Freiflächen für Versickerung Ja 1 1 1 1 0 

Mögliche Regenwassermanagementmaßnahme Ja Ja Ja Ja Nein 

M1…Zisterne/Wassertank 
M2…Dachbegrünung 
M3…Fassadenbegrünung  
M4…Entsiegelung 
M5…Versickerungsanlage  

Tab. 21 Maßnahmenprüfung Zone C – Geschoßwohnbau- und Reihenhausgebiet (Quelle: BMNT 2014: online, eigene 
Darstellung) 

Die Maßnahmenüberprüfung für Zone C – Geschoßwohnbau- und Reihenhausgebiet ergab, dass die 

zu entwässernden Flächen nach ÖWAV RB 35/45 der Kategorie F1 (Tab 5.) zuzuordnen sind, was 

Niederschlagswasser von kaum verschmutzten Oberflächen bedeutet. Am Standort sind keine Altlas-

ten verzeichnet und es gibt eine Grundwasserschutzzone. Die Flächen in diesem Gebiet sind zum 

Großteil nicht versiegelt und es wäre ausreichend Platz für Versickerung vorhanden. Die geringe Ge-

ländeneigung liegt bei 9% und es besteht keine Gefährdung durch Hangrutschungen.   

In dieser Zone wird eine Umsetzung der  Regenwassermanagementmaßnahmen M1 bis M4 empfoh-

len, vor allem der Einbau von Zisternen oder Wassertanks, sodass Niederschlagswasser für die Rei-

nigung von Oberflächen oder Bewässerung verwendet und so Trinkwasser gespart werden kann. 

Wassertanks, für die Reinigung von Oberflächen oder Bewässerung mit Niederschlagswasser, um 
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Trinkwasser zu sparen. Die Gebiete mit Geschoßwohnbau und Reihenhaussiedlungen bieten Mög-

lichkeiten für Dachbegrünungen und auch Fassadenbegrünungen, da in diesem Bereich eine moder-

nere Bebauungsweise dem Gemeindegebiet entspricht. M4 ist vor allem im Bereich von Gehwegen 

und Abstellplätzen (Kategorie F2 Tab. 5) zu berücksichtigen. Der Einsatz von Versickerungsanlagen 

wird auch hier nicht empfohlen, gegebenenfalls sollten diese nur zur Retention von Niederschlags-

wasser und zur verzögerten Ableitung dienen.  

Maßnahmenprüfung Zone D Regenwassermanagementmaßnahmen 

Parameter Standort M1 M2 M3 M4 M5 

Bestehendes Siedlungsentwässerungssystem Ja 1 1 1 1 1 

Entwässernde Flächen 
(ÖWAV-RB 35 / 45) 

F2 1 1 1 1 1 

Altlasten Nein 1 1 1 1 1 

Schutz-/Schonzone 
(Erdbewegungen bis zu einer max. Tiefe  
von 6 m) 

Ja 1 1 1 1 1 

Bodenart 
Typischer Gley 
Pseudo Gley 

1 1 1 1 0 

Durchlässigkeit des Bodens 
geringe Durch-

lässigkeit 
1 1 1 1 0 

Geländeneigung 9% 1 1 1 1 1 

Hangrutschungsgefährdung Nein 1 1 1 1 1 

Ausreichend Freiflächen für Versickerung Ja 1 1 1 1 0 

Mögliche Bewirtschaftungsmaßnahme Ja Ja Ja Ja Nein 

M1…Zisterne/Wassertank 
M2…Dachbegrünung 
M3…Fassadenbegrünung  
M4…Entsiegelung 
M5…Versickerungsanlage  

Tab. 22 Maßnahmenprüfung Zone D – Einfamilienhausgebiet im Nahbereich zu Kerngebiet (Quelle: BMNT 2014: online, 
eigene Darstellung) 

Zone D – Einfamilienhausgebiet im Nahbereich zu Kerngebiet ähnelt stark der Zone C, wie in Tab. 21 

dargestellt, denn es ist ein bestehendes Entwässerungssystem vorhanden, die zu entwässernden 

Flächen sind wenig verunreinigt, es sind keine Altlasten vorhanden und die Grundwasserschutzzone 

zu beachten. Im Bereich von Einfamilienhausgebieten bieten vor allem Parkplätze und Gehwege ein 

großes Potential für Entsiegelungsmaßnahmen.  Die Geländeneigung ist in Zone D mit 9% gleich der 

anderen, es besteht jedoch keine Gefährdung durch Hangrutschung. Der Einsatz von Versickerungs-

anlagen wird auch hier trotz der Grünflächen nicht empfohlen, wenn eingesetzt, sollten diese nur zur 

Retention von Niederschlagswasser und zur verzögerten Ableitung dienen.   

Es ist in diesem Gebiet ein Einsatz der Maßnahmen M1 bis M4 zu empfehlen, besonders die potenzi-

elle Entsiegelung von Pkw-Abstellflächen und Gehwegen ist auszunützen. Der Einbau von Zisternen 

ist im privaten Bereich aufgrund der Förderlandschaft und des Einsparungspotentials von Trinkwasser 

besonders zu empfehlen.  

Aufgrund der aktuellen Siedlungstätigkeit, vor allem durch die Umsetzung von Einfamilienhäusern, ist 

die Gemeinde dazu angehalten, nicht noch mehr Grünflächen in Bauland umzuwidmen, sondern das 
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derzeit zur Verfügung stehende Bauland effizient zu nützen. Vor allem weitere Überbauung von Bo-

den und dadurch Änderung des natürlichen Abflussverhaltens ist zu verhindern. 

Potentialanalyse Zone E Regenwassermanagementmaßnahmen 

Allgemein Standort M1 M2 M3 M4 M5 

Bestehendes Siedlungsentwässerungssystem Ja 1 1 1 1 1 

Entwässernde Flächen 
(ÖWAV-RB 35 / 45) 

F1 1 1 1 1 1 

Altlasten Nein 1 1 1 1 1 

Schutz-/Schonzone 
(Erdbewegungen bis zu einer max. Tiefe  
von 6 m) 

Ja 1 1 1 1 1 

Bodenart 
Typischer Gley 
Pseudo Gley 

1 1 1 1 0 

Durchlässigkeit des Bodens 
geringe Durch-

lässigkeit 
1 1 1 1 0 

Geländeneigung 9% 1 1 1 1 1 

Hangrutschungsgefährdung Nein 1 1 1 1 1 

Ausreichend Freiflächen für Versickerung Ja 1 1 1 1 1 

Mögliche Bewirtschaftungsmaßnahme Ja Ja Ja Ja Nein 

M1…Zisterne/Wassertank 
M2…Dachbegrünung 
M3…Fassadenbegrünung  
M4…Entsiegelung 
M5…Versickerungsanlage  

Tab. 23 Maßnahmenprüfung Zone E – Einfamilienhausgebiet am Siedlungsrand (Quelle: BMNT 2014: online, eigene 
Darstellung) 

Die Maßnahmenprüfung für Zone E – Einfamilienhausgebiet am Siedlungsrand ist jener der Zone D 

sehr ähnlich. Im Bereich des Siedlungsrands sind zwar mehr Frei- und Grünflächen zur Verfügung, 

jedoch wird der Einsatz von Versickerungsanlagen auch hier nicht empfohlen, gegebenenfalls sollten 

diese nur zur Retention von Niederschlagswasser und zur verzögerten Ableitung dienen.   

Die Maßnahmen M1 bis M4 sind zu empfehlen und besonders die potenzielle Entsiegelung von Pkw-

Abstellflächen und Gehwegen ist auszunützen. Begrünte Dächer und Fassadenbegrünungen können 

zur Minimierung des Abflusses beitragen und das Mikroklima verbessern. Der Einbau von Zisternen ist 

auch hier im privaten Bereich aufgrund der Förderlandschaft und des Einsparungspotentials von 

Trinkwasser besonders zu empfehlen.  

Es wurde bereits bei der Analyse von Zone D erläutert, dass aufgrund der aktuellen Bauform das Ein-

familienhaus in den Vordergrund gerückt ist. Die Überbauung von Böden und Änderung des Abfluss-

verhaltens sollte stark reduziert werden, um auch die Aufschließungskosten für Versorgungs- und 

Entsorgungsstruktur gering zu halten. Auch im Neubaubereich kann der Einsatz von Regenwasser-

managementmaßnahmen dazu beitragen, dass Kanaldimensionen geringer gehalten werden können.   
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Potentialanalyse Zone F Regenwassermanagementmaßnahmen 

Allgemein Standort M1 M2 M3 M4 M5 

Bestehendes Siedlungsentwässerungssystem Ja 1 1 1 1 1 

Entwässernde Flächen 
(ÖWAV-RB 35 / 45) 

F2 1 1 1 1 1 

Altlasten Nein 1 1 1 1 1 

Schutz-/Schonzone 
(Erdbewegungen bis zu einer max. Tiefe  
von 6 m) 

Ja 1 1 1 1 1 

Bodenart 
Typischer Gley 
Pseudo Gley 

1 1 1 1 0 

Durchlässigkeit des Bodens 
geringe Durchläs-

sigkeit 
1 1 1 1 0 

Geländeneigung 9% 1 1 1 1 1 

Hangrutschungsgefährdung Nein 1 1 1 1 1 

Ausreichend Freiflächen für Versickerung Ja 1 1 1 1 0 

Mögliche Bewirtschaftungsmaßnahme Ja Ja Ja Ja Nein 

M1…Zisterne/Wassertank 
M2…Dachbegrünung 
M3…Fassadenbegrünung  
M4…Entsiegelung 
M5…Versickerungsanlage  

Tab. 24 Maßnahmenprüfung Zone F – Sonderstruktur Thermen- und Tourismuszone (Quelle: BMNT 2014: online, eige-
ne Darstellung) 

Zone F – Sonderstruktur Thermen- und Tourismuszone stellt ein besonderes Gebiet dar, denn hier ist 

vor allem auf die Erholungsfunktion und den Gestaltungscharakter  großer Wert zu legen. Die allge-

meinen Randbedingungen sind jedoch denen der anderen Zonen sehr ähnlich und so sind auch in 

diesem Bereich die Regenwassermanagementmaßnahmen M1 bis M4 zu empfehlen. Aufgrund des 

hohen Gestaltungsanspruches in diesem Gebiet ist vor allem mit Begrünungsmaßnahmen ein wohltu-

endes Mikroklima zu schaffen. Die Entwässerung von Dachflächen könnte durch lineare Züge in die 

gärtnerische Gestaltung eingepasst werden. Der Einsatz von Versickerungsanlagen wird auch hier 

trotz der Grünflächen nicht empfohlen, diese sollten höchstens zur Retention von Niederschlagswas-

ser und zur verzögerten Ableitung dienen. 

In der obigen Analyse wurden Möglichkeiten dafür diskutiert, Maßnahmen des Regenwassermanage-

ments dahingehend umzusetzen, dass diese in ein bestehendes Versorgungs- und Entsorgungssys-

tem eingebunden werden können. Zur Wirkung sollen die Maßnahmen bei Sanierungs- und auch 

Neubauprojekten im Siedlungsbereich kommen, da diese als Verordnung durch den Bebauungsplan 

bei der Planung berücksichtigt werden müssten. Eine frühzeitige Umsetzung von Maßnahmen wird 

durch die Förderanreize des Landes Burgenlandes sowie auch der Gemeinde Bad Tatzmannsdorf 

vorangetrieben, jedoch müssen sich den Bau in Auftrag gebende Personen dazu freiwillig entschei-

den. 

In der Plandarstellung (siehe Plan im Anhang 1)  werden die Regenwassermanagementmaßnahmen 

in den jeweiligen Zonenbeschreibungen genauer definiert und auch mit Bestimmungen des Bebau-

ungsplans verknüpft.  
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6.3 Maßnahmenpakete 

Aufgrund der zahlreichen Möglichkeiten und Mischformen beim Einsatz von Regenwassermanage-

mentmaßnahmen wurden von Grimm (vgl. Grimm 2010b, 82-91) Beispiele für Objekttypen ausgear-

beitet. In den Beispielen wird erläutert, wie der Abflussbeiwert verringert werden kann und so weniger 

Niederschlagswasser entsorgt werden müssen. Ausschlaggebend für den Einsatz von Maßnahmen 

sind die vorgegebenen Rahmenbedingungen einzelner Objekte und Gebiete. Es wird anhand von drei 

Objektbeispielen (Einfamilienhaus, Geschoßwohnbau, Gewerbe) verdeutlicht, dass die Umsetzung 

von Regenwassermanagementmaßnahmen nicht an der Durchlässigkeit des Bodens oder geringem 

Grünflächenanteil scheitern muss (vgl. Grimm 2010b, 82). Die Kosten werden in diesen Beispielen 

nachrangig behandelt, da die Priorität auf den unterschiedlichen Umsetzungsmöglichkeiten liegt.  

6.3.1  Einfamilienhaus  

In Tab. 25 wird das Vergleichsbeispiel Einfamilienhauses dargestellt. Die Eingangswerte sind darge-

stellt, welche durch Regenwassermanagementmaßnahmen verbessert werden sollen. 

Flächenaufstellung m² Oberflächen Abflussbeiwert  Gewichtete Fläche 

1 – 2 geschoßige  

Bebauung 
100 m² 

Kiesdach 

100 m² 
0,7 70 m² 

Zugangsweg 10 m² Plattenbelag 10 m² 0,75 7,5 m² 

Zufahrt 50 m² Asphalt 50 m² 0,9 45 m² 

Terrasse 20 m² Plattenbelag 20 m² 0,75 15 m² 

Pool 15 m² Wasser 15 m² 1 15 m² 

Grünfläche 400 m² - - - 

Gesamtfläche 

595 m² 

Versiegelte Fläche gesamt   

195 m² 

Durchschnitt 

0,8 
Gewichtete Fläche gesamt  

152,5 m² 

Tab. 25 Werte Einfamilienhaus ohne Regenwassermanagementmaßnahmen (Grimm 2010b, 86; ATV-DVWK-Arbeitsblatt 
2005, 21, eigene Darstellung) 
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In folgender Tab. 26 werden Werte dargestellt, nachdem dem Objekt eine Dachbegrünung hinzuge-

fügt wurde, die umliegenden Gehwege und weitere Oberflächenbeläge verändert und die Abflussbei-

werte (ATV-DVWK-Arbeitsblatt 2005, 21) angepasst wurden.  

Flächenaufstellung m² Oberflächen Abflussbeiwert  Gewichtete Fläche 

1 – 2 geschoßige  

Bebauung 
100 m² begrüntes Dach 100 m² 0,3 30 m² 

Zugangsweg 10 m² Kies 10 m² 0,3 3 m² 

Zufahrt 50 m² Rasengittersteine 50 m² 0,15 7,5 m² 

Terrasse 20 m² Sickerstein 20 m² 0,25 5 m² 

Pool 15 m² Wasser 15 m² 1 15 m² 

Grünfläche 400 m² - - - 

Gesamtfläche 

595 m² 

Versiegelte Fläche gesamt   

195 m² 

Durchschnitt 

0,4 
Gewichtete Fläche gesamt 

60,5 m² 

Tab. 26 Werte Einfamilienhaus mit Regenwassermanagementmaßnahmen (Grimm 2010b, 86; ATV-DVWK-Arbeitsblatt 
2005, 21, eigene Darstellung) 

 
Abb. 64 Visualisierung Maßnahmenpaket bei einem Einfamilienhaus (eigene Darstellung) 

Der Einsatz von Rasengitter- und Sickersteinen sowie eines begrünten Dachs bewirkten eine Verklei-

nerung der gewichteten Fläche von 152,5 m² auf 60,5 m². Es konnten durch die Änderung der Ober-

flächenbeschaffenheit 92 m² an versiegelter Fläche eingespart werden. Der Abflussbeiwert des Pools 

wird als 1 angenommen, da das überlaufende Wasser in den Kanal eingeleitet wird.  
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6.3.2 Geschoßwohnbau 

In Tab. 27 werden Werte eines Geschoßwohnbauobjekts dargestellt, nämlich die Eingangswerte, wel-

che durch Regenwassermanagementmaßnahmen verbessert werden sollen.  

Flächenaufstellung m² Oberflächen Abflussbeiwert  Gewichtete Fläche 

5 - geschoßige  
Bebauung 

1.600 m² Kiesdach 1.600 m² 0,7 1.120 m² 

Zugangsweg und  
Eingangsbereich 

600 m² Asphalt 600 m² 0,9 540 m² 

Zufahrt 50 m² Asphalt 50 m² 0,9 45 m² 

Innenhof 600 m² Plattenbelag 600 m² 0,5 300 m² 

Grünfläche 3.000 m² - - - 

Gesamtfläche 
5.850 m² 

Versiegelte Fläche gesamt   
2.850 m² 

Durchschnitt 
0,75 

Gewichtete Fläche gesamt  
2.005 m² 

Tab. 27 Werte Geschoßwohnbau ohne Regenwassermanagementmaßnahmen (Grimm 2010b, 89; ATV-DVWK-
Arbeitsblatt 2005, 21, eigene Darstellung) 

In Tab. 28 werden Werte veranschaulicht, nachdem die Oberflächen rund um das Objekt verbessert, 

der Eingangsbereich und weitere Oberflächenbeläge verändert und die Abflussbeiwerte (ATV-DVWK-

Arbeitsblatt 2005, 21) angepasst wurden.  

Flächenaufstellung m² Oberflächen Abflussbeiwert  Gewichtete Fläche 

5 – geschoßige  
Bebauung 

1.600 m² Kiesdach 1.600 m² 0,7 1.120 m² 

Zugangsweg und  
Eingangsbereich 

600 m² Sickersteine 600 m² 0,25 150 m² 

Zufahrt 50 m² Asphalt 50 m² 0,9 45 m² 

Innenhof 600 m² Kies 600 m² 0,3 180 m² 

Grünfläche 3.000 m² - - - 

Gesamtfläche 
5.850 m² 

Versiegelte Fläche gesamt  
2.850 m² 

Durchschnitt 
0,54 

Gewichtete Fläche gesamt  
1.495 m² 

Tab. 28 Werte Geschoßwohnbau mit Regenwassermanagementmaßnahmen (Grimm 2010b, 89; ATV-DVWK-Arbeitsblatt 
2005, 21, eigene Darstellung)  
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Abb. 65 Visualisierung Maßnahmenpaket bei einem Geschoßwohnbau (eigene Darstellung) 

Der Einsatz von Sickersteinen und Kies bewirkt eine Reduktion der gewichteten Fläche von 2.850 m² 

auf 1.495 m². Es konnten durch die Änderung der Oberflächenbeschaffenheit 1.355 m² an versiegelter 

Fläche eingespart werden.  

6.3.3 Gewerbe  

In Tab.29 werden die Eingangswerte des Vergleichsbeispiels Gewerbeobjekt dargestellt, welche durch 

Regenwassermanagementmaßnahmen verbessert werden sollen. 

Flächenaufstellung m² Oberflächen Abflussbeiwert  Gewichtete Fläche 

1 – geschoßige  
Bebauung 

1.000 m² 
Kiesdach 
1.000 m² 

0,7 700 m² 

Verkehrsfläche 2.000 m² 
Asphalt 

2.000 m² 
0,9 1.800 m² 

Grünfläche 500 m² - - - 

Gesamtfläche 
3.500 m² 

Versiegelte Fläche gesamt  
3.000 m² 

Durchschnitt 
0,8 

Gewichtete Fläche gesamt  
2.500 m² 

Tab. 29 Werte Gewerbeobjekt ohne Regenwassermanagementmaßnahmen (Grimm 2010b, 84; ATV-DVWK-Arbeitsblatt 
2005, 21, eigene Darstellung) 

In folgender Tab. 30 sind die Werte ersichtlich, nachdem die Oberflächen vom Objekt und die umlie-

genden Verkehrsflächen verändert und die Abflussbeiwerte (ATV-DVWK-Arbeitsblatt 2005, 21) ange-

passt wurden.   

Flächenaufstellung m² Oberflächen Abflussbeiwert  Gewichtete Fläche 

1 – geschoßige  

Bebauung 
1.000 m² 

extensives Gründach 

1.000 m² 
0,3 300 m² 
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Verkehrsfläche 2.000 m² 

Stellplätze   

Rasengitter 500 m² 

 

Ladezone 

Fugenpflaster 500 m² 

 

Rangierflächen 

Asphalt 1.000 m² 

0,15 

 

 

0,5 

 

 

0,9 

75 m² 

 

 

250 m² 

 

 

900 m² 

Grünfläche 500 m² - - - 

Gesamtfläche 

3.500 m² 

Versiegelte Fläche gesamt   

3.000 m² 

Durchschnitt 

0,46 
Gewichtete Fläche gesamt  

1.525 m² 

Tab. 30 Werte Gewerbeobjekt mit Regenwassermanagementmaßnahmen (Grimm 2010b, 84; ATV-DVWK-Arbeitsblatt 
2005, 21, eigene Darstellung) 

 

 

Abb. 66 Visualisierung Maßnahmenpaket bei einem Gewerbeobjekt (eigene Darstellung) 

Der Einsatz von Rasengitter und Fugenpflaster sowie eines Gründachs bewirkte eine Veränderung 

der gewichteten Fläche von 2.500 m² auf 1.525 m². Es konnten durch die Änderung der Oberflächen-

beschaffenheit 975 m² an versiegelter Fläche eingespart werden.  
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7 Diskussion und Ausblick 

Der abschließende Teil der Arbeit stellt nun die Erkenntnisse dar, welche Im Zuge der Recherche und 

Erarbeitung gewonnen wurden. Die Ergebnisse aus dem Laborraum werden zusammengefasst und 

analysiert. Im weiteren Schritt werden die Forschungsfragen, welche anfangs definiert wurden, geprüft 

und die Grenzen sowie auch Einschränkungen der Arbeit diskutiert. Die Schlussfolgerungen und Emp-

fehlungen  stellen den abschließenden Teil der Arbeit dar.  

7.1 Diskussion der Ergebnisse 

Die Erarbeitung passender Regenwassermanagementmaßnahmen, die in den Bebauungsplan inte-

griert werden können, verlangte im Voraus eine präzise Grundlagenanalyse der Thematik. Es stellte 

sich im Laufe der Recherche heraus, dass die Themenstellung umfassend ist und verschiedenste 

Bereiche berücksichtigt werden müssen. Aspekte wie Klimawandel, Siedlungsentwicklung und Sied-

lungswasserwirtschaft, Naturraum, formelle rechtliche Vorgaben und die Möglichkeiten des Einsatzes 

von Regenwassermanagementmaßnahmen bilden ein komplexes System, welches Schritt für Schritt 

erarbeitet werden musste.   

Vester (vgl. Vester 1986) versucht, die verspätete Reaktion auf den Klimawandel und die damit ver-

bundenen wahrnehmbaren Auswirkungen auf die Umwelt, die Veränderungen des Wasserhaushalts 

im Boden sowie auch den Raubbau an der endlichen Ressource Boden zu erklären. Die Veränderun-

gen durch den Klimawandel sind in ein komplexes System eingebettet. Aufgrund des vorherrschenden 

simplen Ursache-Wirkung-Denkens in der Planung ist mit komplexen Systemen nur schwer umzuge-

hen.  

Die Erläuterungen in der Problemstellung sollten verdeutlichen, dass das Thema Regenwasserma-

nagement in der Bearbeitung eine Querschnittsmaterie ist und vor allem auch die Ressource Boden 

berücksichtigt werden muss. Die am Beginn vertiefende Beschäftigung mit dem Thema Klimawandel 

und dessen Auswirkungen sowie die Erläuterungen zur Notwendigkeit der Verdichtung in Siedlungs-

räumen sollten verdeutlichen, dass Bedarf an alternativer Niederschlagswasserbewirtschaftung da ist.  

Bei der Analyse der rechtlichen und theoretischen Grundlagen wurde vorerst der Blick auf das gesam-

te System, dann der Fokus auf den Laborraum gerichtet.  Dies war für die Erarbeitung der Maßnah-

men notwendig, nur so ist die Komplexität zu verstehen und eine sinnvolle Anwendung im Laborraum 

der Gemeinde Bad Tatzmannsdorf zu ermöglichen. Die Tatsache, dass es für die Siedlungsflächen im 

Gemeindegebiet keinen Bebauungsplan gibt, erforderte zunächst die Erstellung eines Entwurfs für ein 

Gestaltungskonzept sowie eines Bebauungsplans auf Grundlage der Bebauungsrichtlinien, welche 

von der Gemeinde im Juli  2018 neu verordnet wurden. Nach der Erstellung des Entwurfs von Sied-

lungszonen, in dem auch Themen der  Grundlagenforschung des Laborraums berücksichtigt wurden, 

folgte die Potentialanalyse  in Hinblick auf die Integration von Maßnahmen des Regenwassermana-

gements.  
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Der folglich entworfene Bebauungsplan mit den integrierten Maßnahmen des Regenwassermanage-

ments hätte bei einer Umsetzung eine zeitlich versetzte Wirkung, denn als Verordnung stellt er ledig-

lich die Grundlage von und Rahmenbedingungen für Bauprojekte dar.  

Die für den Bebauungsplan konkret entworfenen und formulierten Maßnahmen des Regenwasserma-

nagements, die im dichter bebauten Gebiet der Zonen A bis C eingesetzt werden können, sind primär 

(siehe auch Plan Anhang 1): 

 das Entsiegeln von befestigten Flächen auf das unbedingt erforderliche Maß; 

 die Verwendung von Rasenpflaster- und Rasengittersteinen zur Befestigung von Flächen mit 

einem Abflussbeiwert von mind. 0,7; 

 eine nachträglich integrierte Fassadenbegrünung;  

 der Einbau von Regenwasserzisternen;  

 
Abb. 67 Zonenbeschreibung A bis C mit integrierten Regenwassermanagementmaßnamen (eigene Darstellung, siehe 
Plan Anhang 1) 

In dünn besiedelten Gebieten der Zonen E bis F, welche vor allem durch Einfamilienhaussiedlungen 

und Freiflächen geprägt sind, besteht ein großes Potential zur Nachverdichtung sowie auch die Mög-

lichkeit, weitere Regenwassermanagementmaßnahmen umzusetzen, wie beispielsweise:  
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 die Integration von Brauch- und Nutzwasserkreisläufen in privaten Haushalten;  

 der Einbau von Regenwasserzisternen; 

 die Verwendung von Rasenpflaster- und Rasengittersteinen zur Befestigung von Flächen mit 

einem Abflussbeiwert von mind. 0,7 

 der Einbau von Versickerungsanlagen, welche jedoch nicht als Hauptentwässerungssystem 

eingesetzt werden; 

 
Abb. 68 Zonenbeschreibung D bis F mit integrierten Regenwassermanagementmaßnamen (eigene Darstellung, siehe 
Plan Anhang 1) 

Vor allem das im Flächenwidmungsplan als Bauland-Aufschließungsgebiet gewidmete Gebiet bietet 

die Chance und Möglichkeit des Einsatzes eines zentralen Konzepts für eine Regenwasserbewirt-

schaftungsanlage. Einem Ausbau des bestehenden Infrastruktursystems zur Siedlungsentwässerung 

kann hier durch ein modifiziertes Entwässerungssystem eine Alternative geboten werden. 

Sieker (vgl. Sieker et. al 1996, 67) hat festgestellt und kritisiert, dass sich die Integration von Maß-

nahmen des Regenwassermanagements von der konventionellen Vorgehensweise der Siedlungsent-

wässerung unterscheidet. Es ist eine intensivere und umfassendere Grundlagenermittlung durchzu-

führen und die unterschiedlichen Rahmenbedingungen sind gegeneinander abzuwägen und effizient 

einzusetzen. Bei einer intensiven Grundlagenerhebung darf nicht gespart werden, da dieser Mehrauf-

wand schlussendlich mehr Einsparpotential hervorbringt und zwar, dass große Bausummen für die 

Umsetzung  klassischer  Entwässerungsinfrastruktur (Leitungen, Pumpwerke, etc.) eingespart werden 

können. Je günstiger die vorhandenen Bodenverhältnisse für eine naturnahe Entwässerung sind, des-

to mehr Kosten können eingespart werden. Konventionelle, hydraulisch gleichwertige Lösungsansätze 
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sind trotz geringerer Bodendurchlässigkeit kostenintensiver als eine vernetzte naturnahe Regenwas-

serbewirtschaftung (vgl. Sieker et. al 1996, 67).  

Die Integration des Regenwassermanagements ist wie von Grimm (vgl. Grimm 2010b, 77) erläutert 

derzeit eine Fortsetzung der Entsorgungsstrategie. Die Inszenierung und Gestaltung mit Nieder-

schlagswasser und die Sichtbarmachung der Fließwege werden kaum durchgeführt. Bei der Gestal-

tung mit Regenwassermanagementmaßnahmen ist noch einiges an Potenzial vorhanden. Vor allem 

bei Sanierungsprojekten muss das Thema Regenwasser primär als Planungsgedanke eingebracht 

werden (vgl. Grimm 2010b, 77).  

Die Realisierung von Regenwassermanagementmaßnahmen gestaltet sich in Bestandsgebieten 

schwieriger als in Neubaugebieten, da die Umsetzung von der Bereitschaft der BauherrInnen und 

BewohnerInnen abhängig ist.  Die nachträgliche Verordnung durch Behörden ist  in vielen Bereichen 

ebenso schwierig, daher ist primär die Umsetzungsbereitschaft durch Anreizsysteme zu fördern.  

Von Grimm (vgl. Grimm 2010b, 77) wurde die Auffassung bestätigt, dass Behörden bei Planungen von 

Siedlungsprojekten einen Variantenvergleich zwischen konventioneller Entwässerung und integrati-

vem Regenwassermanagement fordern müssen, um die Kosten bzw. Ersparnisse des Regenwasser-

managements aufzeigen zu können (vgl. Grimm 2010b, 77).  
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7.2 Prüfung der Forschungsfragen 

Zu Beginn der Arbeit wurde eine Hypothese aufgestellt und drei Forschungsfragen dienten als Leitlinie 

und Anhaltspunkt für die Bearbeitung des Themas Regenwassermanagement. Die erste Forschungs-

frage beschäftigte sich mit der rechtlichen Situation in Österreich zur Thematik Regenwasserma-

nagement und lautet: Welche formellen und informellen Instrumente gibt es zum Thema Regenwas-

sermanagement?   

Für die Beantwortung dieser Frage wurde in einem ersten Schritt die Ebene der EU und deren Vorga-

ben betrachtet, welche in Österreich umgesetzt werden müssen. Der Begriff Regenwassermanage-

ment findet auf Bundesebene wenig Beachtung, da es ein sehr spezifischer Begriff ist, welcher in die-

sem Wortlaut dieser Form nicht genannt wird. Es sind vor allem die großen Leitziele 11 und 13 der 

Österreichischen Nachhaltigkeitsstrategie, in denen die Schutzgüter Boden und Wasser berücksichtigt 

werden. Der Begriff Regenwassermanagement kann hier untergeordnet werden und als Bestandteil 

der Österreichischen Nachhaltigkeitsstrategie zählen. Für die Umsetzung von Regenwassermanage-

mentmaßnahmen und deren Implementierung in den Bebauungsplan gibt es auf übergeordneter Ebe-

ne wenig zu berücksichtigen.  Vor allem die formellen Bestimmungen der Bundesländer durch Raum-

ordnungsprogramme bzw. Raumordnungsgesetze, Flächenwidmungspläne, Bauordnungen und Bau-

technikgesetze, Kanalanschlussgesetze sowie auch informelle Broschüren zur Niederschlagswasser-

behandlung sind für die Bebauungsplanung von Bedeutung. Große Handlungsmöglichkeiten haben 

Gemeinden, da sie in ihrem eigenen Wirkungsbereich verwalten und planen, weswegen an dieser 

Stelle das größte Potential zur Umsetzung von Regenwassermanagementmaßnahmen vorhanden ist.  

Die Aufarbeitung der formellen und informellen Bestimmungen diente als richtungsweisende Grundla-

ge für die weitere Bearbeitung des Themas Regenwassermanagement.      

Die zweite Forschungsfrage  beschäftigte sich mit den zahlreichen Möglichkeiten zur Verwendung von 

Niederschlagswässern bzw. einer integrierten Regenwasserbewirtschaftung und deren Integration in 

ein bereits bestehendes Siedlungsgebiet.  Zu der Beantwortung dieser Frage wurden die unterschied-

lichsten Maßnahmen des Regenwassermanagements zusammengetragen, um die Bandbreite an 

Möglichkeiten aufzuzeigen. Die Best-Practice-Beispiele zeigen den effizienten Einsatz technischer 

Maßnahmen, weiters zeigt aber auch der UHI-Strategieplan Wiens mögliche Maßnahmen zum Thema 

Regenwassermanagement. Dieser Vergleich sollte zeigen, wie aktuell die Thematik ist und welche 

Möglichkeiten es gibt. 

Der am intensivsten bearbeitete Abschnitt der Arbeit beschäftigt sich mit  Forschungsfrage drei, wel-

che die Möglichkeiten der Durchführung und Umsetzbarkeit in Frage stellt. In diesem Bearbeitungs-

schritt wurde versucht, die zuvor erarbeiteten Rahmenbedingungen und Regenwassermanagement-

maßnahmen am Beispiel eines konkreten Forschungslabors in den Bebauungsplan zu integrieren.  

Die Gemeinde Bad Tatzmannsdorf wurde aufgrund des Projekts ÖKS15, der Trockenperiode 2017 

sowie auch der Eigeninitiative der Gemeinde und der positiven Einstellung zur Regenwassernutzung 

ausgewählt. Die zuvor erarbeiteten rechtlichen Rahmenbedingungen, eine umfassende Grundlagen-
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forschung, Interviews und Begehungen bewirkten in einem ersten Schritt die Einteilung der Gemeinde 

in Siedlungszonen. Jede Siedlungszone wurde einer Potentialanalyse unterzogen, um ermitteln zu 

können, welche Regenwassermanagementmaßnahme sinnvoll ist.   

Aus dieser Überschneidung von Siedungszonen und Regenwassermanagementmaßnahmen entstand 

der Entwurf für einen Bebauungsplan der Gemeinde Bad Tatzmannsdorf (siehe Plan Anhang 1).  

Die daraus gewonnenen Erkenntnisse und Ergebnisse wurde zusammengetragen und Empfehlungen 

abgeleitet.  

Die anfangs aufgestellt Hypothese, dass Siedlungsräume durch Regenwassermanagement an die 

Folgen des Klimawandels angepasst werden können, kann somit bestätigt werden. Zuständig sind im 

Besonderen die Gemeinden, welche bei Planungsvorhaben vor allem die Siedlungswasserwirtschaft 

und damit auch die dezentrale  Regenwasserbewirtschaftung von Beginn an in ihren Planungen be-

rücksichtigen müssen. 
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7.3 Einschränkung und Grenzen  

Die Bearbeitung des Themas Regenwassermanagement hat die große Komplexität des Begriffs auf-

gezeigt ebenso wie die diversen Möglichkeiten an  Maßnahmen. In der Arbeit wurde anhand von Best-

Practice Beispielen sowie der Umsetzung im Bebauungsplan gezeigt, welche Einsatzmöglichkeiten es 

für Regenwassermanagementmaßnahmen gibt. Doch es ist klarzustellen, dass die Schutzgüter Boden 

und Wasser ein komplexes System sind und die gemeinsame Anwendung im Regenwassermanage-

ment  sehr viel Vorarbeit und Analyse der Rahmenbedingungen verlangt.  

Die derzeitige Planungskultur sieht eine hierarchische Abfolge von Planungs-, Genehmigungs- und 

Durchführungsschritten vor, welche den Einsatz von alternativen Siedlungsentwässerungen ermög-

licht, jedoch nicht fördert. Die Abteilungen der Siedlungswasserwirtschaft in den Bundesländern sind 

verantwortlich für die Prüfung und Kontrolle von Siedlungswasserwirtschaftlichen Projekten. Hier wird 

wiederum bestätigt, dass die Initiative bei Gemeinden und PlanerInnen liegt, Regenwassermanage-

mentmaßnahmen in Projekte zu integrieren.  Die rechtlichen Rahmenbedingungen sind gegeben und 

ermöglichen die Verwendung von Alternativen in der Siedlungsentwässerung.  

Die derzeit primär angestrebte und eingesetzte Methode von Siedlungsentwässerung sieht eine voll-

ständige Ableitung der Niederschlagswässer aus dem Siedlungsgebiet vor, wodurch ein hoher Ent-

wässerungskomfort gegeben ist. Der Einsatz von Regenwassermanagementmaßnahmen würde ein 

neues System der Entwässerung bringen, wodurch Niederschlagswasser nicht in den Kanal abgeleitet 

wird, sondern im Siedlungsraum alternative verwendet, verdunstet oder abgeleitet wird. Der öffentliche 

Grünraum könnte so neu gestaltet und auch gesichert werden. Bei zentralen und linearen Systemen 

werden ExpertenInnen und PlanerInnen, welche sich mit Regenwassermanagement beschäftigen, in 

vielen Fällen vor das Problem der Verfügbarkeit von Flächen gestellt. Vor allem für zentrale Versicke-

rungsanlagen werden größere Flächen benötigt, welche oft nicht verfügbar sind. Grund dafür sind 

hauptsächlich Eigentumsverhältnisse und damit verbundene Kosten, welche einer effizienten Planung 

von Projekten der Siedlungswasserwirtschaft entgegenstehen. 

In der vorliegenden Arbeit wurde das Augenmerk auf die Möglichkeiten des punktuellen Einsatzes von 

Maßnahmen gesetzt, um zu zeigen, dass bei jedem einzelnen Objekt die Integration von Regenwas-

sermanagement möglich ist. Die Herausforderung im untersuchten Laborraum waren vor allem die 

Abgrenzung des Gebiets, die Einarbeitung der Bebauungsrichtlinien und die Zusammenführung in 

einem gemeinsamen Plandokument. Die Komplexität der Aufgabe und der damit verbundenen The-

men stellten eine große Herausforderung dar.  

Sieker (vgl. Sieker et. al 1996, 67) hat bereits angeführt, dass sich Regenwassermanagement von der 

konventionellen Siedlungsentwässerung unterscheidet, denn es ist eine weitaus umfassendere 

Grundlagenermittlung durchzuführen und die unterschiedlichen Rahmenbedingungen sind gegenei-

nander abzuwägen und effizient einzusetzen. In der Planung werden oft einfachere und bereits be-

kannte Lösungen von Entwässerungsmaßnahmen eingesetzt, da unerwartete Mehrkosten und admi-

nistrative Hürden befürchtet werden. Die zu Anfangs erwähnte Komplexität des Themas, die zahlrei-
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chen zu beachtenden Normen und unübersichtlichen Vorschriften entmutigen Verantwortliche in der 

Praxis. Einfache und unkomplizierte Lösungen werden einem innovativen Einsatz von Maßnahmen 

oftmals vorgezogen und sind die Reaktion auf die vorherrschende Planungskultur. Des Weiteren muss 

diesem Punkt noch beigefügt werden, dass es auch seitens der Gesetzgebung und Behörden keine 

großen Bemühungen gibt, um an der vorherrschenden siedlungswasserwirtschaftlichen Planung und 

allgemeinen Baupraxis Grundlegendes zu ändern (vgl. Sieker et. al 1996, 67).  

Die größte Herausforderung dabei, in Bestandsgebieten Regenwassermanagementmaßnahmen zu 

integrieren, ist vor allem die Zustimmung der Bevölkerung und deren Bereitschaft zur Umsetzung. Hier 

sind vor allem Sachverständige, PlanerInnen, Gemeinden, aber auch die Bundesländer gefordert, 

Regenwassermanagement als Selbstverständlichkeit in der Planung zu integrieren.  
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7.4 Empfehlungen und Ausblick 

Die Österreichische Nachhaltigkeitsstrategie, welche im Jahr 2002 von der Bunderegierung beschlos-

sen wurde, fordert gemäß dem Leitziel 11 den Schutz der Umweltmedien Wasser, Boden und Luft. 

Die Sicherung der Wasserressourcen und eine ausgeglichene Wasserbilanz sowie die Versorgungssi-

cherheit der Industrie, der Bevölkerung sowie auch der Landwirtschaft sollen weiterhin gegeben sein. 

Die unter dem Leitziel 13 mitaufgenommenen Leitlinien der verantwortungsvollen Raumnutzung und 

des nachhaltigen Umgangs mit der Ressource Boden sind Zustimmung der Politik zur Veränderung 

(vgl. BMLFUW 2002, online).  

Regenwassermanagement ist ein zentrales Element einer nachhaltigen und verantwortungsvollen 

Siedlungsentwicklung sowie auch Bodennutzung und kann einen Beitrag zur Erreichung der Ziele der 

Österreichischen Nachhaltigkeitsstrategie leisten. Grimm erwähnt in zahlreichen Berichten, dass es 

möglich ist, Regenwassermanagement im Bestand sowie auch bei Neubauprojekten zu integrieren 

und dass dies in der Praxis zum Regelfall werden muss (vgl. Grimm 2010b, 78). Die österreichische 

Siedlungswasserwirtschaft steht in den nächsten Jahren vor großen Herausforderungen, denn aktuell 

besteht ein Sanierungsbedarf bei 33% der Wasserleitungen und 15% der Kanäle. Aufgrund der not-

wendigen, jedoch geringen Sanierungsmaßnahmen könnte der Standard und der derzeitige Entwäs-

serungskomfort beeinträchtigt werden (vgl. ÖVGW et al. 2016, 1-2). 

Konventionelle Planungsverfahren müssen in eine vernetzte Projektentwicklung umgewandelt werden. 

Um in Bestandsgebieten erfolgreiche Überzeugungsarbeit für die Zustimmung der Bevölkerung leisten 

zu können, sind vor allem aussagekräftige Argumente und Beispiele von Gemeinde und PlanerInnen 

vorzubringen. Vor allem finanzielle Anreize durch Förderungen und Kosten-Nutzen-Analysen können 

bei der Informationsverbreitung ein ansprechender Aspekt sein. Da eine große Bandbreite an Regen-

wassermanagementmaßnahmen vorhanden ist, sollten bereitwillige Personen bei der Umsetzung von 

Projekten Unterstützung erhalten.  

Anhand der Ergebnisse und Erkenntnisse aus der Arbeit konnte die Bedeutung des Regenwasserma-

nagements ausgearbeitet werden. Es gibt jedoch noch großen Aufholbedarf bei der Umsetzung und 

Anwendung der Maßnahmen. Mit den bereits teilweise in den Bundesländern verordneten OIB-

Richtlinien wurde eine Grundlage für die vermehrte Verwendung von Regenwasser geschaffen. Je-

doch fehlt es in der Österreichischen Planungslandschaft an Grundlagen und detaillierten Planungs-

vorgaben. Landesregierungen, Gemeinen und PlanerInnen greifen hauptsächlich auf konventionelle 

Siedlungsentwässerungssysteme zurück, da die Anzahl an Beispielen und Erfahrungen hier gegeben 

ist und deutlich mehr Informationen zur Verfügung stehen. Bei der Umsetzung, von Regenwasserma-

nagementmaßnahmen, scheitert es derzeit vor allem daran, dass es wenig Best-Practise Beispiele 

gibt und die Sorge vor hohem bürokratischen Aufwand und ungeahnten Mehrkosten überwiegt.  

Es sind in einem ersten Schritt die Verantwortlichen der Länder und Gemeinden gefordert, übersichtli-

che Planungsgrundlagen für die Umsetzung von Regenwassermanagementmaßnahmen zu schaffen. 
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Folgende Empfehlungen für das zukünftige Arbeiten mit Regenwassermanagementmaßnahmen kön-

nen für die Verantwortlichen der Länder und Gemeinden gegeben werden: 

 

Abb. 69 Empfehlungen für die Umsetzung auf Ebene der Bundesländer (eigene Darstellung) 
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Das vorhandene Angebot an unbebautem Bauland, Brachflächen und 
Leerstandsobjekten muss vollständig aufgebraucht sein. Dies bedeutet einen 
Umwidmungsstopp für Gemeinden, bis Brachflächen und ungenützes Bauland  
genützt und bebauut sind.  

Die Raumansprüche für künftige Generationen müssen gesichert und Raum  für 
Entwicklungsmöglichkeiten erhalten werden (vgl. PLANALP 2018). 

Informationsveranstaltungen zur Sensibilisierung der Bevölkerung  bzgl. der 
Schutzgüter Boden und Wasser sind durchzuführen. Die Raumansprüchen der 
Einzelnen müssen hinter das Gemeinwohl rücken.  

PlanerInnen und Gemeinden müssen durch Informationsmaterial, Handbücher und 
Seminare näher an das Thema alternativer Umgangsmöglichkeiten mit 
Niederschlagswasser herangebracht werden.  

Die OIB-Richtlinien in allen Bundesländern durch die verschiedenen Gesetze 
(Baugesetz, Bauordnung, Bautechnikgesetz, ect.) verordnen und dadurch in diesem 
Bereich eine einheitliche Gestzesgrundlage schaffen.  

Auf Grundlage der OIB-Richtlinien sind Leitfäden für Gemeinden und PlanerInnen 
(vgl. Amt der Niederösterreichischen Landesregierung 2010) zu erstellen. Die 
Leitfäden sind als formelle Planungsgrundlage zu verwenden.   

Die Umsetzung von Regenwassermanagementmaßnahmen bei öffentlichen 
Gebäuden und Freiraumprojekten muss als Intention der Politik und öffentlichen 
Verwaltung verstärkt stattfinden. 

Die umgesetzten Projekte mit integrierten Regenwassermanagementmaßnahmen 
müssen als Best-Practise Beispiele plakativ und deutlich der Bevölkerung 
nahegebracht werden.  

Kosten-Nutzen-Analysen für einen deutlichen Vergleich von  konventionellen 
Entwässerungssystemen und alternativen Möglichkeiten des 
Regenwassermanagements.   

Anreizsysteme (Förderungen, Gebührenbefreiung, etc.) müssen geschaffen werden 
um der Bevölkerung die Regenwassernutzung für Haus und Garten attraktiver zu 
machen.  

Ein Entfall der Wohnbauförderung für den Bau von freistehenden 
Einfamilienhäusern muss eingeführt werden (vgl. PLANALP 2018). 
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Abb. 70 Empfehlungen für die Umsetzung von Regenwassermanagement auf Ebene der Gemeinden (eigene Darstel-
lung) 
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Durchführung einer aufwendigen Grundlagenforschung bei der Erstellung eines 
Bebauungsplans muss zur Grundvoraussetzung werden. Es soll dadurch eine effizientere 
Planung der Erschließungs- und Entsortgungsinfrastrukturen erreicht werden.    

Die beteiligten Fachrichtungen (Siedlungswasserwirtschaft, Verkehrsplanung, etc.) müssen 
von Beginn an bei der Erstellung des Bebauungsplans zusammenarbeiten und Prioritäten 
gemeinsam abstimmen.  

Interdisziplinäre Zusammenarbeit bei der Erstellung von Bebauungsplänen und auch 
Projekten muss forciert werden, zur Sicherung einer effizienten Flächenbeanspruchung (vgl. 
Grimm 2010b, 81). 

Es müssen höhere Dichten auf Baugrundstücken ermöglicht und gleichzeitig Größen von 
Grundstücken reduziert werden (vgl. PLANALP 2018).   

Die Verdichtung muss vor allem im Bereich von Zentren und Ortskerne stattfinden, wo 
öffentliche Einrichtungen und Versorgungsmöglichkeiten situiert sind (vgl. PLANALP 2018). 

Eine kompakte und effiziente Siedlungserwiterung muss vor einer Zersiedelung und 
ineffizienten Nutzung des Bodens immer priorisiert werden (vgl. PLANALP 2018). 

Eine Defizitanalyse des Infrastruktursystems in Bestandsgbieten muss im Zuge der 
Grundlagenforschung durchgeführt werden.  

Integration von Regenwassermanagementmaßnahmen in den Bebauungsplan, zur 
Sicherstellung der Umsetzung bei Siedlungsbauprojekten. 

Öffentliche Projekte als Best-Practise Beispiele aufzeigen. Durch Kosten-Nutze-Analysen 
den Vergleich mit konventionsellen Lösungen darstellen. 

Förderungen, Gebührenbefreiung etc. müssen als Anreize geschaffen werden um der 
Bevölkerung die Regenwassernutzung für Haus und Garten attraktiver zu machen.  

Regenwassermanagementmaßnahmen sollen bei der Sanierung und Ausweitung von 
Siedlungswasserbauprojekten die konventionellen Lösungen ersetzen.Kosten für die 
Sanierung von Kanalinfrastrukturen sollen durch Regenwassermanagementmaßnahmen 
gering gehalten werden. 

Das natürliche Abflussverhalten und der Wasserkreislauf müssen trotz Bebauung erhalten 
bleiben. Der Boden muss seiner natürlichen Funktion, der Reinigung und Speicherung von 
Wasser, nachkommen können.  

Auf Grundlage der OIB-Richtlinien haben Gemeinden Leitfäden für die Durchführung von 
Siedlungsbauprojekten und Integration von Regenwassermanagementmaßnahmen  zu 
erstellen. Die Leitfäden sind als formelle Planungsgrundlage zu verwenden. 

Erstellung eines Maßnahmenkatalogs geeigneter Regenwassermanagementmaßnahmen 
auf Grundlage der Bestandsanalyse.   

Integration von Regenwassermanagementmaßnahmen bei öffentlichen Gebäuden und 
Projekten. Miteinbeziehung der Bevölkerung durch Informations- und 
Partizipationsveranstaltungen. 
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Es bedarf an neuen Planungsschritten und möglicherweise auch an neuen Vorgängen und Instrumen-

ten, um die Erschließungsplanung und das Regenwassermanagement früher in den Planungsprozess 

implementieren zu können. Ein alternativer Umgang mit Regenwasser hat im Bestand und in Neupla-

nungsprojekten nur dann eine Chance, wenn ein interdisziplinärer Prozess stattfindet. Getrennte Pla-

nungsvorgänge verursachen einen Konkurrenzkampf und Ineffizienz bei der Flächenbeanspruchung. 

Interessensvertretungen müssen gemeinsam an einer Mehrfachnutzung des Raums arbeiten. Vor 

allem wegen Planungs- und Bautätigkeit im Bestand sind Rahmenbedingungen vorgegeben und stark 

eingeschränkt (vgl. Grimm 2010b, 81).  

Aufgrund der Komplexität des Themas und der zahlreichen Agierenden ist es von Vorteil, Regenwas-

sermanagement von Beginn an in die Erstellung des Bebauungsplans miteinzubeziehen. Eine recht-

zeitige Reaktion und Berücksichtigung aller Verfahrensschritte kann somit gefördert werden.  

 

Abb. 71 Ergänzung von Regenwassermanagementmaßnahmen in einem Standardverfahren (Ministerium für Umwelt 
und Verkehr Baden-Württemberg, 2003, 24, eigene Darstellung) 

 



Diskussion und Ausblick   
 

123 
 

Bei der Bearbeitung eines Bestandgebiets ist vor allem auf die bestehende Bebauungsstruktur  zu 

achten, was in Österreich zu ¾ Ein- und Zweifamilienhäuser sind (vgl. Austrian Energy Agency 2014, 

online). Die Notwendigkeit dafür, dichtere Wohn- und Bebauungsformen zu integrieren, bedeutet je-

doch auch, dass Rücksicht auf Vorstellungen und Ideen der künftigen BauherrInnen gelegt wird. Eine 

dichtere Bebauungsstruktur ist für die Zukunft anzustreben, jedoch muss jedem bzw. jeder Bewohne-

rIn eine private Umgebung ermöglicht werden (vgl. Schuster 2015, 141). Die Nachfrage nach geänder-

ten Bebauungstypen wird sich in den nächsten Jahren rasch verschärfen, denn Boden ist eine endli-

che Ressource und der Druck verschiedenster Interessen steigt immer mehr. Die Hochschule in Lu-

zern hat sich dem Thema veränderter bzw. effizienter Bauformen angenommen und Gebäudetypen 

von Mehrfamilienhäusern entworfen, welche Qualitäten von Einfamilienhäusern haben (vgl. Hochschu-

le Luzern 2012, online). Die von Grimm (vgl. Grimm 2010b, 82-91) beispielhaft gezeigten Maßnah-

menpakete für Einfamilienhäuser, Geschoßwohnbauten und Industrieobjekte sollen die Wirksamkeit 

einfacher Maßnahmen verdeutlichen (siehe Kapitel 6.3. Maßnahmenpakete).  

Abschließend ist zu verdeutlichen, dass die Raumansprüche sind neu zu überdenken und es bedarf 

neuer Spielregeln für zukünftige Bautätigkeiten. Es ist zu berücksichtigen, dass die Rahmenbedingun-

gen für jedes Gebiet unterschiedlich sind und es differenzierte Lösungen geben muss. Dem Schutzgut 

Boden soll die natürliche Funktion wieder zurückgegeben werden.  

Eine verträgliche Siedlungsentwicklung des 21. Jahrhunderts besteht darin, dass örtliche, verkehrliche 

und ökologische Aspekte in einem integrativen Planungsprozess von Beginn an gemeinsam betrach-

tet, behandelt und miteinander verarbeitet werden (vgl. Bunzel u. a. 1997, 15). Die Verdichtung der 

Siedlungsstrukturen und eine verträgliche Nutzungsdurchmischung sollen kleinräumige Verkehrs-, 

Energieverbrauchs- und Emissionsentlastungen herbeiführen. Durch eine angemessene Nutzungs-

durchmischung sollen weitere Flächeninanspruchnahmen und Bodenversiegelungen begrenzt und 

gestoppt werden (vgl. Ahuis, Diekmann u.a. 1994, 204). 
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Anhang 1 – Plan  



Zusatzbestimmungen Bebauungsrichtlinien

§ 1 örtlicher Geltungsbereich

§  2 sachlicher Geltungsbereich

§  3 äußere Gestaltung der Bauten

§  4 Garagen und Einstellplätze

GH : max. 8 m FH :  max. 11,5 m o, ho, g 0,35 0,7Zone : D 
GESTALTUNGSKONZEPT 

UND 

BEBAUUNGSPLAN

GEMEINDE BAD TATZMANNSDORF

ORTSTEIL BAD TATZMANNSDORF

LABORRAUM 

Maßstab Plannummer Datum 

1: 2.500 Anhang 1 08.05. 2019

Anna Reschl  Matrikelnummer 10 40 905 Diplomarbeit

Bearbeiter

KG Bad Tatzmannsdorf

KG Jormannsdorf

KG Sulzriegl

§  5 Befestigungssysteme

Legende OrtskernFlächen und Objekte, die für das Ortsbild von Bedeutung sindPlangrundlagen:- BEV  Bundesamt für  Eich- und Vermessungswesen 2018,Digitale Katastermappe (DKM), Stand 2018, Amt der BurgenländischenLandesregierung 2018, Abteilung 2 - Landesplanung, Sicherheit,Gemeinden und Wirtschaft; Hauptreferat Landesplanung - Referat GISKoordination.- Digitaler Flächenwidmungsplan, Stand Oktober 2018, Amt der Burgenländischen Landesregierung 2018, Abteilung 2 - Landesplanung,Sicherheit, Gemeinden und Wirtschaft; Hauptreferat Landesplanung - Referat GIS Koordination.  GH : FH : Gebäudehöhe in Metern Firsthöhe in Metern o    ......  offene Bebauungsweiseho  ......  halboffene Bebauungsweiseg    ......  geschlossene Bebauungsweise GFZGRZBebauungsweise o   hog   Bebauungsdichte - Bebauungsdichte bezieht sich auf die Parzelle bzw. Nutzungseinheit GRZ    ......   Grundflächenazhl/Bebauungsdichte ist das Verhältnis         der bebauten Fläche Gebäude zum Nettobauland;                      Flächenanteil eines Grundstücks, welcher überbaut         werden darf;GFZ    ......   Geschoßflächenzahl ist das Verhältnis der Summe der                     Geschoßflächen zum Nettobauland;

Grenze zwischen verschiedenen BebauungsbestimmungenZwingende Baulinie
Zone F: Sonderstruktur Thermen- und Tourismuszone - Hoher Gestaltungscharakter muss beibehalten werden- Aufgelockerte Bebauungsstruktur zur Schaffung von Freiflächen zu Erholungszwecken- Berücksichtigung der ortsüblichen Bebauung - Max. Geschoßanzahl für Hotels und Pensionen beträgt 4 (Ausbau von DG ist miteinzurechnen)- Bei überwiegendem öffentlichen Interesse kann von der max. Geschoßfläche abgegangen werden   und eine max. Geschoßanzahnl von 6 genehmigt werden - Bedachtnahme auf die umliegenden Strukturen insbesonders im  Hinblick auf Proportion und   Stellung- Gestalterische Integration in ländliche Struktur - Durchgrünter Gesamteindruck- Bei Neuentwicklung und Umstrukturierung ist auf ein Minimum der  Versiegelung zu achten, sowie  auf Entsiegelung auf das unbedingt erforderliche MaßZone E: Einfamilienhausgebiet am Siedlungsrand - offene und lockere  Bebauungsweise, Verdichtungspotential - Durchgrünter Gesamteindruck inkl. Vorgärten- max. eingeschoßige Bebauung (Ausbau DG möglich), Steil-, Flach- und Pultdächer- Für befestige Flächen sind ausschließlich breitfugiges Rasenpflaster und Rasen-  gittersteine zu verwenden- Stellplätze und deren Zufahrten sind in wasserdurchlässiger Bauweise auszuführen   (wassergebundene Decke, Schotterrasen, Rasenpflaster, Rasengittersteine) mit   einem Abflußbeiwert von mindestens  0,7- Die Ableitung des Niederschlagswasser und Nutzung für die Bewässerung wird   empfohlen- Die erfoderliche Speichergröße sollte mindestens 2 m³ betragen. Pro m² Dachfläche   sind mind. 0,05 cbm Fassungsvermögen empfohlen - Mindestens zwei Maßnahmen des Regenwassermanagemtns  sind für die   Benützung des Regenwassers umzusetzen   

Die Gemeinde Bad Tatzmannsdorf gliedert sich in die planlich 
skizzierten Ortsteile Bad Tatzmannsdorf, Sulzriegel und Jormanns-
dorf. 
Der örtliche Gelstungsbereich der Verordnung erstreckt sich 
aufgrund von Entwurfs- und Übungszwecken auf die in der 
Plandarstellung gekennzeichnete Zone der Gemeinde Bad 
Tatzmannsdorf, mit dem gleichnamigen Ortsteil Bad Tatzmanns-
dorf. 

Es sind folgenden Bebauungsgrundsätze zu befolgen:
a) Bebauungsweise

o ..... offene Bebauung

Gegen beide seitlichen Grundstücksgrenzen ist ein Abstand von 
mindenstens 3 Metern einzuhalten.
ho ..... halboffene Bebauung

Hauptgebäude sind an einer seitichen Grundstücksgrenze 
anzubauen; gegen die andere Grundstücksgrenze ist
ein Abstand von mindenstens 3m einzuhalten.
  g ..... geschlossene Bebauung

Hauptgebäude sind in geschlossener Straßenfront beidseitig an 
die seitlichen Grundstücksgrenzen anzubauen.
b) Anzahl der Geschoße und Bebauungsdichte

Die Geschoßanzahl sowie die Bebauungsdichte ist der Zonendefi-
nition zu entnehmen.

a) Für das gesamte Gemeindegebeit ist festzulegen, dass einfache 
und klare Bauformen auszuführen sind.  Bei offener oder halbofener 
Bauweise sind die Form liegender Quader bzw. Kombinationen 
davon auszuführen; 
Die Proportionen müssen den umliegenden Geäuden angepasst 
werden. 
b) Die Bestimmungen zum Thema Regenwassermanagement sind 
der jeweiligen Zonenbeschreibung zu entnehmen.
c) Die Errichtung von Holzblockhäusern und Erdhäusern ist un- 
zulässig.
d) Dachformen im  Kerngebiet sind Sattel-, Pult-, Walm- oder 
Krüppelwalmdächer bzw. Kobinationen davon auszuführen. 
Die Mindestneigung von Dächern beträgt 15°. 
In der Dorfzone sind die Dachausführungen und Dach- 
neigungen an die Umgbung anzupassen.
In den zusammenhängend neu zu bebauuenden Gebieten sind 
auch andere Dachformen und Dachniegungen
zulässig wie Steil- und begrünte Flachdächer; 
Diese müssen sich dem bestehenden umliegenden Gebäuden 
anpassen.
e) Dachausbaten und Gaupen sind hinsichtlich der Ausführung und 
auch farblich dem ürbrigen Dach anzupassen.
f ) Trauf-, Gesims- und Sockelhöhen sind den Höhen des Nachbarge-
bäudes anuzpassen.
g) Die Sockelhöhe eines Gebäudes darf 1,5 m über Niveau nicht 
überschreiten, ausgenommen sind gelände bedingte Gegeben- 
heiten.
h) Fassaden haben sich dem Ortsbild anzupassen und können für 

die Verbesserung des Mikroklimas, sowie für das Auffangen von 

Niederschalgswasser begrünt werden.

a) Garagen müssen in gestalterischem Zusammenhang mit dem 
Haupt- und dem Gebäude der seitlichen Grundstücksgrenze 
stehen. 
b) Garagen, die an einer Grundstücksgrenze liegen, müssen eine 
angepasste Traufenhöhe, Dachdeckung und Dachneigung aufwei-
sen. 
c)  Die Anordnung von Garagen im Vorgarten ist bei halboffener 
oder offener Bebauungsweise unzulässig. 
d) Das Fußbodennniveau von Garagen darf nicht unterhalb des 
angrenzenden Straßenniveaus liegen. 
e) Garagenvorplätze bzw. Einstellplätze sind durch optisch wirksa-
me Abgrenzungen wie Grünstreifen oder Rasengittersteine zu 
gliedern. 

Flächennutzung
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Flächennutzung
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Zufahrt

Porenpflaster Rasenfugenpflaster Splittfungenpflaster
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+Quelle: Bunzel, Arno; Hinzen, Ajo; Ohligschläger, Gerd unter Mitarbeit von Hoffmann, Esther; Nöken, Thomas; Büro für Kommunal- und Regionalplanung (1997): Umweltschutz in der Bebauungspla-nung. Bauverlag GmbH, Wiesbaden und Berlin.Bebauungsrichtlinien der Gemeinde Bad Tatzmannsdorf, Verordnung Zahl: 6-610-BRL11Ä/2018 vom 20.06.2018,  
Zone A: Kerngebiet Zone B: Übergansbereich Kern- zu Gartengebieten - Traditionelle burgenländische Hofbebauungstypologie - Überwiegend halboffene oder offene Bebauungsweise  mit   landwirtschaftlichen Nutzgebäuden - Verdichtungspotential (Abstimmung mit Nachbarrechten)- Sattel-, Pult-, Walm oder Krüppelwalmdächer bzw. Kombinationen - Lichtraumprofil im Hofbereich- mind. 30% unversiegelte Flächen- Für befestige Flächen sind ausschließlich breitfugiges Rasenpflaster  und   Rasengittersteine zu verwenden- Stellplätze und deren Zufahrten sind in wasserdurchlässiger Bauweise   auszuführen   (wassergebundene Decke, Schotterrasen, Rasenpflaster,   Rasengittersteine) mit einem Abflußbeiwert von mindestens  0,7 

Zone C: Geschoßwohnbau- und  Reihenhausgebiet - Halboffene oder geschlossene Bebauungsweise im Bestand mit max. 2 Geschoßen   (Ausbau DG möglich)- Freie Anordnung der Gebäude am Siedlungsrand mit max. 4 Geschoßen (kein   Ausbau des DG)- Übergänge zu angrenzenden Gebieten und abgestufte Gebäude inkl. Einhaltung des  Lichtraumprofils; möglich sind Steil-, Flach- und Pultdächer- Mind. 35% unversiegelte großflächig zusammengende Freiräume mit  Gestaltungskonzept mit dem Ziel der Verbesserung der Aufenthaltsqualität und      der Verbesserung des Mikroklimas - Für befestige Flächen sind ausschließlich breitfugiges Rasenpflaster und   Rasengittersteine zu verwenden - Stellplätze und deren Zufahrten sind in wasserdurchlässiger Bauweise auszuführen   (wassergebundene Decke, Schotterrasen, Rasenpflaster, Rasengittersteine) mit  einem Abflußbeiwert von mindestens  0,7
Zone D:  Einfamilienhausgebiet im Nahbereich zum Kerngebiet                 mit Verdichtungspotential-  Überwiegend offene und halboffene Bebauungsweise -  Steildächer, Pultdächer und begrünte Flachdächer sowie begrünte Fassadenelemente-  Durchgrünter Gesamteindruck und gärtnerische Ausgestaltung sämtlicher Grünflächen-  Mind. 30% unversiegelte,private oder halböffentliche Räume- Grünflächen sind im zentralen Bereich für Retantion muldenförmig auszubilden- Für befestige Flächen ist breitfugiges Rasenpflaster und Rasengittersteine zu verwenden- Stellplätze und Zufahrten sind in wasserdurchlässiger Bauweise auszuführen (wassergebundene Decke,   Schotterrasen, Rasenpflaster, Rasengittersteine) mit einem Abflußbeiwert von mindestens  0,7- Die Ableitung des Niederschlagswasser und Nutzung für die Bewässerung wird empfohlen- Die erfoderliche Speichergröße sollte mindestens 2 m³ betragen. pro m² Dachfläche sind mind. 0,05 cbm   Fassungsvermögen empfohlen - Mindestens zwei Maßnahmen des Regenwassermanagemtns  sind für die Benützung des   Regenwassers umzusetzen  

+ 

- Nutzungsmischung von Wohnen und Abeit- Überwiegend geschlossene oder halboffene Bebauungsweise, straßenseitige  Mauern, keine Vorgärten- Vorrangig geschlossener Dachcharakter - Hauptfirstrichtungen parallel zur Straßenfluchtlinie  - Hofseitige Ruhe- bzw. Erholungsbereiche mit mind. 20% unversiegelten,  privaten oder halböffentlichen Räumen- Sattel-, Pult-, Walm oder Krüppelwalmdächer bzw. Kobinationen - Hohe Gestaltungsqualität (Kurortcharakter)- Für befestige Flächen sind ausschließlich breitfugiges Rasenpflaster und   Rasengittersteine zu verwenden- Bei Umstrukturierung und Sanierung ist bei der Versiegelung von Flächen auf  ein unbedingt erforderliches Maß zu reduzieren  

GH : max. 4,5 m FH :  max. 8 m o, ho 0,3 0,6Zone : E 
GH : max. 4,5 m FH :  max. 8 m o, ho 0,3 0,6Zone : E 

GH : max. 4,5 m FH :  max. 8 m o, ho 0,3 0,6Zone : E GH : Rand max. 13 m        innen max. 16 mFH : Rand max. 15,5 m        innen max. 18 m    ho, g 0,5 -Zone :C 
GH : max. 8 m FH :  max. 11,5 m o, ho, g 0,35 0,7Zone : D GH : max. 5,5 m FH :  max. 9 m o 0,3 0,6Zone : E 

GH : max. 8 m FH :  max. 12,5 m o, ho 0,5 0,9Zone : A 

GH : max. 4,5 m FH :  max. 8 m o, ho 0,3 0,6Zone : E GH : max. 8 m FH :  max. 11,5 m o, ho 0,4 0,8Zone : B 
GH : max. 8 m FH :  max. 11,5 m o, ho, g 0,35 0,7Zone : D 

GH : max. 5,5 m FH :  max. 9 m o, ho 0,3 0,6Zone : E 
GH : 18 m FH : 20 m - - - Zone : F 

GH : max. 8 m FH :  max. 12,5 m o, ho 0,5 0,9Zone : A 
GH : max. 8 m FH :  max. 11,5 m o, ho 0,4 0,8Zone : B GH : max. 4,5 m FH :  max. 8 m o 0,3 0,6Zone : E GH : max. 13 m FH :  max. 15,5 m   ho, g 0,4 -Zone : C GH : max. 5,5 m FH :  max. 9 m o 0,3 0,6Zone : E 

Eine bodenschonende Gestaltung der angegebenen Flächen-

nutzungen. Ein vollständige Versiegelung ist nicht zulässig. 




